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Seit Neuestem herrscht Le-
berkäs-Verbot bei uns im
Rathausbüro. Der Bürger-
meister ist nach seiner Nou-
gat-Ostereier-Diät nun eher
schlecht auf sein Gewicht zu
sprechen und versucht des-
wegen, jede Versuchung aus
seinem Umfeld zu verban-
nen. Doch eigentlich weiß
er genau: Aufs Maßhalten
kommt’s an. Seite 19
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr Wissen setzt Energie frei. Am 24. Juni ist es wieder
soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung lädt in Zusam-
menarbeit mit Bayerischem Gemeindetag und Bayeri-
schem Städtetag zum großen Info-Tag für Kommunen.
Im Garchinger Bürgerhaus treffen die Profis der Kom-
munalpolitik auf die Profis der Energie-Branche.
Bitte merken Sie sich den Termin schon heute vor.

Vormerken
!

24. Juni

2010

Bücher aus
dem Feuer

Aufruf zum Mitmachen:

Bücher aus
dem Feuer

Lesungen zum Jahrestag der
Nazi-Bücherverbrennung

am 10. Mai

Verbrannt, verboten, ver-
bannt - die Namensliste der
Autorinnen und Autoren ist
lang. Unzählige Intellektuel-
le, Künstlerinnen und Künst-
ler wurden ihrer Heimat und
Arbeit beraubt, viele wur-
den ermordet oder in den
Tod getrieben. Das darf nicht
vergessen werden.

Deshalb finden alljährlich
am 10. Mai zahlreiche Ge-
denkveranstaltungen statt.
„Viele bayerische Kommu-
nen unterstützen seit Jahren
die Aktion Bücherlesung“,
bedankt sich der Initia-
tor, TV-Moderator Gerhard
Schmitt-Thiel.

Zum 77. Jahrestag der
Bücherverbrennung werden
auch heuer zahlreiche Le-
sungen aus den Werken je-
ner Autoren stattfinden, de-
ren Vernichtung die Nazis
beschlossen hatten. Schmitt-
Thiel konnte wieder viele
prominente Mitstreiter ge-
winnen.
Weitere Informationen gibt
es im Internet unter www.
buecherlesung.de

KPV-Landesversammlung mit Neuwahlen am 24. April:

Staat und Kommunen –
Allianz auch in schwieriger Zeit

Die finanzielle Situation vieler Kommunen wird derzeit breit dis-
kutiert. Viele Städte, Märkte und Gemeinden sorgen sich um die Er-
füllung ihrer kommunalen Aufgaben. Unter diesem Gesichtspunkt
spricht Innenminister Joachim Herrmann über Perspektiven für die
Kommunen und insbesondere die Zukunft der Gewerbesteuer als
Haupteinnahmequelle der Kommunen bei der KPV-Landesver-
sammlung am Samstag, 24. April 2010, 10 Uhr, Redoutensaal,
Theaterplatz 1, 91054 Erlangen. Nach der Eröffnung durch den
KPV-Landesvorsitzenden Landrat Stefan Rößle sprechen der Ober-
bürgermeister der Stadt Erlangen Dr. Siegfried Balleis und der Bun-
desvorsitzende der KPV Peter Götz, MdB, ein Grußwort. Im An-
schluss findet die Neuwahl des Landesvorstandes statt.

Arbeitskreis „Große Städte“ der Bundes-KPV:

Wachsende
Lasten

Mit der Frage, wie die prekäre Finanzlage der Kom-
munen bewältigt werden kann, befasste sich in Berlin
der „Arbeitskreis Große Städte“ der Kommunalpoli-
tischen Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands.
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Generalse-
kretär Hermann Gröhe tauschten sich mit den Vor-
sitzenden und den Geschäftsführern der CDU- und
CSU-Fraktionen der 40 größten Städte Deutschlands
und der Landeshauptstädte aus.

Der Arbeitskreis forderte, dass
die dazu eingesetzte Regierungs-
kommission insbesondere die
Folgekosten bestehender Lei-
stungsgesetze abschätzt. Der Ar-
beitskreis hat angeboten, Vor-
schläge zu unterbreiten, wie
grundsätzlich die Struktur der
Aufgaben und Ausgaben verän-
dert werden muss, um Schulden
in der Zukunft verhindern zu
können. Bundeskanzlerin Merkel
zeigte sich besorgt über die Situa-
tion der Kassenkredite der Kom-
munen: Die kommunale Selbst-
verwaltung sei in Gefahr, wenn
vor Ort kaum noch entschieden
und gestaltet werden könne.

Städte unter Kuratel

Auch die Zahl der Städte, die
bereits unter Kuratel der Auf-
sichtsbehörden stehen, hat die dra-
matische Lage deutlich gemacht.
Dies bedeutet, dass in den Städten
nicht mehr die gewählten Rats-
mitglieder über die Zukunft ent-

scheiden, sondern Sachbearbeiter
in Behörden. Eindringlich wurden
auch die wachsenden Lasten
durch Bundes- und Landesgesetze
geschildert, z. B. durch den Aus-
bau der Kinderbetreuungsangebo-
te sowie durch die Explosion der
Kosten im Sozialbereich.

Die Mitglieder desArbeitskrei-
ses begrüßten die von der Bun-
desregierung fraktionsübergrei-
fend angestrebte Grundgesetzän-
derung zur Organisation der
Grundsicherung für Arbeitsu-
chende. Erwartet wird die Schaf-
fung eines rechtsicheren Rah-
mens für eine optimale Betreu-
ung der Arbeitsuchenden und ih-
rer Familien vor Ort. Oberstes
Ziel müsse weiterhin die Integra-
tion in Arbeit und die Unabhän-
gigkeit von staatlicher Leistung
sein. Die Städte müssten den Pro-
zess der Betreuung maßgeblich
gestalten. Ob in einer Arbeitsge-
meinschaft oder als eigenverant-
wortlicher Träger: D i e
Kommunen wol-

len eine echte Wahlfreiheit, um ei-
ne Hilfe aus einer Hand anbieten
zu können. Eine zahlenmäßige
Begrenzung der Anzahl kommu-
naler Träger im Grundgesetz lehn-
te derArbeitskreis deshalb ab.

In Anbetracht der Notwendig-
keit einer Zwei-Drittel-Mehrheit
zur Grundgesetzänderung haben
die Mitglieder des Arbeitskreises
Große Städte die SPD aufgefor-
dert, konstruktiv an den Änderun-
gen mitzuwirken.Auch die Sozial-
demokraten sollten auf die Kom-
munen vertrauen und die Erweite-
rung der möglichen Option mittra-
gen. Die Kommunen unterstützen
die beabsichtigte Regelung, Bil-
dungsaufwendungen für Kinder
im SGB II als Sach- und Dienstlei-
stungen vorzusehen und erwarten
eine größere Beteiligung des Bun-
des an den Kosten der Unterkunft.
Dies werde zu einer Entlastung der
Kommunen führen. DK

Wirtschaftsminister Zeil:

„Impulse für
Energiekonzept

aus Bayern“
In einem Schreiben an Bun-
deswirtschaftsminister Rainer
Brüderle stellte Bayerns Wirt-
schaftsminister Martin Zeil
Forderungen an das Energie-
konzept der Bundesregierung,
das im Herbst beschlossen
werden soll.

„Mit den klaren energiepoliti-
schen Forderungen des Freistaats
möchte ich die wichtige Arbeit
am Energiekonzept des Bundes
einen großen Schritt voranbrin-
gen. Gleichzeitig ist mir wichtig,
dass die bayerischen Interessen in
Berlin frühzeitig gehört und
berücksichtigt werden“, so Zeil.
Das energiepolitische Ziel der
Versorgungssicherheit müsse im
neuen Konzept eine herausragen-
de Stellung einnehmen. „Für den
Industriestandort Deutschland ist
es von entscheidender Bedeu-
tung, dass Energie bedarfsgerecht
zu jeder nachgefragten Zeit in
ausreichender Menge bereitsteht.
Der Bund muss mit dem Energie-
konzept verlässliche politische
Rahmenbedingungen für notwen-
dige Investitionen in Kraftwerke,
Netze und Speicher am Standort
Deutschland schaffen,“ so der
Minister.

Mehr Wettbewerb

Das Energiekonzept des Bun-
des müsse auch Wege zur Begren-

zung der Energiekostenbelastung
aufzeigen. Zeil: „Wir brauchen
noch mehr Wettbewerb auf den
Energiemärkten. Zudem müssen
alle staatlichen Instrumente, die
die Energiepreise belasten, end-
lich einmal ungeschönt analysiert
werden.Auch mit einer Selbstver-
pflichtung der Bundesregierung,
von neuen energieverteuernden
Maßnahmen abzusehen, wäre
schon viel gewonnen.“

Für eine langfristig sichere En-
ergieversorgung von Deutschland
müsse das Potential der erneuer-
baren Energien realistisch ermit-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Landkreistag:

Gleiche Chancen für
Stadt und Land!

Positionspapier zur Tourismuspolitik

Dem Fremdenverkehr in den Landkreisen kommt
volkswirtschaftlich und regionalpolitisch eine große
Bedeutung zu. Dies geht aus einem Positionspapier
hervor, das der Deutsche Landkreistag erarbeitet hat.
So verbringen beispielsweise Gäste in kleineren Ge-
meinden mit durchschnittlich 3,3 Tagen deutlich
mehr Zeit als in Städten über 100.000 Einwohnern, in
denen sie nur durchschnittlich 1,9 Tage bleiben. Und
auch die konjunkturelle Krise schlägt bei Gemeinden
unter 100.000 Einwohner mit einem Rückgang der
Übernachtungen im ersten Halbjahr 2009 im Ver-
gleich zum ersten Vorjahresshalbjahr von 1 Prozent
nicht so stark durch wie auf den Städtetourismus mit
einem Minus von 3 Prozent.

Die überwiegend ländlichen
Tourismusdestinationen verfügen
laut Landkreistag zudem über er-
hebliches Potenzial, das neben
dem umsatzstarken Städte-, Kul-
tur- und Geschäftstourismus, der
sich primär auf größere Städte
und Metropolen konzentriert,
gleichberechtigt unterstützt wer-
den muss. Gerade die ländlichen
Räume böten die Möglichkeit,
das touristische Potenzial einer
Landschaft im Sinne einer unver-
wechselbaren Regionalität er-
kennbar werden zu lassen und
verbunden mit Produkten aus re-
gionalen Wertschöpfungsketten
u. a. zur Marke zu entwickeln. In
der Fläche und vor allem in struk-
turschwachen Gegenden sei die
Tourismuswirtschaft vielfach die
Leitökonomie mit einer Reihe
von damit zusammenhängenden

Unternehmen. So seien etwa die
ländlichen, sonst eher struktur-
schwachen Küsten der Nord- und
Ostsee, die Mittelgebirge, die
Voralpen sowie klassische Naher-
holungsgebiete im Flachland die
tourismusintensivsten Gebiete
Deutschlands.

Fläche im Blick

Um dieses Potenzial noch bes-
ser zur Entfaltung zu bringen,
dürften Entwicklungsstrategien,
Marketinganstrengungen und
staatliche Fördermittel nicht aus-
schließlich auf das großstädtische
Tourismussegment ausgerichtet
sein, sondern sollten auch die
Fläche Deutschlands in den Blick
nehmen. Auch sollten ländliche
Destinationen in der Marketings-
trategie der Deutschen Zentrale

für Tourismus (DZT) mehr Be-
achtung finden. Im selben Zu-
sammenhang sieht der Deutsche
Landkreistag in der momentanen
Diskussion um die Stärkung von
Wachstumskernen und Metropo-
len die Gefahr, dass Ballungszen-
tren und großstädtische Räume
und mit ihnen der Städte- und
Kulturtourismus zu Lasten der
ländlichen Räume in einen ein-
seitigen Fokus geraten. Stattdes-
sen müssten gleichberechtigte
Entwicklungschancen für städti-
sche und ländliche Tourismusan-
gebote bestehen.

Moderne Infrastruktur

Gerade vor dem Hintergrund
der berechtigten Anforderungen
des Tourismus an eine moderne
verkehrliche Infrastruktur sieht
der Deutsche Landkreistag auch
künftig einen hohen Erneue-
rungs-, Ausbau- und Erhaltungs-
bedarf im Bereich des kommuna-
len Straßenbaus und des Öffentli-
chen Personennahverkehrs (ÖP-
NV). Das Deutsche Institut für
Urbanistik (Difu) erkennt im Ver-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin
Ilse Thanopoulos

86519 Wiesenbach
am 27.4.

Bürgermeister
Harald Mild

95473 Creußen
am 29.4.

Bürgermeister Reiner Pistner
63825 Schöllkrippen

am 30.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Josef Pellkofer

84130 Dingolfing
am 1.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister
Thomas Thumann

92318 Neumarkt i. d. Opf.
am 20.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Landrat

Martin Sailer
86150 Augsburg

am 22.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Thalhammer

94557 Niederalteich
am 3.5.

Bürgermeister Gerhard Forstmeier
83567 Unterreit

am 30.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Sunkler

83487 Marktschellenberg
am 1.5.

Bürgermeister Theodor Schuster
94529 Aicha vorm Wald

am 2.5.

Bürgermeister Karl Seitle
86668 Karlshuld

am 20.4.

Bürgermeister Max Schadenfroh
94428 Eichendorf

am 22.4.

Bürgermeister Joachim Bieber
63897 Miltenberg

am 29.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Weber

97230 Estenfeld
am 3.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Primat des
ländlichen Raumes

SPD stellt der Staatsregierung
ein eigenes Zukunftsprogramm entgegen

Verbesserte Finanzausstattung der Kommunen, noch stärkere
Regionalisierung der Förderpolitik und mehr Entscheidungs-
kompetenzen in den Regionen - das sind die Kernpunkte der
SPD-Landtagsfraktion in einem Programm für die Zukunft des
ländlichen Raumes in Bayern, um die immer weiter auseinan-
derklaffende Schere zwischen Ballungs- und Landregionen all-
mählich wieder zu schließen. Das Zehnpunktekonzept wird der
Politik der Staatsregierung entgegengesetzt, die derzeit an der
Neufassung des Landesentwicklungsprogramms (LEP) arbeitet,
das auch für die Opposition wichtig bleibt.

Die „Abstimmung mit den
Füßen“ zu Lasten der ländlichen
Räume insbesondere in Nord-
und Ostbayern könne nur ge-
stoppt werden, wenn die Kom-
munen mehr Geld zur Verfügung
haben, forderte die stellvertreten-
de SPD-Fraktionsvorsitzende
Annette Karl bei der Vorstellung
des Konzept vor der Landtags-
presse. Die Gewerbesteuer müs-
se erhalten bleiben und die Ver-
bundquote im kommunalen Fi-
nanzausgleich von derzeit 12%
in Bayern jährlich um 0,5% auf
15% erhöht werden. Für eine
wirksame regionale Strukturpoli-
tik müssten Regionalbudgets
eingerichtet werden. Dafür seien
verantwortliche Management-
strukturen zu schaffen.

Vom Kopf auf die Füße

Die Verteilung der Mittel in der
regionalen Wirtschaftsförderung
müsse vom Kopf auf die Füße ge-
stellt werden. Wo die Probleme
am größten sind, gehöre das mei-
ste Geld hin. Bagatellgrenzen der
Förderung sollten zur Unterstüt-
zung des Mittelstands und Hand-
werks im ländlichen Raum von
500.000 auf 400.000 Euro ge-
senkt werden. Der Primat dieses
Raumes müsse im LEP bleiben,
wie er 2006 darin verankert wur-
de; ergänzt durch die Verpflich-
tung, interkommunale Entwick-
lungskonzepte zu beschließen,
bevor Einzelhandelsgroßprojekte
verwirklicht werden.

Den Staatssekretärsausschuss
(unter Leitung von Wirtschafts-
staatssekretärin Katja Hessel,
FDP) für den ländlichen Raum
hält die SPD für nicht effizient.
Er sollte zunächst durch eine
„Stabsstelle Ländlicher Raum“ in
der Staatskanzlei und später
durch ein eigenes Ministerium
ersetzt werden. Zu revidieren ist
laut SPD-Konzept auch der Ka-
binettsbeschluss vom März die-
ses Jahres, dass keine weiteren
HAW’s (Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften/Fach-
hochschulen) mehr gebaut wer-

den dürfen. Für die Schulen wird
ein Gesamtkonzept verlangt, vor
allem müssten mehr Lehrer ein-
gestellt werden. Der Kampf um
jede Schule sei zu verhindern.
Dem soll auch der Öffentliche
Personen-Nahverkehr (OPNV)
dienen, der keineswegs nur dazu
da sein dürfe, Schulkinder von
Ort zu Ort zu kutschieren.

Thema im Kabinett

Das SPD-Konzept wurde vom
stellvertretenden CSU-Fraktions-
vorsitzenden Alexander König
postwendend zurückgewiesen.
Die „populistischen Forderun-
gen“ seien „in ihrer Schlichtheit
billig, für den Steuerzahler aber
sündhaft teuer“. Da helfe viel
mehr, dass Ministerpräsident
Horst Seehofer die ländlichen
Räume in jedem Monat zum The-
ma in den Kabinettssitzungen ma-
che. Aus den Ministerien kamen
laufend Vorschläge diese Räume
zu stärken. Doch allein könne die
Staatsregierung die Wanderungs-
bewegung nicht stoppen. Hierzu
brauche es auch das Engagement
der Bundesregierung and der EU-
Kommission. Die CSU-Fraktion
setze darauf, die Eigeninitiativen
vor Ort zu stärken, statt neue Insti-
tutionen zu schaffen. rm

Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes auf Beherbergungsdienstleistungen:

„Ruck für die Branche und
den Bayerntourismus“

Positive Zwischenbilanz

Bayerns Hotels und Pensionen nutzen die niedrigere Mehrwert-
steuer seit Jahresbeginn für umfangreiche Investitionen. Einer
Umfrage des Branchenverbandes DEHOGA zufolge planen die
bayerischen Betriebe mit 371.000 Euro mehr als doppelt so viel
zu investieren wie im bundesweiten Durchschnitt. Bayerns Wirt-
schaftsminister Martin Zeil und der Präsident des Bayerischen
Hotel- und Gaststättenverbandes Siegfried Gallus zogen eine po-
sitive Zwischenbilanz nach 100 Tagen reduziertem Mehrwert-
steuersatz für Beherbergungsdienstleistungen.

Minister Martin Zeil: „Die
Mehrwertsteuerreduzierung
zeigt Wirkung. Sie sorgt quer
durch alle Unternehmensgrößen
im Übernachtungsgewerbe für
einen Investitionsschub. Das
verspricht einen weiteren großen
Qualitätssprung im Bayerntou-
rismus.“ Aus Sicht von Gallus ist
mit der Entscheidung der Bun-
desregierung „ein signifikanter
Ruck durch die Branche gegan-
gen“. „Mit dem dadurch ge-
schaffenen Handlungsspielraum
können in den Unternehmen
Zehntausende von vorher akut

gefährdeten Jobs gesichert wer-
den. In vielen Fällen wird es so-
gar neu geschaffene Arbeits- und
Ausbildungsverhältnisse geben“,
so der Präsident.

Wichtiger Impuls

Minister Zeil bezeichnete die
Mehrwertsteuerreduzierung für
die Hotellerie als „wichtigen Im-
puls für mehr Wachstum und
Beschäftigung“. „Es ist das effektiv-
ste Instrument des Wachstums-
beschleunigungsgesetz der Bun-
desregierung. Ich bin überzeugt,
wenn die Investitionsbereitschaft
mit dieser Intensität anhält, kön-
nen wir die Steuermindereinnah-
men mittelfristig größtenteils
kompensieren“, so Zeil.

Gallus zeigte sich stolz auf sei-
ne Branche: „Wir haben Wort
gehalten. Gäste, Mitarbeiter,
Handwerker, Zulieferer, Umwelt
sowie letztlich auch Staat und
Kommunen werden von dieser
Maßnahme unterm Strich profi-
tieren. Das macht Mut auch im
Hinblick auf die noch ausstehen-
de Reduzierung der Mehrwert-
steuer für die Gastronomie. Hier
wird sich der BHG konstruktiv
und intensiv in die Gespräche
einbringen, um die ohne Zweifel
bestehenden Benachteiligungen
im eigenen Land schnellstmög-
lich zu beseitigen.“

Ausbau der Infrastruktur
des Hotels

Exemplarisch für die Vielzahl
der investierenden Übernach-
tungsbetriebe besuchten Zeil und
Gallus das Parkhotel Bad Bayer-
soien im Grenzlandkreis Gar-

misch-Partenkirchen. In diesem
4-Sterne-Hotel nahe Oberammer-
gau investiert die Inhaberfamilie
Fehle-Friedel 2,3 Millionen Euro
in den Ausbau der Hotelinfra-
struktur. Darüber hinaus gibt es
Lohnerhöhungen für die Mitar-
beiter sowie Preisnachlässe für
die Gäste. „Gerade für uns an der
Grenze zu Österreich ist der redu-
zierte Mehrwertsteuersatz Gold
wert. Hohe Qualität anzubieten
und gleichzeitig unternehmeri-
schen Erfolg zu haben, war im
Vergleich zu unseren Konkurren-
ten jenseits der Grenze aufgrund
des jahrzehntelangen Mehrwert-
steuergefälles ungleich schwieri-
ger“, erklärte Parkhotel-Besitzer
Wolfgang Friedel.

Konkurrent Österreich

Österreich wendet bei der Ho-
tellerie und Gastronomie bereits
seit langem den reduzierten
Mehrwertsteuersatz von 10 Pro-
zent an. In Deutschland waren es
bis Ende 2009 in beiden Berei-
chen 19 Prozent, mit Jahresbe-
ginn gilt nach Verabschiedung
des Wachstumsbeschleunigungs-
gesetzes für Beherbergungs-
dienstleistungen der reduzierte
Mehrwertsteuersatz von sieben
Prozent.

Laut der vom DEHOGAjüngst
durchgeführten bundesweiten
Umfrage bei 2 800 Hotels wollen
98,4 Prozent der bayerischen Ho-
tels und Pensionen die ersparte
Mehrwertsteuer für Neuanschaf-
fungen, Modernisierungen und
Umbauten nutzen. Das sind
nochmals deutlich mehr als die
bundesweiten 90,6 Prozent. Die
außergewöhnlich starke Fokus-
sierung auf investive Maßnah-
men erklärt auch, warum bei den
anderen Maßnahmenfeldern der
Bundeswert höher liegt.

Zusätzliche Arbeitsplätze

Zusätzliche Vollzeitkräfte ein-
stellen wollen in Deutschland
36,6 Prozent der Betriebe, in Bay-
ern 28,7 Prozent. Bei den neuen
Teilzeitkräften liegt das Verhält-
nis bei 33,7 Prozent zu 32,8 Pro-
zent, bei den Auszubildenden bei
33,5 Prozent zu 28,7 Prozent.
Mehr Lohn wollen bundesweit
39,6 Prozent der Befragten zah-
len, in zusätzliche Mitarbeiter-
qualifizierung investieren 34,1
Prozent. Für Bayern liegen diese
Anteile bei 36,9 Prozent bzw. 32
Prozent. Preissenkungen wollen
bundesweit 33,6 Prozent auf-
grund des reduzierten Mehrwert-
steuersatzes anbieten, während es
zwischen Aschaffenburg und
Berchtesgaden 27 Prozent umset-
zen.

Hohes Investitionsvolumen

Der niedrige Wert lässt sich
auch durch die unterschiedliche
Verteilung der Hoteltypen inner-
halb Deutschlands erklären. Län-
der, die prozentual mehr Ge-
schäftshotels als das Tourismus-
land Bayern aufweisen, mussten
einen dementsprechend größeren
Anteil der Steuererleichterungen
an Firmenkunden durchreichen.
Denn für diese bedeutet die Sen-
kung der Mehrwertsteuer indirekt
eine Erhöhung der Zimmerpreise.
Die geringste Relevanz hat die
Verbesserung des Betriebsergeb-
nisses. Hierzu verwenden im
Bundesgebiet 25,7 Prozent der
Unternehmen die ersparte Mehr-
wertsteuer, im Freistaat 24,6 Pro-
zent. Allein das bei der Umfrage
ermittelte zusätzliche Investiti-
onsvolumen durch die bayeri-
schen Betriebe lag bei über 100
Millionen Euro.

Kongress der bayerischen Volkshochschulen in München:

Festival der Mehrsprachigkeit
Mehrsprachigkeit ist eine Schlüsselqualifikation für die Zu-
kunft. Dieser Herausforderung stellten sich Sprachkursleiter
und Programmverantwortliche mit der Durchführung des er-
sten Sprachenkongresses der bayerischen Volkshochschulen in
München. 650 Besucher verschafften sich an zwei Tagen einen
umfassenden Überblick über den aktuellen Stand der Fremd-
sprachendidaktik.

In fast 70 Workshops und Prä-
sentationen ging es um neue Ak-
zente, Impulse, Anregungen –
praxisnah und innovativ. Zudem
fanden eine Sprachenmesse mit
mehr als 20 Ausstellern und zwei
kulturell-kulinarische Abende
mit „The Voodoo Gang“ und
Gerhard Polt statt.

In seiner Eröffnungsrede hob
der Landesvorsitzende des Bayeri-

schen Volkshochschulverbandes
K. Heinz Eisfeld hervor, dass das
Tagungsmotto „Mehrsprachig ist
die Zukunft sehr gut gewählt sei,
da es die internationale Kommuni-
kationsfähigkeit als individuelle
und als gesellschaftliche Heraus-
forderungen auf den Punkt bringe.
Nur zwei- und mehrsprachige
Menschen könnten eine mehrspra-
chige Gemeinschaft entstehen las-
sen – und hierzu solle sich Europa
entwickeln. Politisch beheimatet
sei dieses Anliegen zudem bei der
Staatsministerin für Bundes- und
Europaangelegenheiten, weshalb
auch Dr. Gabriele Stauner, die
Amtschefin dieses Ministeriums,
bei ihrem Grußwort auf die beson-
dere Bedeutung der Sprach- und
damit Kulturvermittlung hinwies.

Zusammenhalt

Prof. Dr. Jürgen Trabant, Berli-
ner Sprachwissenschaftler und In-
haber eines eigenen Lehrstuhls für
Mehrsprachigkeit in Europa an
der Jacobs University in Bremen
(Conrad Naber Chair for Europe-
an Plurilingualism) brach in sei-
nem Eröffnungsvortrag „Mehr-
sprachigkeit bildet“ eine Lanze
für das nicht unmittelbar auf kom-
munikative Zwecke ausgerichtete
Sprachenlernen. Prof. Dr. Klaus
Meisel, Managementdirektor der
Münchner Volkshochschule, griff
dieses Bildungsverständnis in sei-
nem Vortrag „Veränderungen in
der Erwachsenenbildung“ auf und
spann es weiter.

Volkshochschulen seien eigent-
lich die wichtigste Bastion für
den Zusammenhalt der Gesell-
schaft, für die allgemeine Bildung
der Menschen, für Integration
und interkulturelle Öffnung. Ent-
sprechend müssten Volkshoch-
schulen mit viel mehr Selbstbe-
wusstsein in der Öffentlichkeit
auftreten, so Meisel. Dafür aller-
dings sei dieses Format, der erste
Sprachenkongress der bayeri-
schen Volkshochschulen, genial.

Workshopangebot

So vielfältig und lebendig wie
das Sprachenangebot der bayeri-
schen Volkshochschulen war das
Workshopangebot. Es ermöglichte
die Beschäftigung mit Themen,

Trends und Methoden entlang
der ganzen Bandbreite des
Fremdsprachenunterrichts heute
und morgen. Immer wieder ka-
men laut Volkshochschulverband
Kongressbesucher nach den
Workshops begeistert zum bvv-
Messestand und fragten nach
spezifischen Fortbildungssemi-
naren im Programm.

Tatsächlich werden viele
Workshop-Themen in bvv-Fort-
bildungen aufgegriffen und wei-
tergeführt. Dazu zählen die Zu-
satzqualifizierung für Integrations-
kursleiter, das Veranstalten von
Prüfertrainings und die Ausbil-
dung von Online-Trainern.Außer-
dem kann man lernen, wie man
Lernspiele im Türkisch-Unterricht
einsetzt, Techniken des interkultu-
rellen Umgangs im Sprachunter-
richt trainiert und denTeilnehmern
Mut zum Sprechen macht. DK

Kassenärztliche Vereinigung und Landkreistag:

Erneutes Spitzengespräch
Jüngst kam es zu einem weiteren Spitzengespräch zwischen der
Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns (KVB) und dem Bayeri-
schen Landkreistag in Grafenwiesen, Landkreis Cham.

Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, der Chamer Land-
rat Theo Zellner, trug die in Ein-
zelfällen vorgebrachte Kritik der
Landräte an der Umsetzung der
Kooperationsvereinbarung vor:
„Gerade bei Ermächtigungsfragen
wird vor Ort den Landkreisen bei
der Weiterentwicklung der Kran-
kenhäuser zum Teil aus sachfrem-
den Erwägungen häufiger ein
Strich durch die Rechnung ge-
macht.“

Exklusiver Zugang

Der Vorstand der KVB schloss
manche Eigenmächtigkeiten in
Form einer zu partikularen Interes-
sensvertretung der Position der
niedergelassenen Ärzte nicht aus.
„Um damit künftig besser umge-
hen zu können, bieten wir den
Landräten einen unmittelbaren
exklusiven Zugang zur Haupt-
geschäftsführung der KVB an.
Regionale Probleme sollen so wei-
ter versachlicht und möglichst ei-
ner für beide Seiten verträglichen
Lösung zugeführt werden“, stellte
Dr. Axel Munte, Vorstandsvorsit-
zender der KVB, zusammen mit
seinen Vorstandskollegen Dr. Ga-
briel Schmidt und Rudi Bittner in
Aussicht. Da auch Kommunika-
tionsprobleme zwischen den
Kreiskrankenhäusern und den

niedergelassenen Ärzten beste-
hen, sollen die Bezirksverbände
des Bayerischen Landkreistags die
Regionalen Vorstandsbeauftragten
der KVB zu Gesprächen einladen.

Die Spitzen von KVB und
Landkreistag bekräftigten erneut
ihr gemeinsames Interesse an der
Fortführung der im Herbst 2007
geschlossenen Kooperationsver-
einbarung zur Verbesserung der
medizinischen Versorgung der
Bevölkerung im ländlichen
Raum. „Die Zusammenarbeit
zwischen ambulantem und sta-
tionärem Sektor bietet gerade im
ländlichen Raum ein enormes Po-
tential zum Erhalt und zur Verbes-
serung der Versorgung. Es muss
uns gelingen, die Kooperation
über die vor Ort zum Teil belaste-
ten Befindlichkeiten hinaus fort-
zuführen“, bekräftigte Landrat
Zellner. Gemeinsame Themen ge-
be es genug, ergänzte Munte: „Ei-
ne bessere Kooperation bei der
Geräteausnutzung, die Etablie-
rung von gemeinsamen Weiterbil-
dungsverbünden oder abgestimm-
te Maßnahmen zurAufrechterhal-
tung von Landpraxen gerade im
Hinblick auf die zunehmende
Feminisierung des Arztberufes
sind nur einige Beispiele, bei de-
nen Krankenhäuser und niederge-
lassene Ärzte sich gegenseitig un-
terstützen können.“
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Liebe Leserinnen
und Leser,

planen Sie noch oder bauen
Sie schon?

Die Diskussion um die Zu-
kunft des Landesentwicklungs-
planes bzw. der Regionalpläne
reicht von einem Extrem zum
Anderen: „Bei uns in Deutsch-
land herrscht die Planeritis
und macht uns bei Genehmi-
gungsverfahren zu langsam“,
sagen die Einen. „Ohne Lan-
desentwicklungs- und Regio-
nalplanung wären unsere
Städte, Märkte und Gemeinden nicht so attrak-
tiv, wie sie sind“, meinen die Anderen.

Ministerpräsident Horst Seehofer hat an-
gekündigt, die Landesentwicklungsplanung
deutlich zu entrümpeln und sogar komplett auf

den Prüfstand zu stellen. Die KPV der CSU kam
nach langer Diskussion zum Ergebnis, dass ei-
ne über die Grenzen der Gebietskörperschaften
wirkende kommunale Planungsebene weiterhin
erforderlich ist, das bestehende Ausmaß der Re-
gional- und Landesentwicklungsplanung aber
deutlich zurückgefahren werden kann.

Es gibt Themen, die eine breit angelegte Pla-
nung erfordern. So machen z. B. viele Infra-
strukturmaßnahmen, Hochwasserschutz- und
Umweltmaßnahmen an den Gemeinde- und

Landkreisgrenzen nicht Halt
und haben nur bei überregio-
naler Betrachtung und Ab-
stimmung Sinn. Die Überprü-
fung der Stadt-Umland-Pro-
blematik in einer überregiona-
len Planung ist mit Sicherheit
auch von Vorteil und fördert
die Chancengleichheit von
Ballungsräumen und ländli-
chen Räumen. Dass die Aus-
wirkungen von Einzelhandels-
großprojekten über die Ge-
bietskörperschaften hinaus zu
prüfen sind, findet ebenfalls
viel Zustimmung.

Dass aber die Planungen eine Kategorisie-
rung aller Gemeinden, Märkte, Städte und
Landkreise enthalten und bis ins letzte Detail
die Entwicklungsmöglichkeiten der Kommu-
nen beschreiben müssen, ist wohl ein Beispiel
für eine Fehlentwicklung dieser Planungsin-
strumente und sollte an die Fachplanung, die ja
dadurch nicht ersetzt wird, rück-übertragen
werden.

Es wird noch einige Diskussionen erfordern,
bis über die Zukunft des LEP und der Regional-
planung entschieden werden kann – hoffentlich
sachlich und fundiert von allen Beteiligten.

Für mich stehen als Eckpunkte fest, dass eine
Landesentwicklungsplanung auch in Zukunft
erforderlich ist, aber durchaus verschlankt wer-
den kann, dass nach dem Subsidiaritätsprinzip
alles bei der niedrigeren Ebene bleiben soll,
was dort auch geregelt werden kann und dass
Bezirke oder auch die Landkreise nicht geeignet
sind, diese Planungsinstrumente zu ersetzen.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Planen Sie noch
oder bauen Sie schon?

Positionsbestimmung des Deutschen Städtetags:

Kommunale Kulturpolitik
Seit Jahren steht die kommunale Kulturpolitik vor erheblichen
Problemen der Finanzierung. Zum einen geht es darum, die viel-
fältige kulturelle Infrastruktur über die Zeit der Krise zu si-
chern, zum anderen ist aber auch ein Nachdenken über neue
Wege der Zusammenarbeit und zukunftsfähige Strukturen in
der Kultur notwendig. Der Kulturausschuss des Deutschen
Städtetages hat auf Grundlage des Berichts einer Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestages und seinen umfangreichen
Handlungsempfehlungen eine intensive kulturpolitische Diskus-
sion geführt und eine Positionsbestimmung erarbeitet.

Kultur ist seit jeher integraler
Bestandteil kommunaler Selbst-
verwaltung. Ihre Förderung ist in
den Gemeindeordnungen respek-
tive Landesverfassungen als kom-
munale Selbstverwaltungsaufgabe
geregelt, so der Deutsche Städte-
tag in seinem Papier. Daraus erge-
be sich ein eigenständiger Gestal-
tungsauftrag der Städte und Ge-
meinden. Dem Ansatz der En-
quete-Kommission, Kultur
als „pflichtige Selbstverwaltungs-
aufgabe“ zu regeln, könne solange
nicht gefolgt werden, wie sich dar-
aus keine konkreten Finanzie-
rungsansprüche für die Kommu-
nen ergeben. Kultur in der Stadt
sei wesentlich mehr als Kultur von
der Stadt. Die Aufgabe der Siche-
rung der kulturellen Infrastruktur
beschränke sich deshalb nicht auf
die Bereitstellung durch die öffent-
lichen Hände, sondern umfasse
auchAktivitäten Dritter, insbeson-
dere des bürgerschaftlichen Enga-
gements und der Wirtschaft.

Zunehmender Druck

Die öffentliche Finanzierung
von Kunst und Kultur gerät ange-
sichts der prekären Haushaltssi-
tuation in vielen Städten unter zu-
nehmenden Druck. Nach Auffas-
sung des Städtetags müssen Bund
und Länder die Finanzausstattung
der Städte als Voraussetzung für
die Erfüllung ihrer Kulturaufga-
ben durch eine auskömmliche Ge-
meindefinanzierung sicherstellen.
Die Länder seien darüber hinaus
aufgefordert, einen größeren Bei-
trag als bisher zur Sicherung der
kulturellen Infrastruktur zu lei-
sten. Bei notwendigen kommuna-
len Einsparungen sollte von über-
proportionalen Kürzungen im
Kulturbereich allein unter Hin-
weis auf den rechtlich freiwilligen
Aufgabencharakter abgesehen
werden.

Gemeinsames Ziel sollte sein,
die kulturelle Infrastruktur und die
Vielfalt der Kulturlandschaft auch
bei schwieriger Finanzlage zu er-
halten. Ungeachtet der derzeit feh-
lenden politischen Umsetzbarkeit
befürwortet der Hauptausschuss
die Handlungsempfehlung der
Enquete-Kommission, Kultur als
Staatsziel in das Grundgesetz auf-
zunehmen.

Verzahnung von Bildung

Eine hohe Bedeutung misst der
Deutsche Städtetag der kulturellen
Bildung zu. Dies gilt insbesondere
für die Verzahnung von schuli-
scher und kultureller Bildung. Be-
fürwortet wird, dass der Bund dort
weiterhin in Maßnahmen der kul-
turellen Bildung eingebunden
wird, wo er bereits jetzt tätig ist.

Die Erweiterung der Bundeszen-
trale für politische Bildung um
Aufgaben der kulturellen Bildung
sollte geprüft werden.

Handlungsempfehlungen

Den Handlungsempfehlungen
der Enquete-Kommission, eine
gesetzliche Verankerung von Bi-
bliotheksaufgaben und weiteren
Aufgaben der kulturellen Bildung
als kommunale Pflichtaufgabe
vorzusehen, könne nicht gefolgt
werden, so das Papier. Um die
Gleichwertigkeit der (pflichtigen)
schulischen und der außerschuli-
schen kulturellen Bildung zu ge-
währleisten, sollten auf Ländere-
bene rechtliche Regelungen zur
Förderung kultureller Bildung ge-
prüft werden. Diese seien so zu
gestalten, dass auch Städten und
Gemeinden in prekärer Haus-
haltssituation ein Engagement er-
möglicht wird.

Kulturelle Vielfalt

Kulturelle Vielfalt sollte als Ge-
winn und Bereicherung für das
städtische Leben anerkannt und
genutzt werden. Die Städte könn-
ten maßgeblich dazu beizutragen,
dass sich diese Vielfalt in einem
ebenso offenen wie aufgeschlos-
senen Klima entfalten kann. Viel-
falt bedeute aber nicht, individu-
elle oder kollektive Entwick-
lungsprozesse im kulturellen
Raum schrankenlos sich selbst zu
überlassen. Vielmehr bedürfe es
einer zentralen normativen
Grundlage für ein dauerhaftes ge-
sellschaftliches und kulturelles
Miteinander. Zentraler Orientie-
rungsrahmen für das friedliche
Zusammenleben, den interkultu-
rellen Dialog und Toleranz sei das
Grundgesetz.

Netzwerke

Wenn die Organisation von
Kulturförderung in Deutschland
unter Beteiligung einer Vielzahl
vonAkteuren stattfinden kann, so
kommt der Frage der Kooperatio-
nen und der Bildung von Netz-
werken eine große Bedeutung zu.
Es ist auch die Frage zu klären,
welche Aufgaben eher zentral
wahrgenommen werden können
und sollten. Gerade in einem fö-
deral gegliederten Staatswesen
sei den Formen der Zusammenar-
beit von Bund, Ländern und Städ-
ten, möglicherweise auch der EU,
ein großes Augenmerk zu wid-
men. Hinzu kommt, dass auch
auf den örtlichen Ebenen durch
die Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft und den Bürgerinnen
und Bürgern Abstimmungen zu
leisten sind. Die Enquete-Kom-

mission macht diesbezüglich in
ihren Ausführungen zu den ein-
zelnen Kultursparten, aber auch
bei Querschnittsthemen eine Fül-
le von Vorschlägen.

Im Bereich der Theater emp-
fiehlt die Enquete-Kommission
regionale Theaterentwicklungs-
planungen zu erstellen und lang-
fristig die Förderung darauf aus-
zurichten, inwieweit Theater,
Kulturorchester und Opern auch
Kulturvermittlung betreiben, um
möglichst breite Bevölkerungs-
schichten zu erreichen. Solche
übergreifenden Abstimmungen
finden in der Praxis bereits statt,
sind gleichwohl weiter zu ent-
wickeln. In diesem Zusammen-
hang sollte nach Ansicht des
Deutschen Städtetags insbeson-
dere die regionale Zusammenar-
beit im Hinblick auf Qualitätsent-
wicklung aber auch zur Siche-
rung der kulturellen Infrastruktur
intensiviert werden.

Zusammenarbeit
der Theaterformen

Zur Theaterentwicklungspla-
nung gehört ebenfalls die Zusam-
menarbeit der öffentlichen Thea-
terbetriebe mit den freien Thea-
tern, um so die Vielfalt der Pro-
duktionsformen nutzen und ge-
währleisten zu können (Ensemble
und Repertoire bei öffentlichen
Theaterbetrieben, Produktionen
für den Ensuite-Betrieb bei freien
Theatern). Schwierig ist es je-
doch, die gewünschten Struktu-
ren auch finanzieren zu können.
Einen Zwang zur Abstimmung
könne es deshalb nicht geben.
Deshalb werden auch Hand-
lungsempfehlungen kritisch gese-
hen, die Mittelzuweisungen von

Auch Tanzveranstaltungen werden gefördert. Im Bild eine
Flamencotänzerin. Foto: Andrea Balducci (Flickr.com)

der Kooperation bzw. Koproduk-
tion zwischen Stadt-/Staatsthea-
tern und freien Theatern abhängig
zu machen.

Langzeitkooperationen

Nach Darstellung des Städte-
tags ist es im Bereich der Museen

(bildende Kunst) seit Jahrzehnten
üblich, dichte Verbindungen zu
Sponsoren und Mäzenen zu su-
chen. Es wird aber nach einschlä-
gigen Erfahrungen als problema-
tisch angesehen, wenn sich öf-
fentliche Sammlungen aufgrund
von Finanzierungsproblemen
von Sponsoren und Mäzenen un-

kritisch abhängig machen. Hier
seien Langzeitkooperationen an-
gezeigt, die möglichst nach dem
angelsächsischen Modell (d.h.
mit Eigentumsübertragung) er-
folgen sollten.

Im übrigen bedauere der
Hauptausschuss, dass die Enque-
te-Kommission auf Aussagen zur
Sicherung des baulichen Erbes
(Denkmalschutz und Denkmal-
pflege) und des schriftlichen Er-
bes (Archive) verzichtet. Schließ-
lich seien Denkmalschutz und
das Archivwesen konstitutiver
Bestandteil kommunaler Kultur-
arbeit. DK

Stiftungspreis 2010:

Seniorenfreundliche Stadt
Die Stiftung „Lebendige Stadt“ hat alle europäischen Städte und
Kommunen aufgerufen, sich für den Stiftungspreis 2010 zu be-
werben. Gesucht wird die „seniorenfreundlichste Stadt“.

Preiswürdig sind Konzepte, die
die Teilnahme von Senioren am
öffentlichen Leben verbessern,
altersgerechte Angebote machen,
ihnen im Alltag Unterstützung
geben und zum generationen-
übergreifenden Miteinander bei-
tragen. Gesucht werden Konzep-
te und Vorhaben, die bereits reali-
siert worden sind oder in naher
Zukunft umgesetzt werden. Dem
Grundgedanken der Stiftung fol-
gend, Best-practice-Beispiele zu
fördern, die für andere Kommu-
nen Vorbild sein können, kom-
men innovativen und zugleich
wirtschaftlichen Lösungen, die
dauerhaft zu mehr Senioren-
freundlichkeit in unseren Städten
und Kommunen beitragen, eine
besondere Bedeutung zu.

Teilnahmemöglichkeiten

Alexander Otto, Kuratoriums-
vorsitzender der Stiftung „Leben-
dige Stadt“: „Wir werden nicht
nur immer älter, sondern sind im
fortgeschrittenen Alter auch im-
mer vitaler. Lebendigkeit unserer
Städte muss daher die Teilnahme
älterer Mitmenschen am urbanen
Leben implizieren. Das reicht von
seniorengerechten Kulturangebo-
ten, der seniorenfreundlichen Ge-
staltung von Infrastruktur bis hin
zu seniorenspezifischen Dienst-
leistungen der öffentlichen Ver-
waltung. Mit unserem diesjähri-
gen Stiftungspreis suchen wir ge-
nau solche Konzepte, die sich zur
Nachahmung in anderen Städten
eignen.“

Landtagsvizepräsident Jörg
Rohde (FDP) hat diese Preisaus-
richtung außerordentlich begrüßt
und rief alle Kommunen, Institu-
tionen, Vereine, Betreiber von
Seniorenwohnanlagen und ver-

gleichbaren Einrichtungen aus
dem Freistaat nachdrücklich da-
zu auf, sich um diesen Stiftungs-
preis zu bewerben.

Wörtlich: „Der demografische
Wandel in Bayern fordert nicht
nur die Wirtschaft heraus, auch
private Initiativen sind gefragt,
wenn es gilt, neue generatio-
nenübergreifende und ganzheit-
liche Ansätze zu finden.“

Dementsprechend werden für
den diesjährigen Stiftungspreis in-
novative Ideen und Konzepte ge-
fördert, die den Senioren Unter-
stützung imAlltag bieten, altersge-
rechte Angebote vermitteln oder
zu einem besserem generations-

übergreifenden Miteinander bei-
tragen. Hierdurch werden -
dem Grundgedanken der Stiftung
entsprechend - die besten Beispie-
le gewürdigt. Diese sollen anderen
Kommunen als Vorbild dienen
und dauerhaft zu mehr Senioren-
freundlichkeit in Städten und Ge-
meinden führen.Insgesamt ist eine
Preissumme von 15.000 Euro aus-
gesetzt. Bis zum 31. Mai 2010
können Konzepte, welche dieTeil-
nahme von Senioren am öffentli-
chen Leben verbessern, bei der
Stiftung „Lebendige Stadt“, Sase-
ler Damm 39, 22359 Hamburg,
eingereicht werden. wefa
Weitere Informationen zu den
Bewerbungsmodalitäten fin-
den sich im Internet unter:
www.lebendigestadt.de

Meldung in GZ/Ausgabe 7:

Entwarnung für die
Verkehrsbetriebe
Dem Erscheinungstag der

Ausgabe Nr. 7 der Gemeinde-
zeitung (1. April 2010) ver-
dankt die Meldung über die neu
eingeführte Anschnallpflicht
für Kinder im ÖPNV (S. 3) ihre
Existenz, nicht Brüsseler Büro-
kratenhirnen.Aber Europa traut
man offensichtlich einiges zu,
weshalb der als Nachricht ge-
tarnte Aprilscherz doch einige
Gemüter erregte.

http://www.bls-bayern.de/
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(Fortsetzung von Seite 1)
kehrsbereich sogar die größte In-
vestitionslücke. Der Bund sei da-
her aufgefordert, gemeinsam mit
den Ländern über 2013 hinaus
zur Sicherung und Verbesserung
der Verkehrsverhältnisse in den
Kommunen auskömmliche Fi-
nanzmittel bereitzustellen und da-
bei auch dem wachsenden Erhal-
tungsbedarf Rechnung zu tragen.
Pauschalierte Weiterleitungen der
Länder an die Kommunen dien-
ten in diesem Zusammenhang der
Verwaltungsvereinfachung, stärk-
ten die örtliche Verantwortung
und die Effizienz der Mittelver-
wendung.

Umsetzungsinstrumente

Der Landkreistag plädiert
dafür, den Landkreisen neben der
Aufgabenverantwortung auch
die notwendigen rechtlichen
Umsetzungsinstrumente an die
Hand zu geben, um eigenverant-
wortlich entscheiden zu können,
welche Verkehrsunternehmen die
Verkehre vor Ort durchführen.
Hierzu sei insbesondere erforder-
lich, dass die Durchführung not-
wendiger Verfahren in der Ver-
antwortung der Aufgabenträger
als zuständige örtliche Behörden
liegt. Den Aufgabenträgern müs-
sten die Kompetenzen für die
Vergabe von Verkehrsdienstlei-
stungen und, soweit noch erfor-
derlich, auch für die bestätigen-
den Konzessionserteilungen zu-
gesprochen werden.

Rückzug der Bahn

Darüber hinaus sei eine Politik
des Rückzuges der Bahn aus der
Fläche weder akzeptabel noch
verkraftbar, auch vor dem Hinter-
grund einer möglichen Bahnpri-
vatisierung. Von daher sollte der
Bund gegenüber Bundesländern,
aber auch gegenüber der Deut-

(Fortsetzung von Seite 1)
telt werden. „Um das Ziel einer
maßgeblich auf erneuerbare En-
ergien gestützten Stromversor-
gung zu erreichen, brauchen wir
gute Antworten auf drängende
Fragen. Wie können wir die er-
neuerbaren Energien intelligent in
unsere Netze integrieren? Welche
Zukunftslösungen gibt es für die
Speicherung großer Strommen-
gen?“, so Zeil. Die Energiespei-
cherung sei deshalb ein besonders
wichtiges Feld der Energiefor-
schung.Auch die weitere Kosten-
entwicklung der erneuerbaren
Energien müsse im Energiekon-
zept der Bundesregierung beach-
tet werden. „Gerade darum ist es
mir einAnliegen, dass mit der ak-
tuellen EEG-Novelle nicht ausge-
rechnet diejenigen Anlagen mit
vergleichweise günstigen Kosten,
also Freiflächenanlagen, weitge-
hend aus der Vergütung heraus-
fallen“, erläutert der Minister.

Erzeugerdefizit vermeiden

Der Strombedarf in Deutsch-
land und Bayern müsse auch
künftig aus eigener Erzeugung
gedeckt werden. „Speziell für
Süddeutschland muss ein aus ei-
nem Kraftwerksmangel resultie-
rendes Erzeugungsdefizit unbe-
dingt vermieden werden. Es wür-
de Deutschland insgesamt scha-
den, wenn sein wirtschaftlicher
Motor durch eine verfehlte Ener-
giepolitik abgewürgt würde“, sagt
Zeil. Dies sei auch das Hauptar-
gument für die Laufzeitverlänge-
rung der Kernkraftwerke. Zeil:
„Ich appelliere an die Bundesre-

schen Bahn AG sowie privaten
Anbietern des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs durchsetzen,
dass ländliche Regionen für Tou-
risten schnell und mit möglichst
wenigen Umsteigestationen er-
reichbar sind und die Mitnah-
memöglichkeiten für Fahrräder
verbessert werden.

Zudem führe kein Weg daran
vorbei, dass die Kommunalfinan-
zen nachhaltig saniert werden
und die Landkreise eine ihren
vielfältigen Aufgaben entspre-
chende Finanzausstattung - etwa
durch Beteiligung an der Umsatz-
steuer - erhalten müssen. Nur lei-
stungsstarke Landkreise, Städte
und Gemeinden könnten den
Strukturwandel vor Ort aktiv
mitgestalten, tragfähige Lösun-
gen für die vielschichtigen Pro-
blemstellungen entwickeln und
zu einer gedeihlichen touristi-
schen Entwicklung beitragen.

Zukunftsfestes Fundament

Die finanzielle Ausstattung der
Kommunen müsse daher struktu-
rell und quantitativ auf ein zu-
kunftsfestes Fundament gestellt
werden. Zu einem solchen kom-
munalen Einnahmensystem zählt
nach Ansicht des Landkreistags
auch eine demografiefeste Aus-
gestaltung der kommunalen Fi-
nanzausgleichssysteme in den
Bundesländern. Dies sei unbe-
dingt erforderlich, um wichtige
Infrastruktureinrichtungen gerade
in den vom demografischen Wan-
del besonders betroffenen Gebie-
ten auch im Interesse des Touris-
mus aufrechterhalten zu können.

Konkrete Maßnahmen

Als weitere Ansatzpunkte für
konkrete Maßnahmen, „die be-
reits mit vergleichsweise gerin-
gem Aufwand und innerhalb ei-
nes überschaubaren Zeitrahmens

gierung, den Koalitionsvertrag in
diesem Punkt zügig umzusetzen
und nicht bis zur Fertigstellung
des Energiekonzepts zu warten.
Ich setze mich dafür ein, dass die
Betreiber einen großen Teil ihrer
Zusatzgewinne aus der Laufzeit-
verlängerung in einen Fonds ein-
zahlen. Über die Verwendung
dieser Mittel etwa für die energie-
technische Forschung und Ent-
wicklung sollten Bund, Länder
und Energiewirtschaft gemein-
sam entscheiden.“

Sicherung
der Gasversorgung

Die Sicherung der Gasversor-
gung sei eine entscheidende Zu-
kunftsaufgabe. „Wir brauchen ei-
ne stärkere Diversifizierung der
Bezugsquellen und der Trans-
portwege. Die Gasspeicherkapa-
zität innerhalb Europas muss wei-
ter ausgebaut werden. Wir brau-
chen eine engagierte Ener-
gieaußenpolitik und langfristige
Strategien für die Versorgung mit
Importenergien. Die EU muss die
gaspolitischen Interessen der Mit-
gliedstaaten bündeln und gegenü-
ber den großen Gasproduzenten
geschlossen vertreten“, fordert
Zeil.

Insgesamt müssten Bürokratie
und verzichtbare Vorschriften,
die die Energieverbraucher be-
vormunden, abgebaut werden.
„Auch beim Umgang mit Ener-
gie können und müssen wir
künftig wieder mehr auf die Ei-
genverantwortung der Bürgerin-
nen und Bürger setzen“, so der
Minister abschließend.

Impulse für...

umgesetzt werden könnten“,
führt der Deutsche Landkreistag
u. a. die tourismusfreundlichere
Ausgestaltung der Rundfunkge-
bühren an. Der Rundfunkge-
bührenstaatsvertrag sieht derzeit
im Rahmen des sog. Hotelprivi-
legs die Möglichkeit vor, bei Be-
herbergungsbetrieben für das
zweite bis 50. Objekt einen redu-
zierten Gebührensatz von 50 Pro-
zent der normalen Jahresgebühr
zu veranschlagen. Dies führe ge-
rade bei Vermietern mit geringer
Auslastung und geringer Betten-
zahl zu erheblichen Kostensteige-
rungen. Zudem würden Privat-
zimmer und Ferienwohnungen/-
häuser getrennt betrachtet, sodass
kleine Vermieter mit einer Ferien-
wohnung und einem Fremden-
zimmer zwei volle Gebühren
zahlen müssten. Dadurch würden
kleine Betriebe unangemessen
belastet, was den Kreisbereich
besonders betreffe. Der reduzier-
te Rundfunkgebührensatz sollte
deshalb bereits ab dem ersten Fe-
rienobjekt gelten, schlägt der Ver-
band vor.

Sommerferienkorridor

Weiterhin setzt sich der Deut-
sche Landkreistag für die mittel-
fristigeAusweitung des Sommer-
ferienkorridors auf ca. 90 Tage
(15.6. bis 15.9.) und eine Teilnah-
me aller Bundesländer am rollie-
renden System ein. Die derzeit
von den Kultusministern der Län-
der beschlossene Sommerferien-
regelung für den Zeitraum von
2011 bis 2017 entspreche dem in
keiner Weise. Daneben sollten
auch die übrigen Ferienzeiten
(Oster-, Pfingst- und Herbstferi-
en) entzerrt werden. Insbesondere
sei darauf zu achten, dass die
Überschneidung der Ferienzeiten
von benachbarten Bundesländern
eine möglichst kurze Zeitspanne
umfasst. DK

Gleiche Chancen...

Haus der Bayerischen Geschichte:

Edition Bayern
würdigt Regionen

Neue Ausstellungsreihe
Das Haus der Bayerischen Geschichte hat im Auftrag des
Bayerischen Landtags vergangenes Jahr eine neue Reihe von
Ausstellungen und Veröffentlichungen zu den bayerischen Re-
gionen konzipiert. Die Reihen Bayern-Ausstellung und Edition
Bayern wurden in Zusammenarbeit mit zahlreichen Fachleuten
ins Leben gerufen.

In loser Folge werden in der
Edition Bayern die historischen
Wurzeln und die Besonderheiten
einzelner Regionen vom Berch-
tesgadener Land bis zu den Hass-
bergen, vom Unterallgäu bis
zum Passauer Land vorgestellt.
Die etwa 80-seitigen, reich be-
bilderten Magazine sind von
Kennern des vorgestellten Land-
strichs verfasst.

Aufmerksamkeit
für den Landkreis

Mit der Ausgabe „Passauer
Land“ startete die „Edition Bay-
ern“, es folgte ein Magazin über
die Hassberge. Die neueste Pu-
blikation ist der Region Unterall-
gäu und Memmingen gewidmet.
Bei der Präsentation im Mem-
minger Rathaus freute sich
Oberbürgermeister Dr. Ivo Hol-
zinger über die Aufmerksamkeit,
die der Landkreis Unterallgäu
und Memmingen im aktuellen
Band der Edition Bayern erfah-
ren: „Mein Dank gilt dem Haus
der Bayerischen Geschichte und
allen Autoren aus unserer Regi-
on, die entscheidend dazu beige-
tragen haben, die ehemals freie
Reichsstadt Memmingen und
den Landkreis Unterallgäu vor-
zustellen.“

Attraktives Hilfsmittel
für die Einwohner

Landrat Hans-Joachim Weirat-
her betonte: „Das Heft zeigt, wie
wechselvoll unsere Geschichte,
wie vielfältig unsere Landschaft
und wie reichhaltig unser kultu-
relles Angebot ist.“ Ziel sei es,
den Bewohnern der vorgestellten
Regionen ein attraktives Hilfs-
mittel an die Hand zu geben, das
ihnen einen schnellen Zugang
zur Geschichte und Kultur ihrer
Heimat ermöglicht. Gleichzeitig
würden dem Kulturtouristen
übersichtliche, aber fundierte In-
formationen zur Verfügung ge-
stellt. „Auch für den dritten
Band der Edition Bayern arbeite-
ten Historiker und Journalisten,
aber auch ein Sprachwissen-
schaftler und ein Kabarettist zu-
sammen, deren Expertenwissen
hier gebündelt wird“, erläuterte
Dr. Richard Loibl, Direktor des
Hauses der Bayerischen Ge-
schichte.

Kulturgeschichtliche
Besonderheiten

Themenschwerpunkte der
Edition Bayern sind unter ande-
rem die geografische Lage, der
Naturraum und vor allem die
kulturgeschichtlichen Besonder-
heiten der Landschaften. Der
Landkreis Unterallgäu bietet hier
besonders spannende Fragen:
Landschaftlich ist das Allgäu re-
lativ klar definiert. Wie lässt es
sich aber heute fassen, nachdem
es teilweise zum Freistaat Bay-
ern, teilweise zu Baden-Würt-
temberg gehört? Wirken die al-
ten historischen Verbindungen
und Gemeinsamkeiten über die
Staatsgrenzen hinweg? Oder
sind neue Regionen entstanden?
Der Frage, inwiefern lebendige
Traditionslinien von der Reichs-
stadt Memmingen und ihrem
Stadtraum zum Landkreis Unter-
allgäu mit dem Zentralort Min-
delheim führen oder die Gebiets-
reform von 1972 einen unüber-
brückbaren Einschnitt mit einer
zukunftsfähigen Neuschöpfung

bildete, gehen Autoren aus der
Region nach.

Alle bereits erschienenen Hef-
te stehen im Internet unter
http://www.hdbg.de/magazin/ in
einer digitalen Ausgabe zur Ver-
fügung; dort kann der Besucher
außerdem mit einer interaktiven
Karte virtuell Unterallgäu und
Memmingen erkunden. Abge-
rundet wird der Band von einem
touristischen Serviceteil. Weitere
Regionen werden folgen.

Dezentralisierung und
Regionalisierung

Laut Wissenschaftsminister
Dr. Wolfgang Heubisch „fügt
sich das regionale Konzept naht-
los in unsere Kulturpolitik im
Freistaat ein. Denn einer unserer
wichtigsten Grundsätze lautet:
Dezentralisierung und Regiona-
lisierung des Kulturangebots.
Wir wollen, dass auch abseits der
großen Zentren wie München
und Nürnberg das kulturelle Le-
ben blüht.“

Das Haus der Bayerischen Ge-
schichte leiste hier schon lange
wertvolle Arbeit: „Die Bayern-
Ausstellungen werden dieses
Angebot weiter bereichern“,
zeigte sich Heubisch überzeugt.
Sie ergänzten in idealer Weise
die jährlichen großen Landes-
ausstellungen des Hauses der
Bayerischen Geschichte. DK

Schwieriger
Start ins Leben
Immer mehr Jugendliche

haben Schulden

Bundesweit verfügten jun-
ge Leute im Jahr 2009 über
so viel Geld wie nie zuvor.
Da hiermit jedoch die Gefahr
verbunden ist, sich zu ver-
schulden, ist es wichtig,
schon früh genug über den
richtigen Umgang mit Geld
aufzuklären.

Kinder und Jugendliche in
Deutschland sehen im Monat
rund 900 Werbespots. Ihr All-
tag wird zunehmend von Wer-
bung und Konsumwünschen
geprägt. Im Jahr 2009 verfüg-
ten die sechs bis 19-Jährigen
über eine Kaufkraft von etwa
22,86 Milliarden Euro - soviel
wie nie zuvor. Die Schattensei-
te dieser Entwicklung ist, dass
viele der Jugendlichen über-
schuldet sind. Jährlich erhalten
etwa 250.000 junge Erwachse-
ne ihren ersten negativen
Schufa-Eintrag, weil Zah-
lungsschwierigkeiten bei Tele-
kommunikationsunternehmen
aufgetreten sind. 76 Prozent
der überschuldeten jungen
Leute haben durchschnittlich
1.834 Euro Schulden bei Tele-
fongesellschaften. „Die Pro-
bleme im Umgang mit Geld
werden schon in der Kindheit
festgelegt“, weiß Thomas
Krug, Jugendschutzbeauftrag-
ter des Landkreises München.

Nur eine finanzielle Allge-
meinbildung sowie frühe
Prävention bereits im Kindes-
alter können helfen, dass sich
Probleme durch den falschen
Umgang mit Geld erst gar
nicht entwickeln. Krug plä-
diert daher dafür, Kon-
sumpädagogik schon im Kin-
dergarten zu betreiben.

Bund der Steuerzahler:

Kreativpreis an
Landrat Bernreiter

Der überparteilich zusammengesetzte Verleihungsausschuss fas-
ste die Entscheidung einstimmig. Der Preis wurde im Festsaal
der Benediktinerabtei Metten vergeben. Der Vorsitzende des
Verleihungsausschusses, gleichzeitig Vorsitzender des Verwal-
tungsrates des Bundes der Steuerzahler in Bayern, Paul Stefan,
fasste die Verleihungsbegründung zusammen.

Landrat Christian Bernreiter
habe in vorbildlicher Weise orga-
nisatorische und strukturelle Vor-
aussetzungen geschaffen, die
Krankenhäuser des Landkreises
sowohl in Bezug auf die finanzi-
elle Situation als auch ihre Lei-
stungsfähigkeit im Sinne der Pati-
enten in einen auszeichnungs-
würdigen, anerkennenswerten
Zustand zu versetzen. Dabei habe
der Bund der Steuerzahler vor al-
lem die Entwicklung der letzten
Jahre in die Prüfung einbezogen.

Vorbildlicher Sparkurs

Dabei seien die Rahmenbedin-
gungen des Landkreises Deggen-
dorf mit denen anderer bayeri-
scher Landkreise vergleichbar ne-
gativ gewesen. Im Landkreis
Deggendorf sei es jedoch gelun-
gen, erhebliche Betriebsdefizite
abzubauen. Preisträger Landrat
Bernreiter habe dabei auch unpo-
puläre, als unverzichtbar erkannte
Maßnahmen durch- und umge-
setzt. Der Präsident des Bundes
der Steuerzahler, Rolf von Hohen-
hau, wertete den strikten Spar-
kurs, verbunden mit notwendigen
Umstrukturierungsmaßnahmen
als praktikabel und nachahmens-
wert für zahlreiche bayerische
Landkreise mit der gleichen Aus-
gangslage. In Deggendorf habe es
der aus der Wirtschaft kommende
Landrat neben positiven Be-
triebsergebnissen gleichzeitig er-
reicht, die Landkreiskliniken me-

dizinisch innovativ mit modernen
Konzepten fortzuentwickeln. In

den Jahren 2006 bis 2009 seien
positive Betriebsergebnisse der
Landkreiskliniken von jeweils
über einer Million Euro erwirt-
schaftet worden. Das zeitgemäße
Klinikmanagement führe darüber
hinaus zur überdurchschnittlich
hohen Auslastung des Klinikums
Deggendorf.

Dieser vorbildliche Unterneh-
menserfolg des Landkreises
Deggendorf unter der Leitung des
Preisträgers, Landrat Christian
Bernreiter, verdiene, so Präsident
Rolf von Hohenhau, Anerken-
nung und Würdigung durch den
Bund der Steuerzahler.

Von links: Peter Eggen, Vizepräsident des Bundes der Steuerzahler
in Bayern, Rolf von Hohenhau, Präsident des Bundes der Steuer-
zahler in Bayern, Dr. Inge Wolff, Werkleiterin des Klinikums Deg-
gendorf, Landrat Christian Bernreiter, Dr. Paul Stefan, Vorsitzen-
derdesVerwaltungsrats des Bundes derSteuerzahler in Bayern, Fi-
nanzminister Georg Fahrenschon, Wolfgang Eidel, Atelier Eidel
Schmuck & Form, Erschaffer des Kreativpreises.

SPD-Landtagsfraktion:

Landarztquote reicht nicht aus
Die SPD-Gesundheitspolitikerin Sabine Dittmar hält die von

Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler vorgeschlagene und
von Bayerns Gesundheitsminister Söder unterstützte Landarztquo-
te für nicht Ziel führend. „Mit einer Landarztquote allein werden
wir das Problem nicht lösen können. Wir müssen zugleich die Ar-
beitsbedingungen verbessern und für eine bessere Bezahlung der
Landärzte sorgen“, erklärte die Ärztin.

Das Problem des Ärztemangels in ländlichen Gebieten und we-
nig prosperierenden Städten sei nicht erst seit gestern bekannt. Die
bayerische Staatsregierung habe hier einiges versäumt. „Wenn sich
diese Frage nicht zentralistisch beantworten lässt, soll Söder we-
nigstens regional handeln“, so die Gesundheitspolitikerin.

Dittmar fordert vereinfachte und sachgerechtere Zugangsbedin-
gungen zum Medizinstudium mit ausreichenden Studienplätzen für
Medizin, Lehrstühle fürAllgemeinmedizin, Stipendien und Investiti-
onshilfen für die Niederlassung. „Dies alles muss auf Länderebene
geregelt werden“, sagte die Ärztin, die die Situation aus eigener Er-
fahrung bei der Suche nach einem Praxisnachfolger kennt.
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Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen
Gebäude in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprech-
partner kümmert sich um alle Leistungen, von der ersten
Analyse über die Bauausführung bis zur Abnahme.

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profitieren von geringeren Energiekosten, schonen die
Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung

* 6 ct pro Anruf aus dem deutschen Festnetz.
Bei Anrufen aus den Mobilfunknetzen können
abweichende Preise gelten.

Wir informieren
Sie gerne

T 0180 - 2 15 14 15*

Kosten senken,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische

Gebäudesanierung

Bayern ist das Eldorado
der Photovoltaik

ExplosionsartigerAnstieg derAnschluss-Anträge auf täglich 300

Eggenfelden. (osr) „Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist eine
eindeutige Erfolgsgeschichte.“ Der Vorstandsvorsitzende der
E.ON BayernAG, Thomas Barth, sprach in einem Pressegespräch
von einem „explosionsartigen Anstieg“ der Anschlussbegehren
seit 2008. Und auch 2010 setze sich der Photovoltaik-Boom in
Bayern fort.

„10 000 neu installierte Anla-
gen in 2007, 17.000 im Jahr
2008, 35.000 Neuanlagen im
letzten Jahr und allein in den er-
sten drei Monaten des laufen-
den Jahres 17.000 Anträge. Die-
se Zahlen sprechen für sich“,
berichtete Barth. Wenn sich die-
ser Trend fortsetze würde sich
das für heuer im E.ON Bayern-
Netz auf bis zu 70.000 Anträge
summieren. Rund 40 Prozent
der bundesweiten Photovoltaik-
Leistung seien in Bayern instal-
liert, mit starker Konzentration
auf Niederbayern und die Ober-
pfalz. „Bayern ist damit das El-
dorado der Photovoltaik.“

Vier Wochen
Bearbeitungszeit

Neben den im Gesetz definier-
ten politischen Rahmenbedingun-
gen und den seit letztem Jahr ge-
sunkenen Modulpreisen nennt
Barth die Sonneneinstrahlung,
die in Bayern deutlich höher ist
als im Bundesdurchschnitt, als
spezifische Ursache dafür, dass
sich Bayern als „Weltmeister
beim Anschluss von Solaranla-
gen“ bezeichnen könne. Die ra-
sante Verbreitung, die aus ökolo-
gischer Sicht erfolgreich sei, stel-
le das Unternehmen aber in Hin-
blick auf die Strominfrastruktur
vor erhebliche Probleme. Barth:
„Wir wollen unseren Beitrag zur

Nutzung regenerativer Energien
leisten und geben unser Möglich-
stes. Was die Anträge für Photo-
voltaik-Neuanlagen betrifft, wer-
den wir aber derzeit schlichtweg
überrannt.“ Kunden müssten mit
einer Bearbeitungszeit von vier
Wochen rechnen.

Maßnahmenpaket

„Bereits im letzten Jahr sahen
sich unsere Mitarbeiter mit rund

150 Anträgen pro Tag konfron-
tiert“, ergänzte der Technische
Vorstand von E.ON Bayern,
Hermann Wagenhäuser. Um die
Bearbeitungszeit zu verkürzen,
habe das Unternehmen ein
Maßnahmenpaket umgesetzt,
das von verstärktem Personal-
einsatz über verlängerte Ar-
beitszeiten bis hin zu einem ver-
einfachten Anschlussverfahren
reiche. „Heute kämpfen wir mit
300 Anträgen pro Tag“, brachte
Wagenhäuser die Antragsflut
auf den Punkt.

Neben der Bearbeitung derAn-
tragsflut sehe man sich auch im
Hinblick auf erforderliche Netz-
ausbauten vor Probleme gestellt.

„Das regionale Mittelspannungs-
netz wurde über hundert Jahre
hinweg zur sicheren Stromvertei-
lung, nicht etwa zur Aufnahme
von großen Strommengen konzi-
piert“, machte der Technikvor-
stand deutlich. Zudem entstünden
große Photovoltaik-Anlagen oft
weitab der Verbrauchszentren.
Dort sei die Netzkapazität ent-
sprechend gering.

Schwankende Einspeisung

„Wir müssen unser Netz lau-
fend ausbauen und investieren al-
lein für die Solar-Einspeisung
jährlich 30 Millionen Euro“, ver-
wies er auf die damit verbunde-
nen Kosten. Eine weitere große
Herausforderung entstehe aus der
stark schwankenden Einspeisung
aus Photovoltaik-Anlagen.

E.ON Bayern gibt vom Umsatz
im Jahr rund 1,2 Milliarden Euro
für Einspeisevergütungen weiter,
informierte Barth. Auf der Rech-
nung der Stromkunden habe sich

Mit verstärktem Personaleinsatz und verlängerten Arbeitszeiten
kämpft E.ON Bayern mit täglich 300 Anträgen für neue Photovol-
taik-Anlagen. Vorstandsvorsitzender Thomas Barth (2. v. l.) und
Technikvorstand Hermann Wagenhäuser (r.) sichten mit Mitarbei-
tern des Netzcenters Eggenfelden dieAntragsflut. Bild: osr

der EEG-Anteil zum Jahreswech-
sel von 1,1 auf 2,2 Cent pro Kilo-
wattstunde verdoppelt. Das be-
deute, dass die deutschen Strom-

kunden mit zehn Milliarden Euro
im Jahr zur Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG)-Förderung
beitragen.

Straßenbeleuchtung:

E.ON Bayern startet
Förderprogramm
für Kommunen

Mit 1,5 Millionen Euro för-
dert E.ON Bayern die Umrü-
stung der Straßenbeleuchtung
auf energieeffizientes Gelb-
licht. Rund 100.000 kommu-
nale Straßenleuchten können
hiermit bis 2012 auf umwelt-
schonenden Betrieb umgestellt
werden. Das Regensburger
Energieunternehmen betreibt
die Straßenbeleuchtung in
rund 1.250 bayerischen Kom-
munen und zählt damit zu den
größten Anbietern in diesem
Geschäftsfeld.

„Eine im April vergangenen
Jahres in Kraft getretene EU-
Verordnung fordert die Umrü-
stung auf energieeffiziente
Leuchtmittel im Lauf der kom-
menden Jahre. Um die Kom-
munen bei dieser Aufgabe zu
unterstützen, haben wir uns zu
der Auflage eines Förder-
programms entschieden“, er-
klärte der Vorsitzende des Vor-
stands der E.ON Bayern AG,
Thomas Barth.

Das Unternehmen unter-
streiche damit seine Partner-
schaft mit den bayerischen
Kommunen. Zudem sei das
Förderprogramm auch Teil des
ökologischen Engagements. In
den letzten Jahren sei zwar
schon bei zahlreichen Kom-
munen die Umrüstung auf
Gelblicht erfolgt, es gebe aber
noch in mehreren hundert
Kommunen Umrüstungsbe-
darf, der angesichts der neuen
EU-Verordnung und aus öko-
logischen Gesichtspunkten an
Brisanz gewinne.

„Hier wollen wir helfen“, er-
läuterte Thomas Barth. Zudem
biete die Umrüstung von
Quecksilberdampflampen auf
energieeffizientes Gelblicht
erhebliche Kosteneinsparpo-
tentiale.



Lechmuseum Langweid

Voller Energie sind die Lechwerke seit mehr als 100 Jahren der zuverlässige und sichere
Partner für Bürger, Unternehmen und Kommunen in Bayern und Teilen Baden-Württembergs.
Als Arbeitgeber, Ausbildungsbetrieb und einer der großen Auftraggeber für Unternehmen
aus der Region trägt LEW zur wirtschaftlichen Entwicklung bei.
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Argumentationspapier der Bundes-SGK:

Kommunalisierung von
Strom- und Gasverteilnetzen
In zahlreichen Städten, Gemeinden und Kreisen laufen in den
nächsten Jahren die vertraglichen Bindungen mit den Unter-
nehmen in verschiedenen Sparten der kommunalen Daseinsvor-
sorge aus. Dabei handelt es sich insbesondere um auslaufende
Konzessionsverträge im Bereich der Verteilnetze der Energie-
versorgung. Daraus resultiert in vielen Kommunen eine Diskus-
sion darüber, welche Vorteile eine Kommunalisierung der Auf-
gabenerledigung mit einem eigenen kommunalen Unternehmen
oder in Partnerschaft mit anderen kommunalen oder privaten
Unternehmen bietet. Hilfestellung soll ein Argumentationspa-
pier zur Kommunalisierung von Strom- und Gasverteilnetzen
bieten, das die Bundes-SGK nunmehr vorgelegt hat.

In der Vorbemerkung heißt es,
dass im Einzelfall abgewogen
werden müsse, welcher Weg für
die Bürgerinnen und Bürger so-
wie regionalen Unternehmen am
besten ist, damit in ihrem Interes-
se günstige Preise, eine sichere
Ver- und Entsorgung, die Berück-
sichtigung des Erhalts einer intak-
ten Umwelt, die Ressourcenscho-
nung und der notwendige Umbau
der Energieversorgung im Sinne
der Anforderungen des Klima-
schutzes erfüllt werden können.
„Wir fordern die sozialdemokrati-
schen Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitiker dazu
auf, sich dieserAufgabe zu stellen
und entsprechende Abwägungs-
prozesse in ihren Gemeinden,
Städten und Kreisen anzustoßen.“

Stärkung der regionalen
Wertschöpfung

Wie im Papier dargestellt, spre-
chen für eine Kommunalisierung
mehrere Punkte: Kommunale
Gesellschafter verfügten über die
Möglichkeit, Gemeinwohlin-
teressen gegenüber Gewinnmaxi-
mierungsabsichten zu verwirkli-
chen, solange das kommunale
Unternehmen im Wettbewerb
hinreichend effizient wirtschaftet.
Für eine Kommunalisierung spre-
che auch die Stärkung der regio-
nalen Wertschöpfung durch den
Erhalt und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen und die Entwicklung
neuer standortrelevanter Ge-
schäftsfelder durch kommunale
Unternehmen sowie durch die
überwiegende Vergabe von Auf-
trägen der Kommunalwirtschaft
an lokale und regionale Zuliefe-
rer, Handwerker und Dienstlei-
ster. Zudem könnten kommunale
Gesellschafter auf eine arbeitneh-
merfreundliche Politik in den Un-
ternehmen einwirken.

Auch seien wirtschaftlich erfolg-
reiche kommunale Betriebe bes-

ser in gemeinsame Strategien zur
Umsetzung kommunalpolitischer
Konzepte, wie z. B. einem loka-
len oder regionalen Energie- und
Klimaschutzprogramm einzubin-
den. Die erwirtschafteten Rendi-
ten könnten Zuführungen zu den
kommunalen Haushalten ermög-
lichen und seien somit wichtige
Beiträge zur Finanzierung ande-
rer kommunaler Aufgaben.

Kundennähe

Für eine Kommunalisierung
sprächen außerdem die Kun-
dennähe und das vielfältige ge-
sellschaftliche Engagement kom-
munaler Unternehmen. Sowohl
durch das eigentliche operative
Geschäft als auch durch verschie-
dene Elemente freiwilligen ge-
sellschaftlichen Engagements
zeigten die Unternehmen der
Kommunalwirtschaft zwei Seiten
einer gesellschaftlichen Verant-
wortung (Corporate Social Res-
ponsibility: CSR).

Der Wettbewerb entscheidet

Mit der Einführung des Wett-
bewerbs in den Strom- und Gas-
netzen durch das Energiewirt-
schaftsgesetz von 1998 und sei-
ner Novellierung in 2005 mit den
verschärften Trennungsvorschrif-
ten von Energieerzeugung und
Netzbetrieb beinhaltet eine Kon-
zession nicht mehr das Recht der
Versorgung der Kunden mit
Strom oder Gas, sondern ledig-
lich das Recht des Verlegens von
Leitungen in den öffentlichen
Wegen und somit den Betrieb des
Verteilnetzes. Die Frage, wer die
Kunden letztendlich mit Strom
und Gas beliefert, entscheidet
sich im Wettbewerb.

Läuft ein Konzessionsvertrag
aus, ergeben sich für Kommunen
laut Bundes-SGK grundsätzlich
folgende drei Möglichkeiten:

Neuabschluss mit dem bisherigen
Netzbetreiber, Neuabschluss mit
einem Dritten (kommunalwirt-
schaftlichen) Netzbetreiber im
Rahmen einer horizontalen Ko-
operation oder der Neuabschluss
mit neu gegründeten oder bereits
bestehenden eigenen kommuna-
len Werken.

Sorgfältige Analyse

„Wer die Kommunalisierungs-
varianten ernsthaft erwägt, sollte
dieses mit einer Machbarkeitsstu-
die verbinden“, so der Ratschlag
der Sozialdemokratischen Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik.
Darin sollte geprüft werden, unter
welchen konkreten Bedingungen
das Netz übernommen werden
kann und welche Ressourcen
dafür erforderlich sind. Die strate-
gischen, wirtschaftlichen und
strukturellen Effekte einer Kom-
munalisierungsvariante sollten
über alle Geschäftsfelder hinweg
unter Berücksichtigung der vor-
handenen kommunalwirtschaftli-
chen Strukturen sorgfältig analy-
siert werden.

In einer solchen Machbarkeits-
studie seien möglichst alle Fragen
zu klären, die Voraussetzung für
eine erfolgreiche Kommunalisie-
rung darstellen. Als wichtige
Aspekte werden genannt: Lässt
sich das Netz vom jetzigen Be-
treiber kaufen? Was ist ein ange-
messener Preis? Wie soll der
künftige Netzbetrieb gestaltet
werden? Welches Geschäftsmo-
dell wird gewählt? Welche Rolle
spielt die Kommunalaufsicht?
Welche Partner sind erforderlich?
Welches ökonomische Risiko ist
mit dem Netzbetrieb verbunden?
Und: Welche weiteren Aktivitä-
ten können mit der Kommunali-
sierung des Netzbetriebs verbun-
den werden?

Chancen und Risiken

Eine erfolgreiche Kommunali-
sierung sollte laut SGK-Papier
auf verschiedenen Ebenen vorbe-
reitet und kommuniziert werden.
Im Rat sollten die Fraktionen
frühzeitig die damit verbundenen
Chancen und Risiken erörtern.
Dabei könne die Gründung eines
interfraktionellen Arbeitskreises
sinnvoll sein. Eine überparteiliche
Mehrheit sei anzustreben. Auch

sei eine Rückkoppelung der ver-
schiedenen Entscheidungen in
den einzelnen Stadien des Kom-
munalisierungsprozesses zwi-
schen Rat und Verwaltung sicher-
zustellen.

Chefsache

„Auf Ebene der Verwaltung
sollte die Kommunalisierung
nach Möglichkeit zu einer Chef-
sache werden.“ Die Verwaltung
müsse den notwendigen externen
Sachverstand in technischer,
rechtlicher und kaufmännischer
Hinsicht hinzuziehen. In den Pro-
zess seien bereits vorhandene ei-
gene kommunale Unternehmen
mit einzubeziehen. Gegenüber der
Bürgerschaft und der örtlichen
Wirtschaft sollten möglichst früh-
zeitig die Handlungsalternativen
undAbwägungsgründe dargestellt
werden. Der Prozess der Kommu-
nalisierung sollte durch eine inten-
sive sachbetonte Öffentlichkeits-

arbeit begleitet werden. Es gelte,
sich von den Gegenstrategien in-
teressierter Privater nicht verunsi-
chern zu lassen.

Wichtige Unterstützerrolle

„Die Kommunalisierung reicht
auch über die Grenzen der eige-
nen Gemeinde hinaus. Sie ist An-
lass für eine Intensivierung der in-
terkommunalen regionalen Zu-
sammenarbeit in der Energie- und
Klimaschutzpolitik“, so das Ar-
gumentationspapier. Der Schlüs-
sel für eine flächendeckende
Neuausrichtung der Energie- und
Klimaschutzpolitik liege in der
Vertiefung der Kommunikation
über gemeinsam verfolgte Strate-
gien auf Kreis- und Regionsebe-
ne. Dabei könnten die bestehen-
den Stadtwerke und die sich wei-
ter entwickelnden Verbünde
kommunaler Unternehmen eine
wichtige Unterstützerrolle für die
Kommunen übernehmen. DK

Frequenzumrichtertechnik
verbessert Wasserkraftwerke

Forschungsprojekt am Biolandhof Kernmühle
wird von N-ERGIE unterstützt

Auch wenn oft etwas anderes behauptet wird: Deutschlands
Wasserkraftwerke sind noch nicht am Ende ihrer Leistungs-
kraft angekommen. Ein Team des Nürnberger Ohm-Hoch-
schul-Instituts ELSYS hat bewiesen: Zwölf Prozent mehr
Strom sind aus einer kleinen Flussturbine schon mal drin.

Wenn Kunden für Ökostrom
etwas mehr bezahlen, dann kön-
nen sie gleichzeitig etwas für
die Erneuerbaren Energien tun:
So funktioniert es beispielswei-
se beim Nürnberger N-ERGIE-
Konzern. So bezahlten die Ex-
Stadtwerke aus den Mehrein-
nahmen ihres Wasserkraft-
strom-Produkts „Purnatur“ ein
halbjähriges Forschungsprojekt
mit, das die beiden Ohm-Elsys-
Professoren Norbert Graß und
Armin Dietz auf den Weg
brachten.

Generatorleistung

Der Ort des Geschehens: Das
seit 1960 Strom produzierende
Wasserkraftwerk „Kernmühle“
bei Roßtal im Landkreis Fürth.
Zehn Kilowatt (kW) bei 750
Umdrehungen pro Minute lei-
stet der Generator, mit dem die
Turbine hinter dem Bibert-Wehr
verbunden ist.

Früher wurde in der Kern-
mühle Korn gemahlen, weshalb
der Mühlbach schon vorhanden
war. Heute ist im Mühlenanwe-
sen unter anderem ein ökologi-

sches Tagungszentrum unterge-
bracht; der Landwirtschaftsbe-
trieb läuft seit 1984 unter dem
„Bioland“-Siegel nach ebenfalls
ökologischen Grundsätzen. Das
Bayerische Landwirtschaftsmi-
nisterium zeichnete Inhaberin
Jutta Horneber im vergangenen
Jahr als „„Bäuerliche Unterneh-
merin des Jahres 2008“ aus.

Das Problem vieler Kleinwas-
serkraftanlagen: die dort einge-
setzten Asynchrongeneratoren
sind – anders als die Synchron-
stromerzeuger größerer Kraft-
werke - in ihrer Leistung kaum
variabel. Die Konsequenz:
fließt (zu) wenig Wasser den
Bach herunter, muss die
Stromerzeugung abgeschaltet
werden. Vor allem im Sommer
gibt es an der Kernmühle öfters
Niedrigwasser – und damit kei-
ne Stromeinspeisung.

Projektansatz

Hier setzten die Ohm-Profes-
soren ihr Projekt an. Wobei sie
eigentlich keine wirklich neue
Technik verwenden, sondern ei-
nen Frequenzumrichter, wie er
in der elektrischen Antriebs-
technik seit Jahrzehnten prinzi-
piell Gang und Gäbe ist. Neu ist
nur der Einsatzfall: Die Dreh-
zahl des Kraftwerksgenerators
muss verändert werden, um
auch geringere Wassermengen
ausnützen zu können. Die Lei-
stung wird reduziert, aber nicht
auf Null gefahren wie bisher
üblich.

12 Prozent
mehr Stromproduktion

Das Ergebnis zahlreicher in-
tensiver Messtage mit einem
Frequenzumrichter-Prototypen
wurde vor Kurzem verkündet:
Zwölf Prozent mehr Strompro-
duktion. Doch das Projektteam
schätzt das Steigerungspoten-
zial für „Kleinstwasserkraftwer-
ke mit höheren Stillstandszeiten
bzw. höheren Teillastbetriebs-
stunden“ noch größer ein: „Den
mittleren Wirkungsgrad um bis
zu 20 Prozent steigern“ könnten
solche Maschinen – was auch
20 Prozent mehr Einnahmen be-
deutet.

Aber: „Die Elektronik bringt
erst etwas bei weniger als 70 Pro-
zent Nennlast“, hat Dipl.-Ing.
(FH) Michael Hausmann heraus-
gefunden. Er ist Mitarbeiter am
„Institut für Elektronische Syste-
me“ der Ohm-Hochschule – kurz
ELSYS – und oft vor Ort im Ge-

neratorraum der Kernmühle.
Die Forscher haben zwar

ihren Frequenzumrichter als fle-
xiblen Prototypen in einem ein-
gebaut. Doch sie haben bei des-
sen Konstruktion auf das profes-
sionelle Wissen eines Leistungs-
elektronik-Herstellers aus Berg
in der Oberpfalz zurückgegrif-
fen. Dort hat man mit gro-
ßem Interesse auf die Ergebnisse
der Forschungen im Land-
kreis Fürth gewartet.

Hohes Marktpotenzial

Und auch „weitere namhafte
Unternehmen signalisierten be-
reits ihr Interesse an einer Wei-
terentwicklung des Prototyps
bis zur Serienreife“, heißt es
seitens N-ERGIE: Das Unter-
nehmen stuft „das Marktpo-
tenzial für die Neuentwicklung
mit derzeit ca. 2.000 Kleinst-
wasserkraftwerken in Deutsch-
land hoch“ ein. Unabhängige
Studien gehen gar von einer we-
sentlich höheren Zahl bestehen-
der kleiner Weinkraftwerke aus.

„Das Serienprodukt könnte
möglicherweise 2011 auf den
Markt kommen“, sagt der N-ER-
GIE-Konzern voraus: Allein in
dessen fränkisches Stromnetz
speisten im Jahr 2008 „139 An-
lagen rund 123.000 Megawatt-
stunden Wasserkraftstrom ein“.
In vielen davon wäre die Inno-
vation nachträglich einzubauen.

Heinz Wraneschitz

Energieversorgung:

EU schnürt
Rekord-

Förderpaket
Die EU-Kommission hat

ein Rekord-Förderpaket für
eine bessere Energieinfra-
struktur bewilligt. Deutsch-
land profitiert von Geld für
die Gasleitung Nabucco und
für die Stromverbindung zwi-
schen Halle/Saale und
Schweinfurt. Europaweit wer
den mit 2,3 Milliarden Euro
31 Gas- und 12 Strompro-
jekte gefördert, die für mehr
Sicherheit bei der Energie-
versorgung sorgen sollen. Der
zweite Teil des insgesamt
4 Milliarden Euro schweren
Energiepakets aus dem EU-
Konjunkturprogramms wird
damit an 43 Großprojekte
vergeben.

EU-Energiekommissar
Günther Oettinger erklärte:
„Wir haben wichtige Schlüs-
selvorhaben ausgewählt, die
helfen werden, ein besser
integriertes Energieversor-
gungsnetz in Europa aufzu-
bauen, in dem die Energie fle-
xibel über die Grenzen der
Mitgliedstaaten hinweg flie-
ßen kann. Die Energie- und
Klimaziele Europas machen
große und risikoreiche Infra-
strukturinvestitionen mit lan-
gen Amortisierungszeiten er-
forderlich. Das Problem ist,
dass angesichts des derzeiti-
gen Wirtschaftsklimas solche
Vorhaben heute verschoben
werden könnten“.

Konkret will die EU-Kom-
mission 910 Millionen Euro
für 12 Stromverbundprojekte
und 1,39 Milliarden Euro für
31 Gasleitungsvorhaben be-
reitstellen. Durch die Kofi-
nanzierung dieser Projekte in
Höhe von 50 Prozent wird der
Beitrag der EU helfen, Inve-
stitionsmittel von bis zu 22
Milliarden Euro aus dem pri-
vaten Sektor zu mobilisieren.
Die 2,3 Milliarden Euro wer-
den in den kommenden 18
Monaten an Projektentwick-
ler vergeben. Für Nabucco
stehen bis zu 200 Millionen
Euro bereit, für das Projekt
Halle-Schweinfurt (Vattenfall
Europe und Transpower) bis
zu 100 Millionen Euro.



Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 19.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de
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www.solarprojekt 24.com

Wir zahlen für Ihr Dach!
Sagen Sie „JA“ zu Photovoltaik -
Ein Gewinn für die Umwelt & für Ihr Dach!

- Solarmodule schützen
vor Witterungseinflüssen

- Ihr Dach wärmt sich
weniger auf

- Dachziegel/Foliendächer
halten länger

- Der Ertragswert Ihrer
Immobilie steigt

- Sie haben einen
positiven Imagegewinn

- Sichere Pachteinnahmen
über 20 Jahre

Ab 200 qm – Ausrichtung Süd-Ost bis Süd-West – Pacht auch im Voraus möglich.
Vereinbaren Sie einen kostenlosen Beratungstermin mit uns!

Solarprojekt 24 GmbH & Co. KG | Schlesische Str. 235 | 94315 Straubing | Tel. 0 9421/1805640

Thüga-Gruppe:

Strategie und Wachstum
Der Kauf der Thüga AG von der E.ON AG durch das kommu-
nale Erwerberkonsortium Integra/KOM9 ist vollzogen. Ewald
Woste, Vorsitzender des Vorstands der Thüga Aktiengesell-
schaft, äußert sich nachstehend über den Gesellschafterwechsel,
Wachstum in der Thüga-Gruppe, Strategie, Rollenverteilung
und Selbstverständnis sowie erneuerbare Energien und KKW-
Laufzeitverlängerung.

Frage: Der Thüga-Verkauf
war 2009 eine der größten
Finanzmarkttransaktionen im
Energiebereich in Deutschland
– wie ist die Resonanz?

Woste: Das Feedback, das wir
bekommen, ist durchweg positiv,
und zwar von allen Seiten: Die
Politik betrachtet das Thüga-Ge-
schäftsmodell als tragfähiges Er-
folgsmodell für eine dezentrale,
nachhaltige, wettbewerbsfähige
Energiepolitik. Unsere Partner-
unternehmen sehen darin eine
Stärkung des Thüga-Netzwerks
und damit ihrer eigenen Position.
Außerhalb der Thüga-Gruppe
haben eine Reihe von Kommunen
und Stadtwerke Interesse an einer
Kooperation mit uns signalisiert.

Frage: Und die erste Beteili-
gung haben Sie ja nun schon
erworben….

Woste: Genau. Das bestätigt -
trotz jahrelangem Stillstands - ist
das Interesse Partner der Thüga-
Gruppe zu werden, nach wie
vor groß. Aus kartellrechtlichen
Gründen war es uns ab 2003 ver-
wehrt, neue Partner aufzuneh-
men. Die neue Gesellschafter-
struktur ermöglicht uns wieder zu
wachsen. Das haben wir nicht
nur in Mecklenburg-Vorpommern
bei der WEMAG gespürt, son-
dern auch in vielen anderen Städ-
ten weiß man, dass Thüga wieder
im Markt ist.

Die Stadt Kaiserslautern und
Thüga haben beschlossen, die
Technischen Werke und die Gas-
anstalt Kaiserslautern, an der
Thüga mit 42,2 Prozent beteiligt
ist, zusammen zu führen. Ein an-
deres Beispiel ist Chemnitz: Hier
haben die Räte der Stadt und der
Zweckverband der Erdgas Süd-
sachsen aktuell eine Prüfung der
Zusammenführung der Stadtwer-
ke Chemnitz und der Erdgas Süd-
sachsen beauftragt. Durch eine
solche Vereinigung würde sich
die Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen deutlich steigern las-
sen. Darüber hinaus gibt es auch
Gespräche im Rheinhessischen.
All diese Gespräche werden
durch den neuen Gesellschafter-
kreis der Thüga ermöglicht bezie-
hungsweise erheblich erleichtert.

Frage: Ist das jetzt erst der
Anfang?

Woste: Tatsache ist, dass eine
Vielzahl von Oberbürgermeistern
und Geschäftsführern von Stadt-
werken eine Konsolidierungswel-
le auf die Stadtwerkelandschaft
zukommen sehen. Und sie erken-
nen in der Thüga einen strategi-
schen Partner, um ihrem Stadt-
werk eine nachhaltige Zukunfts-
perspektive zu geben. Verständli-
cherweise ist der neue Gesell-
schafterkreis der Thüga hier sehr
interessiert aufgenommen wor-
den. Dafür sprechen im Wesentli-
chen zwei Gründe: Zum einen
bieten wir die erfolgreichste kom-

munale Zusammenarbeitsplatt-
form in Deutschland und zum an-
deren ist Thüga jetzt auch in der
deutschen Kommunalwirtschaft
kapital- und gesellschaftsrecht-
lich verankert.

Frage: Stichwort Rekom-
munalisierung: Bedeutet das
Wachstum für die Thüga-
Gruppe?

Woste: Rekommunalisierung
alleine bringt uns keine neuen
Partner. Es kommt darauf an,
welche Strategien die Städte und
Gemeinden damit verbinden.
Wollen sie sich dem Wettbewerb
stellen und den Markt aktiv bear-
beiten? Suchen sie nach unter-
nehmerischen Lösungen, die
gleichzeitig kommunale Ziele be-
inhalten? Sind sie bereit in einem
Netzwerk mit anderen Partnern
zu kooperieren, wo das Sinn
macht? Wenn die Kommunen das
so verstehen, dann ist unser Ge-
schäftsmodell das Richtige!

Frage: Was hat sich durch
den Gesellschafterwechsel ge-
ändert?

Woste: Zum einen ist Thüga in
ihrer Rolle als Plattform der Zu-
sammenarbeit noch attraktiver,
weil wir nicht mehr in fremden
Händen sind, sondern in kommu-
nalen und damit sicher für die
Partnerunternehmen. Zum ande-
ren fließen Erträge die bei Thüga
entstehen, nicht mehr an Dritte
ab, sondern bleiben in der Thüga-
Gruppe.

Frage: Und wie sieht die
künftige Strategie der Thüga
aus?

Woste: Es gibt noch kein ferti-
ges Strategie-Konzept, aber klare
Handlungsfelder. Erstens: Betei-
ligungsmanagement. Als Kapital-
partner haben wir das gleiche In-
teresse wie der Mehrheitseigner
Stadt: Kommunales Vermögen si-
chern und weiterentwickeln. Da-
zu beraten wir unsere Gesell-
schaften und sorgen für Transpa-
renz. Zweitens: Wachstum. Das
Netzwerk soll durch gezielte Ak-
quisition weiterer kommunaler
Unternehmen ausgebaut werden.
Drittens: Stärkung des Netzwerks
durch Kooperationen und engere
Zusammenarbeit der Partner.

Frage: Können Sie uns einige
Kooperationsfelder nennen?

Woste: Die derzeit laufenden
Strategiegespräche mit den Ge-
sellschaftern beschäftigen sich
mit den Ertrags- und Kostenhe-
beln in der Thüga-Gruppe. Hier
legen wir gemeinsam fest, an wel-
chen Stellen wir in den nächsten
Jahren Lösungen vorantreiben,
beziehungsweise, wo wir beste-
hende Gruppenlösungen weiter-
entwickeln können. Ein zentrales
Thema ist, wie wir uns im Bereich
Beschaffung und Handel aufstel-
len werden. Hier wird die Syneco
- unsere Energiehandelsgesell-
schaft - eine wichtige Rolle spie-

len. Aber auch der Ausbau rege-
nerativer Erzeugung ist eines der
wichtigen Themen. Im Netzbe-
reich gibt es Überlegungen, dass
Thüga Dienstleistungen im Be-
reich des strategischen Regulie-
rungsmanagements übernimmt.

Frage: Aufgaben an Thüga
abgeben - wie sehen Ihre Part-
nerunternehmen das?

Woste: Klar ist es nicht immer
einfach Kompetenzen abzugeben.
Zur Rolle der Thüga gehört je-
doch, immer wieder zu prüfen, ob
eine Zusammenführung von Auf-
gaben aus Sicht der Gesellschaf-
ter Vorteile bringt. Überall dort,
wo Skaleneffekte genutzt werden
können, sind die jeweiligen Stadt-
werke gehalten, diese Effekte zu
heben und so die wirtschaftliche
und marktgerechte Umsetzung zu
sichern. Dabei gilt es dezentrale
Eigenständigkeit - aus Verant-
wortung gegenüber den Kapital-
gebern - und Kooperationsfähig-
keit - wenn Umsetzung in einer
Kooperation wirtschaftlicher ist -
mit einander auszutarieren. Die-
ser Abwägungsprozess ist in der
Thüga-Gruppe systemimmanent
und so gewollt. Denn diese stän-
dige Optimierung sorgt für hohe
Effizienz und Bewirtschaftung des
eingesetzten Kapitals.

Frage: Bedeutet das, dass
Corporate Governance auch in
kommunal geführten Unter-
nehmen funktioniert?

Woste: Die Thüga-Gruppe ist
das beste Beispiel dafür, das es
funktioniert. In den Auftsichts-
ratsgremien unserer Partnerun-
ternehmen sitzen kommunale Ver-
treter und Fachexperten der Thü-
ga. Dieser Kreis nimmt die Abwä-
gung der Interessen der Stake-
und Shareholder wahr. Die kom-
munalen Vertreter sind die Exper-
ten vor Ort. Sie wissen, was für
die Verwurzelung und Akzeptanz
des Unternehmens wichtig ist, be-
ziehungsweise diese beeinflusst.
Flankiert wird dieses Wissen
durch das Fachwissen der Thü-
ga-Experten. Wichtig ist, dass das
gemeinsame Ziel stimmt: den
langfristigen, wirtschaftlichen Er-
folg sichern, denn nur so haben
die Kommunen und wir etwas
von dem Unternehmen.

Frage: Apropos langfristigen
wirtschaftlichen Erfolg sichern.
Ihre Anteilseigner sind hohe
Verpflichtungen eingegangen,
um die Thüga zu kaufen. Rech-
net sich das für sie auch?

Woste: Ich bin mir der Verant-
wortung durchaus bewusst. Und
ich bin überzeugt, dass wir – und
damit meine ich die gesamte Thü-
ga-Gruppe – es schaffen werden,
unseren finanziellen Verpflichtun-
gen nachzukommen, damit unsere
Anteilseigner ihre Verbindlichkei-
ten erfüllen können. Bereits vom
ersten Jahr an werden wir für po-
sitive Erträge sorgen, die über die
Finanzierungskosten unserer Ge-
sellschafter hinaus gehen.

Frage: Sie erwähnten den
Ausbau regenerativer Ener-
gien. Welche Rolle spielen diese
künftig in der Thüga-Gruppe?

Woste: Ausbau der Erzeugung
auf Basis erneuerbarer Energien
und Kraft-Wärme-Kopplung ist
richtig und wichtig. Die Unter-
nehmen der Thüga-Gruppe ha-
ben die Anforderungen von Poli-
tik und Kunden an eine nachhal-
tige und ökologisch effiziente En-
ergieversorgung in ihre Strategie
integriert, um sowohl der gesell-
schaftlichen Verantwortung der
Gruppe gerecht zu werden, als
auch die wirtschaftlichen Chan-
cen, die Investitionen in eine öko-
logische Energieerzeugung bie-
ten, nutzen zu können. Insbeson-
dere im Bereich überregionaler
Projekte – z. B. der On- und Offs-
hore-Windkraft – sehen sich viele
Thüga-Partner mit denselben He-
rausforderungen wie hohen Inve-
stitionssummen und –risiken,

(Fortsetzung auf Seite 9)

http://www.solarprojekt24.com/


KOMMUNALE ENERGIETHEMEN8 GZ15. 04. 2010

Kennst Du schon unser

Bio-Erdgas?
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➔ CO2-neutral

➔ regional produziert

➔ stärkt die heimische

Wirtschaft

➔ rund um die Uhr

verfügbar

Noch Fragen ?

Wir beraten Sie gerne

Telefon 0821 9002-459

www.erdgas-schwaben.de

Am

14. April war

Spatenstich für

unsere vierte Bio-

Erdgasanlage in

Arnschwang!

Spatenstich für die 4. erdgas
schwaben Bio-Erdgas-Anlage

Es ist möglich, vor Ort auf umweltfreundliche, klimaschonen-
de und sehr wirtschaftliche Art Energie zu gewinnen. Aus hei-
mischen Rohstoffen vor Ort gewonnene Bio-Energie schafft
Arbeitsplätze in der Region, garantiert mehr Unabhängigkeit
von Importen und kommt unserer Umwelt zugute. erdgas
schwaben investiert jährlich über 10 Millionen Euro in den Be-
reich erneuerbarer Energien.

In Arnschwang im Landkreis
Cham entsteht die 4. Bio-Erdgas-
Anlage des Energieversorgers aus
Schwaben; Spatenstich war am 14.
April. Die Anlage in Arnschwang

ist ein Gemeinschaftsprojekt von
erdgas schwaben und der Grüngas
GmbH, die derzeit die Anlage im
Sinnrgie-Verfahren errichtet. Vor-
aussichtlich wird Herbst 2010

das Arnschwanger Bio-Erdgas
in das bestehende Erdgasnetz
eingespeist.

Mit Arnschwang ist erdgas
schwaben Deutschlands erster
Versorger mit vier laufenden An-
lagen zur Produktion von Bio-
Erdgas und kann dann über
15.000 Haushalte mit Bio-Erdgas
versorgen.

CO2-Neutralität

Bio-Erdgas ist Energie aus
nachwachsenden Rohstoffen
oder biogenen Abfällen. Bei de-
ren Vergärung entsteht Biogas.
Nach einem Reinigungsprozess
ist es Bio-Erdgas. Bio-Erdgas
ist CO2 neutral. Das bedeutet,
bei der Verbrennung wird nur
soviel CO2 freigesetzt, wie bei

der Entstehung aus der Umge-
bung aufgenommen wurde.

Jede Erdgas-Technik ist so-
fort mit Bio-Erdgas kombinier-
bar - ganz ohne Umrüsten.
Ökologisch unschlagbar ist die
Kombination BHKW und Bio-
Erdgas im Mehrfamilienhaus.

60.000 Tonnen Einsparung

Mit der Bio-Erdgasproduk-
tion und dem Engagement für
Bio-Wärme und Bio-Strom von
erdgas schwaben werden schon
jetzt jährlich ca. 60.000 Tonnen
des Klimakillers CO2 einge-
spart.

erdgas schwaben setzt kon-
sequent auf Energieeinsparung,
Energieeffizienz und erneuer-
bare Energie aus der Region:
Bis zum Jahr 2020 wird mit
Bio-Energie, effizienter Technik
und nachhaltiger Einsparung
der Erdgasverbrauch um bis zu
30 Prozent reduziert werden.
Mehr Information auch unter
www.erdgas-schwaben.de.

DWW-Anlage zur Bio-Erdgasproduktion (Druckwasserwäsche-
Anlage).

Schluss mit langen
Wartezeiten an der Tanke

Jetzt ist Schluss mit langen Wartezeiten an Tankstellen! Dank
der Phill-Heimbetankungsanlage können Erdgasfahrer bald in
der eigenen Garage auftanken. erdgas schwaben testet aktuell
die Anlagen der Firma Fuel Maker. Laufen die Tests erfolgreich,
sollen sie so schnell wie möglich auf den Markt gebracht werden.

Die Handhabung der Phillis,
wie sie liebevoll genannt werden,
ist absolut unkompliziert. Einmal
ans Auto angeschlossen, macht
die Anlage den Tank voll. Ge-
stoppt wird vollautomatisch. Für
die Installation sind keine Um-
bauarbeiten notwendig. Kaum
größer als ein Erste-Hilfe-Kasten,
passen die Phillis in jede Garage.

Seit Anfang des Jahres sind
auch erdgas schwaben Mitarbei-

ter fit für die Anlagen. Während
eines sechsstündigen technischen
Trainings haben neun davon alles
über die Phillis erfahren. „Wir
waren überrascht, wie leicht diese
Anlagen zu bedienen sind. Sie
sind absolut selbständig und sehr
leise. Damit werden unsere Kun-
den viel Freude haben“, so Hans-
Günther Habenicht, Leiter tech-
nische Dienstleistungen erdgas
schwaben.

erdgas schwaben
in Russland?

Nein, aber mit Mini-BHKW auf der
Augsburger Frühjahrsausstellung afa

Am Stand von erdgas schwaben auf der afa, die vom 10. bis
18.April stattfindet, bieten die Energiesparprofis umfassende
Beratung und zeigen, was an Energieeinsparung, Energieeffi-
zienz und erneuerbaren Energien in Schwaben heute schon
alles machbar ist. Vom individuell zugeschnittenen Energie-
sparkonzept bis hin zu Fördermöglichkeiten. Wichtig ist der
Einsatz der individuell optimierten Technik: von moderner
Erdgasbrennwerttechnik bis hin zu erdgas-Mini-BHKWs.

„Unser Unternehmen setzt auf Bio-Erdgas, Bio-Wärme und
Bio-Strom aus der Region“, so Klaus-Peter Dietmayer, kaufmän-
nischer Geschäftsführer erdgas schwaben. „Wir geben damit ein
sichtbares Signal für den Klimaschutz.“

Die Infrarotbilder sind ein zuverlässiges Verfahren, um an Ge-
bäuden Wärmeverluste und Wärmebrücken aufzudecken. erdgas
schwaben bietet Besuchern an, mit einer Infrarotkamera Wärme-
bilder von ihrem Haus zu machen, zeigt Schwachstellen auf und
gibt Tipps zu deren Beseitigung. Nicht zum Fenster rausheizen,
Wärmeverluste aufspüren und Geld und Energie sparen.

Erstmals können die Energiesparprofis in Augsburgs größter
und modernster Messehalle zum Thema Mini-BHKW, Bio-Erd-
gas und energetische Gebäudesanierung sowie zu allen anderen
Innovationen rund ums Energiesparen beraten. Auch die Fachin-
formation zu Fördermöglichkeiten sind gefragt - „die Kunden,
die mir Löcher in Bauch fragen“, lacht Helmut Kaumeier, Ver-
triebsleiter Mitte, „sind mir die liebsten. Denn sie haben sich mit
dem Thema gründlich beschäftigt und wollen etwas ändern.“

Neues E.ON-Angebot für mehr Klimaschutz:

Bioerdgas für Privat-
und Gewerbekunden

Seit dem 1. März bietet die E.ON Bayern Vertrieb GmbH ihren
Kunden ein neues Bioerdgas-Produkt an. Es heißt „E.ON Bio-
Erdgas 10+“ und hat einen überdurchschnittlich hohen aus Bio-
masse gewonnenen Gas-Anteil von mindestens 10 Prozent. Das
bestätigt ein vom TÜV-Nord ausgestelltes Zertifikat.

E.ON BioErdgas 10+ ist für al-
le ökologisch interessierte Kun-
den eine preislich attraktive Al-
ternative zu den herkömmlichen
Erdgas-Angeboten. Gegenüber
dem Grundversorgungstarif ist
E.ON BioErdgas 10+ für einen
durchschnittlichen Haushalt mit
einem Jahresverbrauch von
20.000 Kilowattstunden nur circa
34 Euro teurer. Es zählt damit zu
den preiswertesten Bioerdgas-
oder Klimatarifen im Markt. Zu-
dem erhält jeder Neukunde einen
Klimabonus in Höhe von einma-
lig 50 Euro als Gutschrift auf die
Jahresrechnung.

Kooperation mit
Naturefund e.V.

Mit Bioerdgas von E.ON lei-
sten Kunden durch den hohen
Anteil regenerativ gewonnenen
Gases einen wichtigen Beitrag
zum Klimaschutz. Darüber hin-
aus hat das Unternehmen zu-
sammen mit der renommierten
Naturschutzorganisation Nature-
fund eine bundesweite Baum-
pflanzaktion gestartet. Alle Kun-
den, die sich für E.ON BioErgas
10+ entscheiden, erhalten eine
Patenurkunde mit dem Ort und
Pflanzdatum „ihres“ Baumes.
Bäume entziehen der Atmosphä-
re nachhaltig CO2 und binden es
über viele Jahrzehnte in ihren
Stämmen und Ästen.

„Kunden, die unser BioErdgas

10+ nutzen, entscheiden sich
dafür, dass 10 Prozent ihres Wär-
mebedarfs aus reinem Bioerdgas
gewonnen wird“, so Otmar Zis-
ler, Geschäftsführer der E.ON
Bayern Vertrieb GmbH. „Da der
Bioerdgas-Anteil aus regenerati-
ven Rohstoffen gewonnen wird,
reduzieren sich die CO2-Emis-
sionen des ohnehin Klima scho-
nenden Erdgases noch weiter.
Damit bieten wir umweltbewus-
sten Kunden eine - auch unter
Preisgesichtspunkten - interes-
sante Alternative zu herkömmli-
chem Erdgas an“, so Zisler.

Die Nutzung von Bioerdgas im
Haushalt ist völlig unkompliziert
und mit keinerlei technischem
Mehraufwand verbunden. Das
Bioerdgas besitzt dank einer ent-
sprechenden technischen Aufbe-
reitung die Eigenschaften von
Erdgas und hat einen vergleich-
baren Wärmegehalt.

Erdgas gehört in Deutschland
zu den beliebtesten Energieträ-
gern zum Heizen von Wohnraum
und für die Warmwasserberei-
tung. Erdgas aus fossilen Quellen
hat bereits eine vergleichsweise
gute CO2-Bilanz und ist bei Bau-
herren beliebt, weil Gasthermen
wenig Platz und keinen Speicher-
raum benötigen. Mit dem Einsatz
von Bioerdgas lässt sich der
Komfort von Gasheizungsanla-
gen mit einer Verbesserung der
eigenen CO2-Bilanz kombinie-
ren.

TURBO-Erdgasfahrzeuge auf den MünchnerAutotagen:

Leistungsstark und
umweltschonend

Bei den diesjährigen MünchnerAutotagen präsentierte der Initia-
tivkreis Erdgas als Kraftstoff in Bayern (IEK Bayern) die neue Ge-
neration von leistungsstarken und verbrauchsfreundlichen Serien-
Erdgasfahrzeugen mit CNG-Turbo-Fahrzeugen (CNG = Com-
pressed Natural Gas, Erdgas mit 200 bar).

Turbomotoren haben den Erd-
gasantrieb revolutioniert. Das Fah-
ren mit Erdgas ist umweltscho-
nend und günstig. Die Hersteller
OPEL mit dem Zafira Turbo 1.6
CNG und Volkswagen mit dem
Passat Variant 1.4 TSI EcoFuel
zeigen eindrucksvoll, wie motor-
optimiert Erdgas mit 130 Oktan
eingesetzt werden können.

„Erdgasoptimierte Fahrzeuge
haben ein großes Potential bei der
Schadstoffeinsparung, da Erdgas
deutlich sauberer verbrennt als her-
kömmliche Kraftstoffe. Darüber
hinaus kann auch gereinigtes und
erneuerbares Biogas als Kraftstoff
genutzt werden, was die Schad-
stoffbilanz zusätzlich verbessert“,
erklärt Jörn-Helge Möller, Ge-
schäftsführer des IEK Bayern.

Erdgas als Kraftstoff (CNG)
kostet in München an den sieben
Erdgastankstellen durchschnitt-
lich 0,989 Euro pro Kilogramm.
In einem Kilogramm steckt die
Energie von rund 1,5 Liter Super-
Benzin. Damit fährt der Autofah-
rer für umgerechnet 66 Cent pro
Liter auf den Münchner Straßen.

Der neue Erdgas-Turbo (150
PS/110 kW) im OPEL Zafira ist in
derAnschaffung ca. 780 Euro gün-
stiger als das vergleichbare 1.9 CD-
TI-Diesel-Aggregat. Damit wird
das Fahren mit Erdgas vom ersten
Tag an günstiger als mit Diesel. Bei
einer Laufleistung von rund 15.000
km/Jahr spart der OPEL-Erdgas-
Turbo über 1.000 Euro gegenüber
einem vergleichbaren Benziner.
„Moderne Erdgasfahrzeuge wie
von OPEL und Volkswagen zei-
gen neben ihrer Wirtschaftlichkeit
und ihrem aktiven Beitrag zum
Umweltschutz, wie durchzugs-
stark diese Fahrzeuge unterwegs
sind“, so Thomas Wöber von gib-
gas aus München.

Energie sparen
vor Ort prämiert

Bambergs OB Starke zeichnete innovative Lösungen aus
Stadt lobt auch 2010 wieder einen Energiepreis aus

Oberbürgermeister Andreas Starke hat im Rahmen des Wettbe-
werbs „Energiepreis der Stadt Bamberg 2009“ zwei Anerken-
nungspreise überreicht. Die Bamberger Familie Ulrich und Kir-
chenvorstand Waldemar Hans, stellvertretend für Pfarrer
Günther Schardt von der Erlöserkirche, erhielten Urkunden so-
wie jeweils einen Geldpreis in Höhe von 500 Euro, den Sponsoren
zur Verfügung gestellt haben.

Familie Ulrich überzeugte die
Jury mit der energetischen Sanie-
rung eines Siedlerhauses in der
Gartenstadt. Für die Erlöserkirche
hatte sich Pfarrer Schardt erfolg-
reich mit einem neuen, mit Pflan-
zenöl betriebenen Blockheizkraft-
werk beworben. Der OB unter-
strich bei der Preisverleihung den
hohen Stellenwert, den die The-
men Energiesparen und Klima-
schutz innerhalb der Stadtverwal-
tung einnehmen. Er hob zudem
die Vorbildfunktion des Energie-
preises hervor. „Die Erfahrung
zeigt“, sagte Starke, „dass konkre-
te Beispiele vor Ort viel anschau-
licher sind und eher nachgeahmt
werden.“

Die Idee, einen Innovations-
preis für Energieeffizienz und er-
neuerbare Energien auszuloben,
stammt vom Agenda21-Fachfo-
rum „Energie & Umweltschutz“.
Der Preis soll dazu beitragen, sich

kritisch mit der Energiethematik
auseinanderzusetzen und motivie-
ren, auf effiziente und innovative
Lösungen zu setzen.

Auch 2010 soll mit dieser Aus-
zeichnung bedacht werden, wer
beispielhafte Aktivitäten auf dem
Gebiet der Energieeinsparung, der
Energieeffizienz, beim Einsatz re-
generativer Energien und bei der
Anwendung neuer Technologien
oder Optimierung zeigt, z. B. bei
Immobilien oder auch im Bereich
Mobilität. Die Auszeichnung ist
mit einem Geldpreis verbunden,
den die Stadtwerke Bamberg, die
Sparkasse Bamberg und das Um-
weltamt der Stadt Bamberg als
Sponsoren ermöglichen.

Bewerben können sich private
Haushalte und Gewerbetreibende
oder Schulen, die innerhalb der
Stadt Bamberg ansässig sind.
Einsendeschluss ist der 30. Sep-
tember 2010.
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Wir bringen Sie näher an die Gasquelle.

Bayerngas kauft Gas über alle Beschaffungsebenen und ist im
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Weiter als Sie denken!
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Unterwegs mit dem
Erdgas-Sparmobil

Diesel für 1,19 Euro, Super für 1,35 Euro, Super Plus für 1,44
Euro: Konventioneller Sprit frisst immer größere Löcher in
den Geldbeutel. Erdgas oder auch CNG (Compressed Natural
Gas) kostet etwa die Hälfte. Nicht nur Vielfahrer können damit
ihre Kraftstoffkosten deutlich senken. Erdgas Südbayern gibt
die wichtigsten Fakten zum Fahren mit Erdgas.

So macht Tanken noch Spaß:
An der Zapfsäule zahlen Erdgas-
fahrer gegenüber Benzinern rund
50 Prozent und gegenüber Die-
selfahrzeugen rund 30 Prozent
weniger. Ein Kilogramm CNG –
dies entspricht der Energie von
etwa 1,5 Litern Sprit – gibt es für

unter einem Euro! Der Preisvor-
teil entsteht auch dadurch, dass
für Erdgas als Kraftstoff noch bis
zum Jahr 2018 weniger Steuer
bezahlt werden muss: Nur
rund zehn Cent statt 95 Cent
bei Benzin.

Erdgas ist der günstigste Kraft-

stoff, den es heute gibt. Dies zeigt
auch eine Berechnung von gib-
gas. Dabei wurde ermittelt, wie
weit man aktuell mit einer Tank-
füllung für 20 Euro kommt. Test-
auto ist ein VW Passat TSI Eco-
Fuel (110 kW, 210 km/h Spitze,
Verbrauch ca. 4,5 kg Erdgas bzw.
7,0 Liter Super / 100 km), der so-
wohl mit Erdgas als auch mit Su-
per fährt.

Reisekasse wird geschont

Im Erdgas-Modus wird die
Reisekasse besonders geschont.
20 Euro reichen für die Strecke
von München bis Kassel (480
km). Im Benzin-Modus wäre der
erste Tankstopp bereits nach 190
Kilometern kurz nach Nürnberg
fällig.

Kaufargumente

Neben einem geringen Ver-
brauch sind ein niedriger CO2-
Ausstoß und wenige Emissionen
in den Abgasen heute wichtige
Kaufargumente für ein Auto. Auf
der „ESB-Testfahrt” von Bayern
nach Hessen liegt der Schadstoff-
ausstoß sowohl während des
Benzin- als auch während des
Erdgasbetriebs nicht bei Null.
Doch statt rund 73 Kilogramm
als Benziner, stößt der Erdgas-
Antrieb nur etwa 53 Kilogramm
CO2 aus. Diese Werte sind übri-
gens unabhängig vom Wagentyp.
Erdgas verbrennt immer mit bis
zu 30 Prozent weniger CO2 und
sogar 80 Prozent weniger Sticko-
xiden (NOx) als konventionelle
Kraftstoffe. Rußpartikel und
Feinstaub sind nahezu vollständig
reduziert.

CNG-Fahrzeuge punkten

Zu den gesundheitsschädlichen
Emissionen beim Auto gehören
aber nicht nur CO2 und CO, son-
dern ebenso der Lärm. Auch hier
punkten CNG-Fahrzeuge. Denn
Erdgas-Motoren laufen im Ver-
gleich zu Benzin-Motoren leiser.
Daher werden Erdgas-Fahrzeuge
gerne in dicht bewohnten Gebie-
ten, zum Beispiel im Stadtbusbe-
trieb, eingesetzt.

Berechnung im Internet

Ab wann sich ein Erdgas-Mo-
dell rechnet, können Verbraucher
selbst im Internet berechnen. Im
Portal http://www.tanke-erdgas.de
gibt es einen Wirtschaftlichkeits-
rechner, der nahezu alle aktuellen
Erdgas-Modelle mit Preis und
Verbrauch aufführt.

Nach der Eingabe von Daten
wie gewünschter Kilometerlei-
stung, Wohnort oder Förder-
programmen stellt der Rechner
einen ausführlichen Vergleich
auf und zeigt, wie viel sich pro
Jahr sparen lässt und wann
sich die Anschaffung amorti-
siert hat.

Gasabsatz von Bayerngas
auf Rekordhöhe

Die kommunale Gas-Beschaffungsgesellschaft Bayerngas hat
2009 erstmals die 70-Milliarden-kWh-Grenze durchbro-
chen.Der Gasabsatz stieg im Vergleich zum Vorjahr um 6,8
Prozent auf das Rekordniveau von 70,2 Mrd. kWh (2008:
65,8 Mrd. kWh). Dazu haben sowohl das Handels- als auch
das Industriekundengeschäft beigetragen. Beide Geschäfts-
felder hat das kommunale Unternehmen 2009 gestärkt.

„Die Ungleichgewichte zwischen den kurz- und langfristi-
gen Gasmärkten fordern Beschaffung und Vertrieb der Gasun-
ternehmen seit eineinhalb Jahren in bisher nicht bekanntem
Ausmaß. Bayerngas hat 2009 in der Beschaffung die Balance
zwischen erhöhten Tradingaktivitäten und gesicherten Lang-
fristverträgen gefunden. Unseren Gasvertrieb haben wir neu
positioniert. Dazu zählt der erfolgreiche Aufbau eines Indu-
striekundenvertriebs mit Standort Düsseldorf. Das waren die
Voraussetzungen für dieses Rekordergebnis“, betont Marc
Hall, Geschäftsführer Bayerngas. Über den Standort Düssel-
dorf hat Bayerngas annähernd 20 neue Industriekunden in den
nördlicheren Bundesländern gewonnen.

Speicherkapazitäten von Bayerngas erfolgreich vermarktet:

Handelsprodukt „Trader’s
Pack“ trifft Marktbedürfnisse

Bayerngas hat einen Teil der
Speicherkapazitäten seines Unter-
grundspeichers Wolfersberg erfol-
greich vermarktet. Das neuge-
schaffene Speicher- Handelspro-
dukt „Trader’s Pack“ wurde vom
Markt positiv aufgenommen.

Maximale Leistung

Alle zwölf Lose zu je 21.600
MWh wurden im Rahmen der
Auktion über store-x an mehrere

Kunden verkauft. Der erfolgrei-
che Verlauf derAuktion ist ein Be-
leg dafür, dass Bayerngas mit
„Trader’s Pack“ die Bedürfnisse
der Händler nach einer kennli-
nienunabhängigen Fahrweise ab-
bilden konnte.

Trader’s Pack beinhaltet eine
maximale Ein- beziehungsweise
Ausspeicherleistung von 10 MW.
DasAngebot hatte ein Gesamtvo-
lumen von 259.200 MWh und ei-
ner Laufzeit von einem Jahr.

Strategie und ...
(Fortsetzung von Seite 7)
Erfahrungsdefiziten und man-
gelnder Markttransparenz kon-
frontiert. Hier möchte die Thüga
ansetzen und den Partnern ein
gemeinsames Vorgehen vorschla-
gen.

Frage: Sie haben von überre-
gionalem Engagement gespro-
chen. Wie sieht es mit Inves-
titionen in regionale Erzeu-
gungsanlagen von erneuerba-
ren Energien aus?

Woste: Natürlich ist uns der
Ausbau erneuerbarer Energien in
den Regionen sehr wichtig. Be-
reits heute sind zahlreiche Stadt-
werke mit kleineren, dezentralen
Anlagen im Bereich der Energie-
erzeugung tätig. Neben der För-
derung von regenerativen Energi-
en sind die Nähe zum Kunden
und die damit verbundenen, ver-
lustarmen kurzen Übertragungs-
wege entscheidende Vorteile von
dezentralen Energiesystemen.
Unser Ziel ist es deshalb, die Un-
ternehmen, bei denen es sich an-
bietet vor Ort zu investieren - zum
Beispiel in den Ausbau von Bio-
gasanlagen - Unterstützung im
Bereich der Planung und des
Baus zu geben. Auch hier werden
gegenwärtig Strategien geprüft
und erarbeitet.

Frage: Wie stehen Sie zu der
politischen Diskussion um die
Laufzeitverlängerung von
Kernkraftwerken gerade vor
dem Hintergrund Ihrer Investi-

tionen in alternative Energien?
Woste: Politische Entschei-

dungen haben wir als Unterneh-
men zu akzeptieren. Wenn die po-
litische Entscheidung für eine
Verlängerung von Laufzeiten bei
Kernkraftwerken ausfällt, dann
ist für uns die Konditionierung
entscheidend.

Frage: Wie muss die Kondi-
tionierung Ihrer Ansicht nach
gestaltet sein?

Woste: Erstens: Investitio-
nen in dezentrale umwelt-
freundliche Stromversorgung,
die gerade kommunale Unter-
nehmen im Vertrauen auf den
Atomausstieg gemacht haben,
dürfen durch eine Laufzeitver-
längerung in ihrer Wirtschaft-
lichkeit nicht bedroht sein.
Zweitens: Eine Verlängerung
der Laufzeiten darf nicht dazu
führen, dass die Bemühungen
der Stadtwerke für mehr Wett-
bewerb im Erzeugungsmarkt
konterkariert und damit das
Erzeugungsoligopol der vier
Großen Konzerne gestärkt
wird.

Drittens: Die Klimaschutzzie-
le der deutschen Politik dürfen
mittel- und langfristig nicht ge-
fährdet werden, indem bereits
realisierte und geplante Investi-
tionen in klimafreundliche KWK-
Erzeugungskapazitäten oder in
Erneuerbare Energien durch
Strompreisbildung auf Basis
von Grenzkosten weitgehend

abgeschriebener Kernkraft-
werke unwirtschaftlich ge-
macht werden.

Frage: Was fordern Sie kon-
kret?

Woste: Sondergewinne im
Rahmen der Restlaufzeitverlän-
gerung müssen weitestgehend ab-
geschöpft und einem staatlichen
Fonds zugeführt werden. Der so
entstehende „Energieund Klima-
fonds“ sollte für gezielte Maß-
nahmen zur Umsetzung der
IEKP-Ziele der Bundesregierung
zur Verfügung stehen. Ziel sollte
es sein, z. B. durch zinsvergün-
stigte Darlehen und weitere För-
dermaßnahmen nachhaltige In-
vestitionsanreize zu setzen für den
Ausbau der dezentralen Stromer-
zeugung auf Basis der erneuerba-
ren Energien und der Kraft-
Wärme-Kopplung in Deutsch-
land. (Stand Februar 2010 ).
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Erstes Bayreuther Bioenergiesymposium:

Umdenken in Energiefragen
Multitalent Bioenergie: Dass die Chancen überwiegen, jedoch
große Anstrengungen und kreative Lösungen nötig sind, um ei-
ne komplette Energieversorgung mit erneuerbaren Energien
zu sichern, lautete das Fazit des ersten Bayreuther Bioenergie-
symposiums an der Universität Bayreuth. Mehr als 100 Bür-
germeister, Kreis- und Stadträte, Vertreter von Initiativen und
Verbänden sowie Wissenschaftler und Repräsentanten der
Universität Bayreuth waren zu der Veranstaltung gekommen,
die das Regionalmanagement von Stadt und Landkreis Bay-
reuth in Kooperation mit der Universität organisiert hatte.

Mit der Kunstperformance
„Die Energie bin ich“ des Holz-
künstlers Thomas Zimmermann
wurde bereits zu Beginn des
Symposiums ein kreativer Ak-
zent gesetzt.

Bernd Rothammel, Regio-
nalmanager der Bioenergieregi-
on, erläuterte in seinem Vortrag,
dass die Strategie der Bioener-
gieregion Bayreuth bewusst
auch auf Energiekunstprojekte

setzt, um eine größere öffentli-
che Aufmerksamkeit für die sie-
ben regionalen Bioenergiefach-
vorhaben und die generelle Not-
wendigkeit eines Umdenkens in
Energiefragen zu erreichen.
„Die Kombination von Fach-
vorhaben und Kunstprojekten
ist der Clou unseres Konzeptes.
Damit erreichen wir neue Ziel-
gruppen und erschließen schöp-
ferisches Potenzial zur Lösung

der anstehenden Probleme.“

Mögliche 100 Prozent

Die Möglichkeiten und Gren-
zen der Bioenergie verdeutlich-
te Prof. Dr.-Ing. Martin Faul-
stich in seinem Einführungsre-
ferat. Faulstich ist Vorsitzender
des Sachverständigenrates für
Umweltfragen und als Berater
der Bundesregierung einer der
renommiertesten Experten auf
dem Gebiet der erneuerbaren
Energien. Bis zum Jahr 2050
auf hundert Prozent erneuerbare
Energien zu kommen, sei mög-
lich, betonte Faulstich. Der Bau
neuer Kohle– und Atomkraft-
werke stehe allerdings diesem
Ziel entgegen.

Ökonomisch bedeutsam

Laut Dr. Rainer Gießübel
vom Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz macht Bio-
energie etwa 70 Prozent des
Aufkommens erneuerbarer En-
ergie in Deutschland aus. Bio-
masse steht für etwa 38 Prozent
des Umsatzes mit erneuerbaren
Energien sowie für deutsch-
landweit fast 100.000 Arbeits-
plätze. Die Anbaufläche beträgt
etwa zwei Millionen Hektar.
„Bioenergie hat also längst auch
ökonomische Bedeutung“, be-
merkte Gießübel. Zudem sei sie
in der Lage, über den Klimaef-
fekt hinaus in den Regionen
weitere ökonomische Impulse
zu setzen.

Die politischen Ziele jeden-
falls ließen weiteres Wachstum
und weiteren Bedeutungszuge-
winn erwarten: Der Anteil des
Stroms aus erneuerbaren Ener-
gien soll in Deutschland bis
zum Jahr 2020 auf 30 Prozent
steigen, bei der Wärme sollen
14 Prozent und im gesamten
Energieverbrauch 18 Prozent
aus regenerativen Quellen stam-
men.

Tatsächlich, so der Ministeri-
umssprecher weiter, wachse
aber auch das Konfliktbewusst-

sein. In Regionen mit intensiver
landwirtschaftlicher Flächen-
nutzung sei die Konkurrenz um
Flächen und deren Nutzungen
bereits spürbar. Gießübel erwar-
tet einen interessanten Diskurs,
an dessen Ende „ein verträgli-
ches Einbauen der Bioenergie“
stehen solle, d. h.: Bei Kraft-
stoffen werde Deutschland
wohl auf Importe abzielen, bei
Strom auf Biogas und bei Wär-
me auf Holz und Biogaserzeu-
gung.

In Themenrunden am Nach-
mittag ging es um den künftigen
Beitrag der Bioenergie zur En-
ergieversorgung der Region, um
Nahwärmenetze und kommuna-
le Bioenergieprojekte sowie um
Bioenergie in den Forschungs-
projekten der Universität Bay-
reuth. Dabei stellte Professor
Dr.-Ing. Dieter Brüggemann,
Inhaber des Lehrstuhls für
Technische Thermodynamik
und Transportprozesse, die Ar-
beiten seines Teams zur Steige-
rung der Effizienz bei der Bio-
energieerzeugung vor.

Diplom-Biologin Yelva Lar-
sen präsentierte ihr Projekt,
Bioenergie in spannende Unter-
richtskonzepte für Schüler zu-
bringen. Dr. Pedro Gerstberger
berichtete über seine viel ver-
sprechende Erforschung von
rasch wachsenden Energie-
pflanzen, die eine Alternative
zum Mais und seinen agraröko-
logischen Problemen sein kön-
nen.

Klimawandel in der Region

Dr. Camilla Wellstein, wis-
senschaftliche Koordinatorin im
Forschungsverbund Forkast,
gab eine Einschätzung zum Kli-
mawandel in der Region. Pri-
vat-Dozent Dr. Bruno Glaser
von der Abteilung Bodenphysik
der Universität Bayreuth be-
richtete schließlich von seiner
Forschung an der Terra Preta -
einem erstaunlichen Bodentyp,
der im Amazonas Tiefland vor-
kommt und der sog. Biokohle
enthält. Dadurch wird der ei-
gentliche nährstoffarme Boden
extrem fruchtbar. Aber Biokoh-
le kann noch mehr: Da sie Koh-
lenstoff für Jahrtausende stabil
speichert, hat sie auch einen
Klimaschutzeffekt. DK

Seit 2009 wird die Region Bayreuth mit Bundesmitteln als
eine von 25 Bioenergie-Modellregionen gefördert. Die Aus-
wahl erfolgte über einen Wettbewerb, an dem sich bundesweit
210 Regionen beteiligt hatten. Mit 89 Prozent Land- und
Forstwirtschaftsfläche sind optimale Voraussetzungen für die
Nutzung der Bioenergie vorhanden. Allerdings wird das Po-
tenzial momentan nur zu einem Drittel abgeschöpft. Damit
sich dies ändert, werden sieben Fachvorhaben und ein künst-
lerisches Dachprojekt in Angriff genommen.

Die Region will damit die Nachfrage nach Bioenergie stei-
gern, die Bioenergieerzeugung umweltfreundlicher gestalten
und den Informationsgrad zum Thema erhöhen. Die Projekte
können den Anteil der Bioenergie am Energieverbrauch der
Privathaushalte von aktuell 18 auf über 50 Prozent erhöhen.
Dadurch werden Arbeitsplätze geschaffen und eine Wert-
schöpfung von mindestens 50 Mio. Euro jährlich erschlossen.
In der Region Bayreuth sollen beim Ausbau der Bioenergie die
Belange des Umweltschutzes, der Nachhaltigkeit und der So-
zialverträglichkeit berücksichtigt werden. DK

Seit Montag
schweigt das Radio
Stadtwerke sind immer häufiger mit dem

Thema„Energiearmut“ konfrontiert
Würzburg. Sonst dudelt das Radio bei Rudolf Berg (Name
geändert) den ganzen Tag. Doch seit kurzem schweigt es. Dem
Langzeitarbeitslosen aus Würzburg wurde der Strom abge-
stellt. Was immer mehr Menschen passiert. „Im Durchschnitt
kommt es ein- bis zweimal täglich vor, dass wir den Strom ab-
stellen müssen“, bestätigt Dieter Gerlach, Geschäftsführer der
Aschaffenburger Versorgungs-GmbH.

Bei der Würzburger Versor-
gungs- und Verkehrs-GmbH
(WVV) ist die Problematik der
Energiearmut noch gravierender,
da ein noch größeres Gebiet mit
Strom versorgt wird als von den
Aschaffenburger Stadtwerken.
Tausende Mahnbriefe werden
laut WVV-Pressesprecherin Ul-
rike Stöcker jedes Jahr an Kun-
den mit offenen Rechnungen
verschickt. Nach der dritten
Mahnung ist die Geduld des
Stromlieferanten zu Ende. Der
nächste Schritt lautet: „Sperrauf-
trag“. 2009 wurden rund 4.200
Sperraufträge erteilt.

Meist glücklicherAusgang

Die meisten Verfahren nah-
men letztlich einen glücklichen
Ausgang, in nur etwa jedem
fünften Fall musste tatsächlich
gesperrt werden. Dennoch: 800
Bürgern wurde von der WVV
der Strom im vergangenen Jahr
abgedreht. Damit waren Stöcker
zufolge 0,5 Prozent aller Kun-
den von einer Sperrung betrof-
fen.

In den vergangenen kalten
Monaten agierte der Versorger
zurückhaltend. Zumal, wenn die
Energie aus der Dose auch noch
zum Heizen von Küche, Wohn-
zimmer und Bad diente. Die
Kulanz bedeutete am Ende je-
doch, dass sich der Stromschul-
denberg bei eisigen Temperatu-
ren nur weiter auftürmte. Am
Ende müssen die Energieschul-
den abgestottert werden.

Moralisches Gebot

Die Aschaffenburger Versor-
gungs-GmbH erachtet es ange-
sichts der wachsenden Armut
als moralisches Gebot, gegen
die Not hinter den Energie-
schulden zu schauen. Unbe-
zahlte Rechnungen sind laut
Gerlach ein „sozialer Auf-
schrei“: Viele der Betroffenen
befänden sich in einer durch
und durch schwierigen Lebens-
lage, was jedoch erst dann ent-
deckt wird, wenn es zum letzten
Druckmitteln des Stromabstel-
lens kommt. Dass es so weit
kommen musste, liege daran,
dass die Hilfsangebote unbe-
kannt sind.

VerstärkteAufmerksamkeit

Manchmal müsste nur ein
Formular ausgefüllt werden,
und schon wären die drücken-
den finanziellen Sorgen zumin-
dest zum Teil behoben. Auf Un-
terstützungsmöglichkeiten vor
Ort will die Aschaffenburger
Versorgungs-GmbH zusammen
mit den Sozialverbänden künf-
tig verstärkt aufmerksam ma-
chen. Mit der dritten Mahnung,
die ausstehende Stromrechnung
zu bezahlen, flattert den Strom-
kunden deshalb seit kurzem ein
Faltblatt der Sozialeinrichtung
„Café Oase“ ins Haus. Reagiert
der säumige Zahler immer noch
nicht, erhält er Besuch vom
Sperrkassier - der neuerlich auf
das Beratungsangebot in der
Aschaffenburger Treibgasse
hinweist.

Laut Adelheid Maskow vom
Caritasverband Aschaffenburg
müssen Hartz IV-Empfänger
bei gleich bleibendem Regel-
satz immer mehr Geld für
Strom ausgeben. In Not kom-
men sie vor allem dann, wenn
die Stromjahresabrechnung im

Briefkasten landet. Auf einen
Schlag müssen sowohl die
Nachzahlung als auch die Mo-
natspauschale berappt werden:
„Mit diesem Problem kommen
die Menschen zu uns.“ Sollte
der Strom bereits abgedreht
sein, verhandelt die Caritas mit
der Arge um ein Darlehen für
die Stromschulden.

Stromfresser

Problematisch ist für Maskow
der niedrige ökologische Level
der elektrischen Geräte in Hartz
IV-Haushalten. Die alte Wasch-
maschine und der im Sozial-
kaufhaus entstandene Staubsau-
ger entpuppen sich oft als
Stromfresser. „Doch was nützt
es, dass dies durch Energiebera-
ter des Cafés Oase aufgedeckt
wird?“, fragt sich die Caritas-
Frau: „Die Anschaffung von en-
ergiesparenden Neugeräten ist
nicht zu finanzieren. Der im Re-
gelsatz vorgesehene Ansparbe-
trag für Kühl- und Gefrier-
schränke, Waschmaschine oder
Herd beträgt bei einem Allein-
stehenden monatlich rund drei
Euro.“

Sozialrabatt und höhere
Hartz IV-Regelsätze

Deshalb plädiert ihre Kolle-
gin Jutta Hackel vom Allgemei-
nen Sozialen Beratungsdienst
(ASBD) des Kreiscaritasver-
bandes in Würzburg für höhere
Hartz IV-Regelsätze. Weil das
Arbeitslosengeld 2 hinten und
vorne nicht reicht, kommt min-
destens dreimal pro Woche ein
„Energiearmer“ aus Stadt und
Kreis Würzburg in die Caritas-
Sozialberatung. Um energiear-
men Menschen zu helfen, wäre
es nach Hackels Ansicht auch
gut, würde der Sozialrabatt des
Stromversorgers E.ON Bayern
Schule machen. Bereits seit
September 2006 erhalten von
Rundfunkgebühren befreite Be-
zieher von Hilfeleistungen bei
E.ON einen Stromrabatt.

Aschaffenburger Programm

Für Dieter Gerlach aus
Aschaffenburg ist eben dies
nicht der richtige Weg, denn
durch die Gewährung eines So-
zialrabatts würde ignoriert, dass
Energiearme von vielfältigen
Problemen geplagt werden. Mit
dem Aschaffenburger Pro-
gramm sei es hingegen gelun-
gen, Menschen, die aufgrund
unbezahlter Stromrechnungen
erstmals öffentlich als arm auf-
fielen, dem sozialen Unterstüt-
zungssystem zuzuführen.

Energiearme in Kitzingen

Dass es auch in Kitzingen
Energiearme gibt, will Ver-
triebs- und Marketingleiterin
Silke Sycha von den Kitzinger
Licht-, Kraft- und Wasserwer-
ken zwar nicht leugnen. Mit
konkreten Zahlen rückt sie je-
doch im Gegensatz zu ihren
Kollegen aus Aschaffenburg
und Würzburg nicht heraus.
Dies würde dem Datenschutz
im Wege stehen und für Unmut
bei den Kunden sorgen, so ihr
Argument. „Wir halten uns an
die gesetzlichen Vorgaben“, be-
tonte die Energieexpertin: „Wir
behandeln jeden Kunden gleich
und sind vor Ort für jeden Kun-
den erreichbar.“ Pat Christ

Röhrmoos 100 Jahre
elektrifiziert

Röhrmoos verfügt seit dem 8. April 1910 offiziell über eine
elektrische Stromversorgung. Damit steht die Gemeinde jetzt
genau 100 Jahre unter Strom. Die Betriebsspannung für den
Lichtstrom betrug damals noch 110 Volt, für Drehstrom 190
Volt. Mit der Unterzeichnung des ersten Konzessionsvertrages
stellte Bürgermeister Mathias Schmidt am 27. Februar 1909
die Weichen für den Anschluss der Gemeinde an das Stromnetz
der damaligen Amperwerke Elektricitäts-Aktiengesellschaft
(AWAG), den Rechtsvorgängern der Isar-Amperwerke (IAW)
und der heutigen E.ON Bayern AG.

Der Konzessionsvertrag hatte
eine Laufzeit von 30 Jahren, der
sich jeweils automatisch um
fünf Jahre verlängerte, wenn er
nicht zwölf Monate „vor seinem
jeweiligen Ablauf“ von einer
Seite gekündigt wird. Darin
räumte die Gemeinde für das
vom Netzbetreiber versorgte
Gemeindegebiet ein Wegerecht
ein; das heißt die Kommune ge-
stattete dem Netzbetreiber auf
gemeindlichem Grund Versor-
gungsanlagen und Leitungen
für die Versorgung der Bürge-
rinnen und Bürger sowie der
örtlichen Wirtschaft zu errichten
und zu betreiben.

Historische Anmerkung

In einer handschriftlichen Er-
gänzung zum Konzessionsver-
trag vom 10. Oktober 1911 fin-
det sich folgende Anmerkung:
„Die zwischen den Ortschaften
Röhrmoos und Kleininzemoos
sich befindliche Bahnunter-
führung soll zur Vermeidung
von Unfällen mit zwei elektri-

schen Glühlampen mit 16 Ker-
zenstärken um die jährliche
Pauschalsumme von 40 Mark
beleuchtet werden.“

Neuer Vertrag

Die drei im Rahmen der
bayerischen Gebietsreform ein-
gemeindeten Ortsschaften Groß-
inzemoos, Sigmertshausen und
Schönbrunn hatten bis dahin ei-
gene Verträge mit der Amper-
werke Elektricitäts-Aktienge-
sellschaft bzw. den Isar-Amper-
werken. Danach wurden diese
in einem neuen Vertrag mit
Röhrmoos zusammengeführt.
Als offizielles Elektrifizierungs-
datum steht für Großinzemoos
der 3. Oktober 1910 in den Ak-
ten; für Sigmertshausen und
Schönbrunn finden sich in den
noch erhaltenen Unterlagen kei-
ne offiziellen Elektrifizierungs-
termine. Die Unterschriften un-
ter die Konzessionsverträge lei-
steten die Bürgermeister am 19.
September 1910 bzw. am 25.
Juni 1937.

Zirndorfer Grundversorgung:

Erstmals vollständig in
kommunaler Hand

Die städtische Tochter Stadtwerke Zirndorf GmbH hat kürz-
lich von der N-ERGIE AG einen 50-prozentigen Anteil am Ge-
meinschaftsunternehmen Gasversorgung Zirndorf GmbH &
Co. KG übernommen. Die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser
und Fernwärme in Zirndorf liegt damit erstmals vollständig in
kommunaler Hand. Die notarielle Beurkundung erfolgte im
Beisein von Stadtwerkechef Reiner Gagel, Bürgermeister Tho-
mas Zwingel und Vertretern der N-ERGIE.

Der Stadtrat Zirndorf hatte die
Übernahme der N-ERGIE-Antei-
le an der Gasversorgung Zirndorf
GmbH & Co. KG, die rückwir-
kend zum 1. Januar 2010 gilt, be-
reits am 30. Januar 2008 beschlos-
sen. Nach langwierigen Verhand-
lungen war es nun soweit. „Die
Gasversorgung wird in die Stadt-
werke Zirndorf integriert“, sagt
Diplom-Ingenieur Reiner Gagel,
Geschäftsführer der Stadtwerke
Zirndorf. Für die Bürger der Stadt
bedeute das einen weiteren Schritt
zur Zukunftssicherung der Ener-
gieversorgung. Sie können sicher
sein, so Gagel, dass sie zuverläs-
sig beliefert werden. Die Stadt-
werke Zirndorf würden durch den
Kauf gestärkt, da die Kosten der
laufenden Verwaltung gesenkt
werden.

Herausragende Position

„Zirndorf hat jetzt eine heraus-
ragende Stellung unter den deut-
schen Kommunen. Der Stadt
Zirndorf, und damit den Bürgern,
gehören ihre Stadtwerke zu 100
Prozent. Das gibt es in fast keiner
weiteren Stadt“, betont Gagel.
Den Kaufpreis kann der Ge-
schäftsführer noch nicht genau
beziffern. Er steht erst nach dem
Jahresabschluss der Gasversor-
gung Zirndorf GmbH & Co. KG
fest, wird aber deutlich unter vier
Millionen Euro liegen.

Das bisherige Gemeinschafts-
unternehmen von Stadtwerke
Zirndorf und N-ERGIE war
1995 an den Start gegangen. Die
damalige EWAG, Vorläuferge-
sellschaft der N-ERGIE, hatte ihr
technisches Potenzial einge-

bracht, die Stadtwerke Zirndorf
ihr Wissen über die örtlichen Ge-
gebenheiten.

Vorkaufsrecht

Beim Abschluss des Vertrags
hatten die Stadtwerke ein Vor-
kaufsrecht für 2010 auf die
N-ERGIE-Anteile vereinbart,
das sie nun wahrgenommen ha-
ben. Anfang des vergangenen
Jahres hatten die Stadtwerke
Zirndorf bereits Stromnetze von
der N-ERGIE übernommen und
damit die Stromversorgung auf
die Stadtteile Banderbach,
Bronnamberg, Weiherhof und
Weinzierlein erweitert. Zum
gleichen Zeitpunkt war das
Zirndorfer Bibert-Bad aus dem
Verantwortungsbereich der
Stadtwerke entlassen und re-
kommunalisiert worden.

Einer wird das Konzept, alle
Versorgungsleistungen aus kom-
munaler Hand anzubieten, sicher-
lich mit besondererAufmerksam-
keit verfolgen: der 90-jährige
Walter Müller, Chef der Stadt-
werke von 1946 bis 1982. Als er
in den Nachkriegsjahren die
Stadtwerke wieder aufbaute, hat-
te er sich stets für diese Unabhän-
gigkeit der Kommune eingesetzt.
Eine weitere wichtige Weichen-
stellung erfolgte durch dessen
Nachfolger und späteren Ersten
Bürgermeister der Stadt Zirndorf,
Altbürgermeister Gert Kohl, der
durch seine Verhandlungsführung
damals das Vorkaufsrecht sicher-
te. „Sonst wäre die jetzige Über-
nahme vielleicht nicht möglich
gewesen“, meint Geschäftsführer
Gagel.
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Lieber Leser!
„Ich bin von mei-

nem Natur-Mittel
100 % überzeugt und
nehme es selbst

täglich. Auch Sie werden begeis-
tert sein. Bei mir gibt es kein
„Kleingedrucktes“. Zu diesem
Angebot können Sie nur „Ja!“
sagen.“
Herzlichst

Dr. Reinhard Hittich

0800 - 1 827 298 gebührenfrei!

Natur-Wunder Nr. 6:Myricetin
übernimmt die Aufgaben von
Quercetin, dass vom Körper
wenig aufgenommen wird. Eine
Humanstudie aus Finnland
beweist, dass Myricetin die
Prostata gesund hält.
Eine gesunde Prostata heißt mehr

Lebens-Qualität!
• unbeschwert pinkeln statt
lästiges „Harnstottern“

• männliche Muskulatur statt
Schmerbauch

• Liebes-Lust statt Liebes-Frust

Bleiben Sie Mann!
Sagen Sie

Ja! Zu neuer
Lebens-
Qualität
ohne ge-
schwollene

Prostata erleben.
Machen Sie es anders als 90 %
der Männer, die denken: „Das
kann mir nicht passieren!

Leser-Tipp!
EXTRA 4 Monatspackungen

GRATIS geschenkt
Prosta-Kraft Pro, sonst € 39,70,

erhalten Sie jetzt direkt ab Ent-
wickler und Hersteller für nur €
29,70! Sie lesen richtig! Im Jubi-
läums-Jahr „50. Katalog“ gibt es
zusätzlich kurze Zeit vier (4!)
Monatspackungen GRATIS
geschenkt, wenn Sie innerhalb
von 10 Tagen 3+3 gratis bestel-
len!
Sichern Sie sich jetzt sofort

eines der besten Mittel der Welt
für nur 42 Cent pro Tag!
Nur solange Vorrat reicht.

12-Monats-Garantie!
100 % zufrieden

oder Geld zurück!
Probieren geht über
Studieren! Überzeu-
gen Sie sich persön-

lich. Einzigartige Garantie von
Dr. Hittich. „Oder tauscht Ihre
Apotheke Ihre Medizin noch
nach 12 Monaten um?“

Jeder 2. Mann
über 45 und
praktisch

jeder Achtziger
hat Prostata-Pro-
bleme. Wehren
Sie sich dagegen:
Vergessen Sie die
Sorgen mit einer
geschwollenen
Prostata. Schlafen
Sie nachts wieder

durch und wachen Sie lieber gut
gelaunt auf!“ Doch die meisten
Männer hoffen, dass das Raub-
tier von selbst verschwindet.“

Testosteron ist das
Hormon, das Männer macht
Nur freies Testosteron ist das

aktive Hormon, das Männer
macht.
Je älter Sie werden, desto mehr

gerät das Enzym Aromatase
außer Kontrolle. Wandelt dann
Ihr männliches Testosteron in
weibliches Östrogen um. Weibli-
che Brüste wachsen.

Die Apotheke von Mutter Natur
weiß das Rezept

Nutzen Sie diese 6 Natur-Wunder
Natur-Wunder Nr. 1: Das rote

Wunder Lycopin! Je älter Sie
werden, desto mehr Lycopin
fehlt Ihrem Körper.
Natur-Wunder Nr. 2: Phytoste-

role mit natürlichen Sterolen der
Palmfrüchte.
Natur-Wunder Nr. 3:MUP

Pollen-Extrakt das Supernah-
rungsmittel entspannt den
Harntrakt und sorgt so für
bequemes Wasserlassen.
Natur-Wunder Nr. 4: Im Darm

wandeln Bakterien die Lignane
in Aromatase-Hemmer um. Die
Umwandlung von Testosteron in
Östrogen wird blockiert.
Natur-Wunder Nr. 5: Luteolin

stoppt Flammen, die Schwellun-
gen fördern. Unbemerkte Ent-
zündungen sind ganz normale
Vorgänge auch in einem gesun-
den Körper, gehören aber zum
Altern.

leben.Prostata er
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ist ein diätetisches
Lebensmittel … bei
fortschreitender

Prostata-
Vergrößerung

Dr. Reinhard Hittich

Die 6 Natur-Wunder, die die Gesundheit der Prostata unterstützt

Endlich wieder unbeschwert pinkeln

Müssen Sie immer wieder ...
und immer wieder ... und wieder?

Neu!

Nur 11 Tage gültig!
Zum 50. Katalog fast geschenkt!

Telefonisch geht’s am bequemsten!

gebührenfrei✆0800 - 1 827 298
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Ja!Schicken Sie mir sofort die Menge
meiner Wahl mit Ihrer
12-Monats-Garantie frei Haus:

GRATIS Kennenlern-GUTSCHEIN
Ausfüllen. Ausschneiden. Abschicken!
Ohne peinliche Apothekenbesuche!

Frau Herr Kein Vertreterbesuch!

Name ...........................................................
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PLZ, Ort ......................................................
Dr. Hittich Gesundheits-Mittel, Postfach 500 462,
52088 Aachen
Telefon 0800 - 1 827 298 (gebührenfrei)
GRATIS Fax 0800 - 310 32 36
www.DrHittich.de
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Prosta-Kraft Pro Kapseln =
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Wenn ich innerhalb von Tagen bestelle,
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Bilanzpressekonferenz der Lechwerke AG (LEW):

Stabilisierende Impulse
für die Region

„Wir haben alles daran gesetzt, die Risiken im Griff zu behalten
und gleichzeitig die sich bietenden Chancen zu nutzen“, fasste der
kaufmännische LEW-Vorstand Dr. Markus Litpher das vergan-
gene Geschäftsjahr der LEW zusammen. Die Tochter des Essener
Energieriesen RWE steigerte ihren Umsatz 2009 um 26 Prozent
auf 1,47 Millionen Euro. Der Grund hierfür liegt unter anderem
in der erfolgreichen Neugewinnung von Geschäfts- und Indu-
striekunden sowie eine damit einhergehende Steigerung des
Stromabsatzes in diesem Kundensegment.

Auch im Geschäft mit anderen
Energieversorgungsunternehmen
konnte LEW denAbsatz steigern.
Insgesamt erhöhte sich der
Stromabsatz von 8,2 Terawatt-
stunden (TWh) auf 10,5 Twh. Die
Ausweitung des Geschäfts führte
bei LEW auch zu steigenden Mit-
arbeiterzahlen. Die Zahl der Be-
schäftigten stieg um 3 Prozent auf
1.704 Vollzeitstellen.

Das betriebliche Ergebnis er-
höhte sich im Vergleich zum Um-
satz um nur fünf Prozent. Das
Nettoergebnis ist allerdings unter
anderem wegen höherer Ertrags-
steuern auf 86 Millionen Euro ge-
sunken. Damit liegt es um rund
acht Millionen Euro unter dem
Vorjahresergebnis. Das Finanzer-
gebnis der RWE-Tochter ent-
wickelte sich 2009 aufgrund von
Wertpapierverkäufen positiv.

Erfolgreicher Einstieg
ins Gasgeschäft

Mit zumAnstieg der Umsatzer-
löse beigetragen haben die Aus-
weitung der Aktivitäten im Gas-
geschäft und der erfolgreiche Ein-
stieg in den Gasverkauf an Privat-
kunden. So konnten die Lechwer-
ke den Gasabsatz auf 398 Millio-
nen Kilowattstunden (kWh) ge-
genüber dem Vorjahr mehr als
verdoppeln. „Seit zwei Jahren
sind wir hier ein ernst zu nehmen-
der Konkurrent im Geschäftskun-
denbereich und seit 2009 auch im
Privatkundensegment. Wir stellen
fest, dass vor allem Kunden, die
uns im Strombezug vertrauen,
auch für unser Gasangebot Inter-
esse zeigen“, freute sich der tech-
nische LEW-Vorstand Paul Wa-
ning. Allerdings trägt die Sparte
nach wie vor nur einen sehr gerin-
gen Anteil zum Gesamtergebnis
bei.

Höhere Dividende aufgrund
positivem Finanzergebnis

Das für die Dividendenzahlung
ausschlaggebende handelsrechtli-
che Ergebnis stieg aufgrund von
geringerer Risikovorsorge und
der positiven Entwicklung der Fi-
nanzanlagen durch Wertpapier-
verkäufe um 21 auf rund 64 Mil-
lionen Euro. Die Aktionäre dür-
fen sich deshalb auf eine höhere
Dividende freuen. Sie soll um 30
Cent auf 1,80 Euro proAktie stei-
gen.

Schwieriges Geschäftsjahr
auch in 2010

Im Energiesektor steigt der
Marktdruck durch die wachsende
Anbieterzahl. Waning zeigte sich
mit der Kundenbilanz dennoch
zufrieden: „Trotz des massiven
Wettbewerbs haben wir im Seg-
ment der Privat- und Gewerbe-
kunden nur rund 0,8 Prozent der
Gesamtkundenzahl im Saldo ver-
loren. Das gesamte Geschäftsjahr
2009 sei für die LEW-Gruppe
durch die Folgen der Finanz- und
Wirtschaftskrise gekennzeichnet.
„Die Nachfrage unserer Kunden
hat noch nicht das Niveau vor der
Krise erreicht. Daher rechne ich
damit, dass 2010 für uns noch
einmal ein schwieriges und an-
spruchsvolles Jahr im Vertrieb
wird.“

Netzinfrastruktur bleibt
Kerngeschäft

2009 investierte die LEW-

Gruppe die Rekordsumme von
66 Millionen Euro. Mehr als drei
Viertel der Investitionen flossen
in den Ausbau und die Erneue-
rung des Stromnetzes. Dazu
gehören unter anderem Neubau-
ten und Erneuerungen von Um-
spannwerken, Neuanschlüsse von
Häusern und Gewerbegebäuden
sowie der Netzanschluss dezen-
traler Einspeiseanlagen. „Das
Netz ist und bleibt unser Kernge-
schäft. Wir werden unser Strom-
netz aufgrund des massiven Zu-
baus z. B. der Fotovoltaik verstär-
ken. Dazu sind weitere erhebliche
Investitionen erforderlich“, so Dr.
Litpher.

Investitionen in die Region

„Unsere Investitionen haben
wie in den vergangenen Jahren
einen positiven regionalen Ef-
fekt“, fuhr Litpher fort. Für rund
52 Millionen Euro seienAufträge
an die heimische Wirtschaft ge-
gangen. Insgesamt fließt mehr als
jeder dritte Euro des Umsatzes
kaufkraftwirksam in die Region
zurück, sichert Arbeitsplätze und
trägt auch zur Finanzierung der
kommunalen Aufgaben bei. Die
Lechwerke werden die Netzinfra-
struktur der Region auch in den
kommenden Jahren ausbauen
und mit Hilfe der Informations-
und Kommunikationstechnologie
modernisieren.

Telnet wichtiger Bestandteil
derUnternehmensaktivitäten

Im Bereich der Telekommuni-
kation treiben die Lechwerke
über ihr Tochterunternehmen
LEW TelNet den Ausbau der
Glasfaserverkabelung voran. So
kommen schnelle DSL-Verbin-
dungen auch in die ländlichen
Gebiete und ermöglichen Haus-
halten, Industrie und Gewerbe
den schnellen Datentransfer.
„LEW steigert damit die Attrakti-
vität der Region. Außerdem si-
chern wir hier Arbeitsplätze und
Beschäftigung, weil wir den
größten Teil der Aufträge an Fir-
men in der Region vergeben“, so
Dr. Litpher.

Erfolgreiche Fortsetzung
des Energieeffizienz-
Programms

2009 hat das Unternehmen das
zwei Jahre zuvor gestartete Ener-
gieeffizienzprogramm erfolgreich
fortgesetzt. „Der sorgsame und
verantwortungsvolle Umgang
mit Energie ist uns als Energie-
versorger ein wesentliches Anlie-
gen.Wir bieten unseren Kunden
umfangreiche Beratung zum En-
ergiesparen und stellen über das
Internetportal www.energie-
welt.de zahlreiche Informationen
zur Verfügung“, erläuterte Paul
Waning das Engagement.

CO2-neutrale Fußballarena

Ein Beispiel für Energieeffizi-
enz ist die energetische Versor-
gung der neuen Fußballarena des
FC Augsburg. Durch das LEW-
Konzept gelang es, die Arena
zum ersten CO2-neutralen Fuß-
ballstadion dieser Größenord-
nung zu machen. „Unsere Ideen
für Energieeffizienz umfassen
große und kleine Projekte vom
Stadionneubau über den Einbau
energieeffizienter Straßenbe-
leuchtung bis zur Erstellung von

Energieausweisen. Dies ist für
uns vielfach der Einstieg in das
Geschäft mit Energiedienstlei-
stungen, das wir weiter ausbauen
werden“, so Waning weiter.

Verbesserung der
Energieeffizienz hat Priorität

„Der heutige Schlüssel zu Kli-
maschutz und bewusstem Um-
gang mit Energie liegt in der Ver-
besserung der Energieeffizienz“,
hob Paul Waning hervor und ver-
wies beispielsweise auf das The-
ma Elektromobilität. „Es ist ein
wenig visionär, was da aktuell
diskutiert wird. Wichtigstes The-
ma ist und bleibt die ungelöste

Frage größerer Stromspeicher.“
Er prognostizierte, dass entweder
kleine, leichter zu entwickelnde
und damit billige Fahrzeuge auf
den Markt kommen oder dass die
kleinen und mittleren Fahrzeuge
an den Entwicklungen der Ober-
klasse partizipieren. Die heutigen
Prototypen könnten zwar noch
nicht mit den Marktpreisen her-
kömmlicher Fahrzeuge konkur-
rieren, in ein bis zwei Jahren dürf-
te sich das aber voraussichtlich
ändern. Ein weiteres Thema sind
die erfolgreichen Förderprogram-
me der LEW zur Energieeinspa-
rung bei der Straßenbeleuchtung.
Im Bereich der Straßenbeleuch-
tung waren die Lechwerke mit
ihrem Förderprogramm erfolg-
reich.

Moderne Beleuchtung

200 Gemeinden haben sich bis
heute an der Umrüstung auf mo-
derne energieeffiziente Beleuch-
tung beteiligt. Über 26.000 Leucht-

stellen wurden umgerüstet und
energiesparende Lampen ein-
gebaut. Damit konnten 6,7 Mil-
lionen Kilowattstunden Strom im
Jahr eingespart und 4216 Tonnen
CO2 vermieden werden. Außer-
dem ist der Energieversorger ei-
nes der ersten Unternehmen, die
mit einer LED-Straßenbeleuch-
tung Erfahrung sammeln. In Kis-
sing bei Augsburg wird beispiels-
weise ein ganzes Baugebiet mit
dieser modernen Technik aus-
gerüstet.

Visualisierung des
Energieverbrauchs

Waning stellte den „Smart Me-
ter“ vor, der Kunden eine effizi-
entere Energienutzung ermög-
licht. Dieser Zähler, bisher nur
Prototyp, soll die Sensibilität des
Verbrauchers für die Möglichkei-
ten des Energiesparens schärfen,
indem er den aktuellen Stromver-
brauch zu jeder Zeit visualisiert.

Daniel Speinle

Unverzichtbare
Stromspeicher

Wirtschaftsminister Martin
Zeil begrüßt, dass das Gemein-
schaftsunternehmen Donau-
kraftwerk Jochenstein AG kon-
krete Planungen für den Bau ei-
nes Pumpspeicherwerks nahe
Passau aufnehmen will. „Wenn
wir für unsere Stromversorgung
verstärkt auf erneuerbare Ener-
gien setzen, brauchen wir drin-
gend Investitionen in große
Stromspeicher. Wind- und Son-
nenstrom werden dann erzeugt,
wenn der Wind weht und die
Sonne scheint. Damit Haushal-
tenundBetriebenStromzurVer-
fügung gestellt werden kann,
wenn sie ihn brauchen, muss er
gespeichert werden“, so Zeil.
Nach heutigem Stand der Tech-
nik seien Pumpspeicher die effi-
zienteste Lösung zur Speiche-
rung großer Strommengen.
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Intersolar Europe in München:

Perspektiven der Solarwärme
Knapp 40 Prozent der gesamten Endenergie werden in Euro-
pa in Gebäuden verbraucht. Die Solarthermie, also die Um-
wandlung der Sonnenenergie in Wärme, wird künftig eine
Schlüsselrolle bei der Deckung des Energiebedarfs von Gebäu-
den spielen, denn Solarwärme kann dort sowohl zur Warm-
wasserbereitung und Raumheizung als auch zur Kühlung ge-
nutzt werden. Die Potentiale und Perspektiven des internatio-
nalen Solarthermiemarktes sind wichtige Schwerpunkte der
Intersolar Europe, der weltweit größten Fachmesse der Solar-
wirtschaft, die vom 9. bis zum 11. Juni auf der Neuen Messe
München stattfindet. Auf 130.000 Quadratmetern Ausstel-
lungsfläche werden mehr als 60.000 Besucher und über 1.500
Aussteller in zwölf Hallen erwartet.

Durch energiepolitische Vor-
gaben der EU sowie schärfere
Umweltschutzanforderungen
gewinnt energieeffizientes und
solares Bauen und Sanieren zu-
nehmend an Bedeutung. Bis
zum Jahr 2020 soll der Anteil
der erneuerbaren Energien in

Europa auf 20 Prozent steigen.
Nach Einschätzung der Europe-
an Solar Thermal Industry Fe-
deration (ESTIF) wird die So-
larthermie 12 Prozent des ange-
strebten Wachstums abdecken.

Nach den neuen Plänen der
EU-Komission sollen bis zum

31. Dezember 2020 alle Neubau-
ten als „Fast-Nullenergiegebäude
(„nearly zero energy buildings“)
gebaut werden. Die energieffizi-
ente Sanierung des Baubestands
soll von allen Mitgliedstaaten an-
gestrebt werden. Öffentliche Ge-
bäude sollen dabei eine exempla-
rische Rolle spielen. Um den An-
teil der erneuerbaren Energie in
Europa gemäß den Vorgaben der
Europäischen Union zu steigern,
ist neben dem Bau von Niedrig-
energiehäusern die solare Sanie-
rung bestehender Gebäude not-
wendig. Dies bedeutet, dass bis
2020 ein Großteil der veralteten
Heizungsanlagen in Europa durch
neue Systeme ersetzt werden
müssen, die Energieeffizienz ei-
nerseits und die Nutzung erneuer-
barer Energien andererseits opti-
mal verbinden.

Kosten reduzieren

Voraussetzung für das Wachs-
tum ist aber, dass die verbreitete
Investitionszurückhaltung über-
wunden und jetzt in Solarthermie
investiert wird. Zusätzlich ist es
notwendig, die Technologien zur
Nutzung der Solarwärme laufend
weiterzuentwickeln. Große Ent-
wicklungspotentiale sehen For-
scher und Hersteller vor allem bei
der solaren Beheizung von Ge-
bäuden, der Erzeugung von Pro-
zesswärme für gewerbliche An-
wendungen und in der solaren
Kühlung. Außerdem sollen die
Anlagenkosten zukünftig deut-
lich reduziert werden.

Intensive Erforschung

Auch eine bessere Integration
in die Gebäudehülle und die
Entwicklung neuer Technolo-
gien für Solarkollektoren stehen
im Fokus der Branche. Kollek-
tortypen mit bislang untergeord-
neter Bedeutung, aber viel ver-
sprechenden Perspektiven sollen
verstärkt weiterentwickelt wer-
den, wie z. B. Luftkollektoren.
Auch Prozesswärmekollektoren,
die Wasser auf bis zu 250 Grad
Celsius aufheizen können, wer-
den intensiv erforscht und weiter
für den Markt erschlossen.

Bislang können von heizungs-
unterstützenden Solarwärmean-
lagen etwa 20 bis 30 Prozent des
Wärmebedarfs eines Gebäudes
mit relativ geringem Aufwand
solar gedeckt werden. Deutlich
höhere solare Deckungsanteile
können dann einfach erreicht
werden, wenn effektivere Wär-
mespeicher zur Verfügung ste-
hen. Die Entwickler der techno-

logisch führenden Forschungsin-
stitute und Unternehmen inner-
halb der Branche verfolgen des-
halb das Ziel, eine neue Genera-
tion hocheffizienter Wärmespei-
cher zu entwickeln. Durch den
Einsatz leistungsfähiger und effi-
zienter thermischer Solaranlagen
wird es möglich sein den Wär-
me- und Kältebedarf von „Solar-
Aktiven-Gebäuden“ vollständig
durch Solarenergie zu decken.

Im Rahmen der Messe findet
vom 7. bis zum 11. Juni 2010 die
Intersolar Europe Conference
statt. Für Entscheider, Hersteller,
Planer, Zulieferer und Händler
aus der Solarthermiebranche set-
zen Messe und Konferenz wich-
tige Impulse und dienen als in-
ternationale Informations- und
Kommunikationsplattform.

Themenblöcke

Die Intersolar Europe Confe-
rence ist in drei Themenblöcke
gegliedert. Neben Photovoltaik
und Solarthermie wird 2010
auch das Thema Concentrating
Solar Thermal beleuchtet. Der
neue Themenschwerpunkt kon-
zentriert sich auf die industrielle
Nutzung von Prozesswärme aus
konzentriertem Sonnenlicht, wie
beispielsweise in Solarthermi-
schen Kraftwerken.

Das umfangreiche Programm
informiert die Teilnehmer über
die aktuellsten Trends und Ent-
wicklungen der Solarwirtschaft
– von den neuesten Technolo-
gien über die internationalen
Märkte bis hin zu Finanzierungs-
fragen und internationalen politi-
schen Rahmenbedingungen. Ein
zusätzlicher Schwerpunkt wid-
met sich der Fertigung von Pho-
tovoltaik-Modulen und -Zellen.
Die Konferenz beleuchtet die
weltweiten Rohstoffmärkte der
Branche und ihre Zwischenpro-
dukte ebenso wie die Themen
Anlagenbau und Fertigungstech-
nik. Damit bildet die Konferenz
inhaltlich die gesamte Wert-
schöpfungskette der Solartech-
nik ab. DK

Automation und Robotik auch in der Fertigung von Solarzellen.

Biogas Jahrestagung 2010 in Leipzig:

Branche spürt
deutlichen Aufwind
Erfolgreiche Premiere für Parallelveranstaltung

„Biogas für Kommunen“

Mit über 3.600 Fachbesuchern und Tagungsteilnehmern
strömten mehr Besucher als je zuvor zur 19. Jahrestagung des
Fachverband Biogas e.V. mit Biogas-Fachmesse. Das Messe-
gelände in Leipzig bildete das zentrale Forum der europäi-
schen Biogas-Branche. Tagung und Fachmesse boten Besu-
chern ein breites Spektrum, um sich über die politische, tech-
nische und wirtschaftliche Zukunft der Biogas-Branche zu in-
formieren und auszutauschen.

„Für das Jahr 2010 rechnen
wir mit einem Zubau von 600
bis 800 Biogasanlagen und min-
destens 1.000 neuen Arbeits-
plätzen, vor allem in den struk-
turschwachen ländlichen Räu-
men. Bis zum Jahr 2020 können
mit einem sicheren Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und
dem von uns geforderten Erneu-
erbare-Gas-Einspeisegesetz
(EGE) rund 10.000 weitere Ar-
beitsplätze hinzukommen“, er-
läuterte Josef Pellmeyer, Präsi-
dent des Fachverband Biogas
e.V.

Vorbildliche Praxisbeispiele

Neben der Jahrestagung und
der Fachmesse war die Parallel-
veranstaltung „Biogas für Kom-
munen“, die im vergangenen
Jahr ihre erfolgreiche Premiere
feierte, auch 2010 ein Highlight
für Vertreter der Städte und Ge-
meinden. Im Rahmen dieser
Veranstaltung wurden die wich-
tigsten Eckpunkte bei der Reali-
sierung erneuerbarer Energie-
projekte thematisiert. Nach ei-
nem ersten eher rechtlich und
organisatorisch geprägten Teil
ging es in der zweiten Hälfte der
Veranstaltung um vorbildliche
Beispiele aus der Praxis. Dazu
zählten die Gemeinde Merken-
dorf, die Klimaschutzkommune
2009 Wildpoldsried sowie die
Bioenergiedörfer im Göttinger
Land.

Die Leitveranstaltung der
deutschen Biogas-Branche bot
an drei Tagen in zahlreichen

Fachvorträgen und Workshops
umfassende Informationen über
aktuelle Themen rund um die
energetische Nutzung von Bio-
gas. Die Themenblöcke der
Plenarvorträge reichten von der
Technik der Biogasanlagen über
das novellierte EEG bis hin zu
Trends im Anlagenmanage-
ment. Als Schwerpunkt der 19.
Jahrestagung fand sich die Gas-
einspeisung in vielen Vortrags-
blöcken wieder.

Auch die Workshopthemen
waren breit gefächert: von
„Rechtsvorgaben bei der Gär-
produktverwertung“ bis hin zu
„Erfolgsfaktor Kommunikation
und Öffentlichkeitsarbeit“. Mit
über 80 Teilnehmern war der
Workshop „Vermeidung von
Schäden und Planungsfehlern
bei Biogasanlagen“ der meist-
besuchte. Einen Höhepunkt der
Jahrestagung bildete die Po-
diumsdiskussion am zweiten
Veranstaltungstag. Vertreter der
fünf Bundestagsfraktionen erör-
terten mit Experten die Chancen
und Probleme mit der Einspei-
sung von Biogas in das Erdgas-
netz.

Image-Kampagne

Die Diskussionen am Rande
der Vorträge drehten sich vor al-
lem um die Gaseinspeisung,
den effizienten und nachhalti-
gen Energiepflanzenanbau so-
wie technische Verbesserungen
im Anlagenbau. Mit dem Wachs-
tum der Branche wächst auch
die Forderung nach einem öko-

logischen und sozial verträgli-
chen Betrieb der Biogasanla-
gen. Der Fachverband Biogas
unterstützt diese Forderungen
nach einem naturverträglichen
Anbau von Energiepflanzen in
vielen Punkten und geht mit sei-
ner neu gestarteten Image-Kam-
pagne auf potenzielle Bedenken
seitens der Bevölkerung und der
Anwohner ein. Die Nutzung
von Biogas ist sowohl für das
Weltklima als auch für eine si-
chere dezentrale Energieversor-
gung unverzichtbar.

Das Messeangebot auf der
größten reinen Biogas-Fach-
messe Europas war umfassend
wie nie zuvor. Die 285 Ausstel-
ler setzten sich schwerpunkt-
mäßig aus Herstellern und An-
bietern von Anlagenkomponen-
ten sowie Planern und Herstel-
lern von Biogasanlagen zusam-
men. Darüber hinaus waren Un-
ternehmen zu den Fachangebo-
ten nachwachsende Rohstoffe,
Dienstleistung und Informatio-
nen vertreten.

PS: Die 20. Jahrestagung des
Fachverband Biogas e.V. mit
Biogas-Fachmesse findet vom
11. bis 13. Januar 2011 turnus-
gemäß in Nürnberg statt. DK

Elektroautos:

Deutschland
verschläft

Entwicklung
Die Bemühungen deutscher

Automobilhersteller um ener-
giesparende und umwelt-
freundliche Antriebe ge-
hen dem Allgemeinen Deut-
schen Automobil-Club längst
nicht weit genug. Obwohl be-
reits Mercedes die S-Klasse
als Hybrid-Variante vorge-
stellt und Volkswagen sogar
Luxus-Geländewagen mit
dem kombinierten Antriebs-
system realisiert hat, müsse
der Rückstand zur Konkur-
renz aufgeholt werden, meint
ADAC-Präsident Peter Mey-
er. Insider Ferdinand Duden-
höffer wies gegenüber presse-
text mehrmals auf Infrastruk-
turdefizite hin.

Deutsche Hybride
nur „Feigenblätter“

Gegenüber dem Berliner Ta-
gesspiegel bezeichnet Meyer
die Hybridmodelle beider
deutscher Marktplayer ledig-
lich als „Feigenblätter“. Dem
Fachmann nach hätte der Mas-
senmarkt nichts davon. Außer-
dem hätten die Hersteller die
Entwicklung „verschlafen“.
„Die Deutschen bauen die Hy-
bridtechnik nur in teure Autos
ein, da der Preisaufschlag deren
Käufer kaum schmerzt“, sagt
Meyer. In kompakten, ohnehin
bereits spritsparenden Klein-
wagen wie einem Opel Corsa
oder einem VW Polo sei man
entwicklungsbezogen noch
nicht weit und noch immer zu
teuer.

Otmar Zisler und Max Binder ermitteln am Modell Energie-
sparpotenziale eines Einfamilienhauses. Bild: osr

„Energiesparfüchse“
werden immer mehr

E.ON Bayern Vertrieb startet Energiespar-Tour
zu 200 Stationen im Freistaat

Regensburg. (osr) „Durch unübersehbare Klimaveränderungen,
Umweltstudien und die damit verbundenen öffentlichen Diskus-
sionen spüren wir seit einiger Zeit ein deutlich wachsendes Inter-
esse am Energiesparen. Die Menschen haben verstanden, dass ihr
Verhalten Einfluss auf die Entwicklung unserer Umwelt und un-
seres Klimas hat.“ Mit dieser Aussage gaben die beiden Ge-
schäftsführer von E.ON Bayern Vertrieb, Max Binder und Otmar
Zisler, den Startschuss für die Energiespartour 2010, auf der bei
200 Terminen im Freistaat bis zu 200 000 Menschen zum sparsa-
men Umgang mit Energie bewegt werden sollen.

Ein Schlüssel zur Lösung drän-
gender Umweltprobleme liege im
effizienten Umgang mit Energie.
„Dazu müssen alle ihren Beitrag
leisten“, begründete Max Binder
das Engagement der E.ON Bayern
Vertrieb. Die Energiespar-Poten-
ziale sind laut Binder gewaltig.
Ein Großteil dieser Potenziale lie-
ge in der Verhaltensweise der
Menschen. „Um diese zu ändern,
bedarf es intensiver Beratung.
Dem dient auch unsere Energie-
spartour“, so Binder. Das Unter-
nehmen setzt vier modern ausge-
stattete Energiemobile ein – im-
mer mit an Bord sind qualifizierte
Energiefachberater.

Abläufe optimieren

Den Industrie- und Gewerbe-
kunden stehe E.ON Bayern Ver-
trieb nicht nur bei der Beschaffung
ihrer Energie zur Seite, sondern
trage mit seinem Know-how dazu
bei, deren innerbetrieblicheAbläu-
fe im Hinblick auf den Energiebe-
darf zu optimieren. Binder wört-
lich: „Wenn man alle Sparmög-
lichkeiten ausreizt, schlummern in
einzelnen Industriebetrieben Ein-
sparpotenziale von bis zu 30 Pro-
zent.“ Ein „leuchtendes Projekt“ in
dieser Hinsicht sei die Münchner
Allianz Arena. Ein Effizienzgut-
achten hat bei diesem neuen Stadi-
on ein Sparpotenzial von einer
Million Kilowattstunden im Jahr
zu Tage gefördert.

„Die Erfolge im letzten Jahr ma-
chen uns Mut, die Tour in diesem

Jahr fortzusetzen“, sagte Otmar
Zisler, der für Privat- und Ge-
schäftskunden zuständig ist. Errei-
chen wolle man insbesondere
auch Kinder und Jugendliche mit
eigens entwickelten Lernkonzep-
ten. Wie eine Studie ergeben hat,
verursachen sie im Durchschnitt
157 Euro Stromkosten pro Jahr.
„Wir müssen die kommenden Ge-
nerationen früh für den effizienten
Umgang mit Energie sensibilisie-
ren.“

Neben der gesellschaftlichen
Relevanz spielt beim Energiespa-
ren auch die Kundenbindung eine
wichtige Rolle. „In allen Segmen-
ten erwarten die Kunden heute ei-
ne fundierte Beratung“, betonten
die Geschäftsführer. Energiespa-
ren sei ein erfolgreicher Weg, um
Kosten zu senken, den E.ON Bay-
ern Vertrieb zusätzlich mit speziel-
len neuen Tarifen begleitet.

Interaktive Stationen

Im Energiemobil kann man
schwarz auf weiß ablesen, wie ein
durchschnittlicher Haushalt bis zu
150 Euro im Jahr sparen kann.
Professionelle Energieberater ste-
hen mit Rat und nützlichen Tipps
bereit. An interaktiven Stationen
können Besucher interessante Ein-
blicke in die facettenreichen Ein-
sparpotenziale im Haushalt gewin-
nen und zumAbschied erhalten sie
kostenlose Informationspakete.
Orte und Termine der Ener-
giespar-Tour unter www.eon-
energiesparen.de

E.ON Bayern:

BayernLB finanziert neue
Firmenzentrale in Regensburg

Die BayernLB finanziert den
Bau des neuen Verwaltungsge-
bäudes für E.ON Bayern in Re-
gensburg mit einem Darlehen
von rund 40 Mio. Euro. Sie be-
gleitet dabei einen von der Real
I.S. AG aufgelegten geschlosse-
nen Immobilienfonds. Die Real
I.S., ein Tochterunternehmen
der BayernLB, teilt sich darü-
ber hinaus gemeinsam mit der
Fay Projects GmbH aus Frank-
furt am Main die Rolle des Ge-
neralübernehmers.

Das Objekt mit Büro- und Nutz-
flächen von rund 28.000 m² wurde
von der Deutschen Gesellschaft
für nachhaltiges Bauen mit dem
Vorzertifikat in Gold ausgezeich-
net und ist damit in Ostbayern das
erste Objekt mit diesem Gütesie-
gel. Der Bereich Immobilien der
BayernLB sieht das neue Markt-

segment nachhaltiger Immobilien
als Zukunftsmarkt und Schlüssel
für mehr Energieeffizienz im Im-
mobiliensektor und wird daher
sein Engagement in diesem Seg-
ment weiter ausbauen.

„Regensburg ist ein ausgezeich-
netes Beispiel dafür, wie Struktur-
wandel funktioniert. Die Stadt be-
weist, wie Potenziale für Wachs-
tum und Arbeitsplätze in Ostbay-
ern genutzt werden, mit dem Ziel,
die Wettbewerbsfähigkeit langfri-
stig zu sichern. Dank des gemein-
samen Engagements der beteilig-
ten Partner werden über 1.000 Ar-
beitsplätze in dieser Stadt zusam-
mengeführt. Arbeitsplätze, die für
die regionale Standortqualität ste-
hen“, so Dr. Edgar Zoller, Vor-
standsmitglied der BayernLB, an-
lässlich des offiziellen Spaten-
stichs. .
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Zogen eine erfolgreiche Bilanz zur LEW-Umweltaktion (v. l.):
Umweltstaatssekretärin Melanie Huml, LEW-Vorstandsmit-
glied Paul Waning und Ludwig Fröhlich, Erster Bürgermeister
der Stadt Königsbrunn.

Klimaschutzaktion „Schwaben sparen CO2“:

Lechwerke ziehen
erfolgreiche Bilanz

In neun Tagen 21.000 Glühlampen gegen effiziente Energiesparlampen getauscht

Die Lechwerke (LEW) haben bei einem Pressetermin in Kö-
nigsbrunn Bilanz zu ihrer Klimaschutzkampagne gezogen.
Umweltstaatssekretärin Melanie Huml stellte zusammen mit
LEW-Vorstandsmitglied Paul Waning den aktuellen Stand der
Tauschaktion mit dem Namen „Schwaben sparen CO2“ vor.
Bei dem Termin am Königsbrunner Rathausplatz war auch
der Erste Bürgermeister von Königsbrunn, Ludwig Fröhlich,
anwesend. Die Kampagne wird in Kooperation mit der Firma
OSRAM durchgeführt.

„Wir waren schon beim Start
der Aktion davon überzeugt,
dass die Schwaben mit gutem
Beispiel vorweg gehen. Dass
sich in so kurzer Zeit so viele
Bürger der Region bei dem
Lampentausch beteiligt haben,
freut mich sehr. Die Aktion ist
ein voller Erfolg und zeigt,
dass die Menschen CO2 spa-
ren möchten“, erklärte LEW-
Vorstandsmitglied Paul Wa-
ning.

Umweltstaatssekretärin Me-
lanie Huml: „Bis zum Jahr 2020
wollen wir in Bayern den jährli-
chen CO2- Ausstoß auf deutlich
unter 6 Tonnen pro Person sen-
ken, bis 2030 auf unter 5 Ton-

nen. Dieses Ziel können wir nur
erreichen, wenn alle mitma-
chen. Dieses regionale Umwelt-
projekt leistet einen aktiven
Beitrag zum Klimaschutz und
motiviert die Menschen zum
sorgsamen Umgang mit Ener-
gie.“ Alle 21.000 Lampen wa-
ren ausgegeben worden. Die
Aktion hat das Ziel zur Ein-
sparung von 10 Millionen Kilo-
gramm CO2 bereits nach neun
„Tauschtagen“ erreicht.

Wetteinsatz eingelöst

Bei der Pressekonferenz zur
Vorstellung der Kampagne hat-
te LEW-Vorstandsmitglied Wa-

ning eine Wette formuliert.
Wenn es gelingen würde, inner-
halb der nächsten Wochen
durch den Austausch alter
Glühlampen 10 Millionen Kilo-
gramm CO2 einzusparen, so
würden die Lechwerke weitere
21.000 Lampen zu den selben
Bedingungen in die Tauschakti-
on einbringen. Waning hat den
Wetteinsatz nunmehr eingelöst.
Damit geht die LEW-Umwelt-
aktion in die Verlängerung und
gilt seit heute für weitere 21.000
Lampen. Sie läuft so lange, bis
alle Energiesparlampen ausge-
geben wurden.

Verlängerte Aktion

„Mit der Verlängerung der
Aktion erhalten die Bewohner
unserer Region weiter die Mög-
lichkeit, Energie zu sparen, fi-
nanziell zu profitieren und dabei
die Umwelt zu schonen“, so
LEW-Vorstandsmitglied Paul

Waning zur Aufstockung des
Volumens.

Bei der Verlängerungsaktion
gibt es eine Änderung zu den
Tauschorten. In den LEW-Kun-
denforen, wo bisher hauptsäch-
lich getauscht werden konnte,
bieten die Lechwerke ab sofort
keinen Tausch mehr an. Dies
deshalb, weil LEW die verspro-
chenen Tauschmöglichkeiten in
den Regionen noch einlösen
möchten, in denen das Unter-
nehmen nicht mit Kundenforen
vertreten ist. Getauscht werden
kann ab sofort nur noch bei den
angekündigten Tauschmobilen.
Die Details dazu gibt es über
Anzeigen in regionalen Tages-
zeitungen, via Radiospots oder
unter www.schwaben-sparen-
co2.de.

An der Aktion kann jeder Bür-
ger teilnehmen. Pro Haushalt
können bis zu fünf Glühlampen
getauscht werden. Der Teilneh-
mer tauscht gebrauchte Glühlam-
pen gegen Energiesparlampen.
Dabei ist lediglich eine Schutzge-
bühr von 1.- Euro pro Energie-
sparlampe zu zahlen. Je getausch-
ter Energiesparlampe spart man
ca. 10,- bis 12,- Euro gegenüber
dem normalen Kaufpreis. Der Er-
lös aus der Schutzgebühr wird am
Ende derAktion für eine regiona-
le und gemeinnützige Initiative
gespendet.

Energiebericht 2010 des Landkreises Rosenheim:

Erfolg erneuerbarer
Energien

Wie der Energiebericht 2010 für den Landkreis Rosenheim
ausweist, ist die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in
der Region im vergangenen Jahr deutlich ausgebaut worden.
Entscheidenden Anteil an dieser positiven Entwicklung hat der
Ausbau der Photovoltaik-Anlagen.

Fast 52 Millionen Kilowatt-
stunden Strom wurden 2009
durch die Nutzung der Sonnen-
energie erzeugt, mehr als dop-
pelt so viel wie noch 2008. In
44 der 46 Landkreisgemeinden
wurde die Zahl der Photovol-
taikanlagen ausgebaut. Spitzen-
reiter sind hier Kolbermoor und
Nußdorf. Innerhalb eines Jahres
konnte dort die mit Hilfe der
Sonne erzeugte Strommenge
vervierfacht werden.

Nutzung von Biomasse

Zuwachsraten weist der Ener-
giebericht auch bei der Nutzung
von Biomasse aus. Mittlerweile
sind im Landkreis 85 Anlagen
in Betrieb, 2008 waren es noch
53 Biogasanlagen. Einen Rück-
gang beim Stromertrag gab es
im Unterschied dazu bei der
Wasserkraft. Im Wesentlichen
erklärt sich dieser durch die
Baumaßnahme am „Brucker
Wehr“ im Gemeindebereich
von Bruckmühl.

Strom wird im Landkreis Ro-
senheim zudem durch Deponie-
und Klärgase gewonnen und die
einzige bekannte Windkraftan-
lage in Riedering steuerte knapp
3.900 Kilowattstunden zur Jah-
resbilanz bei. Insgesamt weist
der Energiebericht einen Strom-
ertrag aus erneuerbaren Energi-
en von mehr als 267 Millionen
Kilowattstunden aus. Gegenüber
dem Vorjahr entspricht dies ei-
nem Plus von mehr als 30 Mil-
lionen Kilowattstunden.

Gestiegener Anteil

Die vielfältigen Aktivitäten
machen sich in der Energiebi-
lanz bemerkbar. Nach Angaben
des Rosenheimer Solarförder-
vereins stieg der Anteil der er-
neuerbaren Energien am gesam-
ten Stromaufkommen von 2008
auf 2009 um 2,9 Prozent auf
jetzt 23,5 Prozent an. Nicht
berücksichtigt ist hier der von
den Inn-Wasserkraftwerken er-
zeugte Strom.

Auch der Landkreis selbst lei-
stet seinen Beitrag zum Erfolg

der erneuerbaren Energien. Die
monatlichen Energieberatungs-
tage für Bürger, Unternehmen
und Kommunen werden sehr
gut angenommen. Ein „Energie-
wegweiser“ wird erstellt und
ein „Energiepreis des Landkrei-
ses“ ist in Planung. Das Land-
ratsamt und alle weiteren Lie-
genschaften des Landkreises
werden mit 100 Prozent Öko-
strom beliefert und die Dächer
der Umschlaghalle und des Ga-
ragengebäudes der Landkreis-
müllabfuhr werden für eine
Photovoltaikanlage zur Verfü-
gung gestellt. Um Kinder und
Jugendliche zu sensibilisieren,
unterstützt der Landkreis das
50:50 Energieeinsparprojekt an
den Landkreisschulen.

Planungen

Künftig wird die Bedeutung
des ökologisch erzeugten Stroms
weiter zunehmen. Wie aus dem
Energiebericht hervorgeht, soll
neben weiteren Photovoltaik-
Anlagen unter anderem ein Bür-
gerheizkraftwerk in Bad Endorf
und ein Blockheizkraftwerk für
das Klärwerk in Bruckmühl ge-
plant oder verwirklicht werden.
Ein halbes Dutzend Gemeinden
überlegen eine kommunale Nah-
wärmeversorgung und mehr als
zehn Gemeinden sowie der Land-
kreis nutzen das Konjunkturpaket
II der Bundesregierung, um Kin-
dergärten, Schulen oder Sporthal-
len energetisch zu sanieren.

Passivhäuser

Der Landkreis genehmigte
im vergangenen Jahr weitere
49 Erdwärmesondenanlagen
und 45 Grundwasserwärme-
pumpen. Die Zahl der Anlagen
im Bereich oberflächennaher
Geothermie sowie Wärme-
pumpen stieg seit 2003 auf
mehr als 720 an. Immer po-
pulärer werden auch die Pas-
sivhäuser. Nach Auskunft des
Vereins Passivhauskreis Ro-
senheim verdoppelte sich ihre
Zahl innerhalb eines Jahres von
30 auf 60. DK

Cubus-Spiegelrasterleuchten von Regiolux mit elektronischen
Vorschaltgeräten und Leuchtmitteln der EU-Effizienzklasse A
sorgen in Kombination mit einer tageslichtabhängigen Be-
leuchtungssteuerung für optimales Licht und mindestens 60
Prozent weniger Stromverbrauch. Foto: Gemeinde Edelsfeld

Energieeffiziente Beleuchtung
für Grundschule in Edelsfeld

Die Sebastian-Kneipp-Grundschule der Gemeinde Edelsfeld im
Oberpfälzer Landkreis Amberg-Sulzbach erhielt im Zuge umfas-
sender Sanierungsmaßnahmen eine komplett neue Innenbeleuch-
tung. Bürgermeister Hans-Jürgen Strehl ist begeistert: „Die mo-
derne Beleuchtung bedeutet für unsere Schüler nicht nur opti-
mierte Lernbedingungen, sondern wir sparen dadurch sogar min-
destens 60 Prozent der damit verbundenen Stromkosten“.

Diese bei der Vorplanung er-
rechnete hohe Einsparung durch
eine energieeffiziente Beleuch-
tung brachte ihn auf die Idee, Zu-
schüsse im Rahmen des Förder-
programms für Kommunen und
andere Einrichtungen des Um-
weltministeriums zu beantragen.
Mit Erfolg: Die 25 Prozent För-
derzuschuss konnte die Gemeinde
natürlich gut gebrauchen.

Individuelles Konzept

In Zusammenarbeit mit Elektro
Bär aus Edelsfeld hatte Bernhard
Jilke, Projektberater „Energieop-
timierte Lichtsysteme“ bei Regio-
lux, ein auf die Schule abge-
stimmtes Beleuchtungskonzept
erarbeitet. Der Leuchtenhersteller
mit besonderer Kompetenz in Sa-
chen Energieoptimierung und in
der bedarfsgerechten Beleuch-
tung von Schulen verfügt über ein
breites Spektrum an Leuchten,
die sich speziell für die Anforde-
rungen in Schulen eignen. Denn
mindestens ebenso wichtig wie
die Energieoptimierung und da-
mit Senkung der CO2-Emissio-
nen sowie der Betriebskosten ist
der erzielte ergonomischeAspekt.
Die neue Beleuchtung bringt ei-
nen hohen Sehkomfort, das flim-
mer- und flackerfreie Licht ver-
bessert das Konzentrationsver-
mögen und trägt zum Wohlbefin-
den der Schüler bei.

In der Edelsfelder Grundschule
kamen hochwertige cubus-Spie-
gelrasterleuchten von Regiolux
mit dimmbaren elektronischen
Vorschaltgeräten und Leuchtmit-
teln der EU-Effizienzklasse A
zum Einsatz. Benannt nach ihrer
zurückhaltend kubischen Form,
gibt es die Leuchte als Decken-,
Pendel- und Einbauvariante. In al-
len Räumen wurde die direkt
strahlende Deckenleuchte cubus
RSADC (1/35W) verwendet, die

rundum entblendet und somit für
Bildschirmarbeitsplätze nach DIN
EN 12464-1 geeignet ist. Die Va-
riante cubus RSADAC (1/54W)
ist direkt asymmetrisch strahlend
und wurde als separate Tafelbe-
leuchtung eingesetzt. Schließlich
müssen Beleuchtungsstärken von
300 Lux in Unterrichtsräumen er-
reicht werden, im Tafelbereich
sind es sogar mindestens 500 Lux.
Zusätzlich sind alle Schulräume
jetzt mit einer tageslichtabhängi-
gen Beleuchtungssteuerung ver-
sehen. Es wird also nur so viel
Licht erzeugt, wie tatsächlich
auch benötigt wird.

Ausgewogene Lichtverteilung

Bei der Sanierungsmaßnahme
mussten in einigen Klassenräu-
men die Lichtbänder versetzt wer-
den, um eine möglichst ausgewo-
gene Lichtverteilung zu erzielen.
Zur umfassenden Beleuchtungs-
beratung durch Regiolux im Vor-
feld gehörte auch, dass die einzel-
nen Maßnahmen aufgelistet wur-
den, die im Zuge der Sanierung
durchzuführen waren. Diese Vor-
planung ist gleichzeitig die Vor-
aussetzung, damit ein Antrag auf
Fördermittel gestellt werden kann.
Basis für die Förderung von Kli-
maschutzmaßnahmen ist die vom
Bundesumweltministerium erlas-
sene „Richtlinie zur Förderung
von Klimaschutzprojekten in so-
zialen, kulturellen und öffentli-
chen Einrichtungen im Rahmen
der Klimaschutzinitiative“.

Die Richtlinie und das Merkblatt
„Klimaschutztechnologien bei der
Stromnutzung“ mit weiteren Infor-
mationen über den hier relevanten
Förderbaustein bietet die Homepa-
ge der „Servicestelle Kommunaler
Klimaschutz“ www.kommunaler-
klimaschutz.de. Infos über Licht-
konzepte für Schulen gibt es unter
www.regiolux.de.

Die neue Photovoltaik-Anlage wird am 20. März eingeweiht.

Evangelische Dankeskirche München-Milbertshofen:

Sauberer Strom
vom Kirchendach

Die bayernweit größte Photovoltaik-Anlage auf einer kirchli-
chen Einrichtung steht in Milbertshofen. Die Anlage wurde En-
de 2009 auf den Dächern der Evangelischen Dankeskirche und
ihres Kindergartens installiert und liefert unter optimalen Be-
dingungen, also bei wolkenlosem Himmel und günstigster Son-
neneinstrahlung, eine Leistung von 56 KWp Strom. Damit liegt
das Projekt in Milbertshofen vor dem bisherigen Spitzenreiter,
der Philippus-Kirche in Bamberg.

Der auf der Dankeskirche und
dem Kindergartendach produzier-
te Strom wird in das öffentliche
Stromnetz eingespeist, mit den
Stadtwerken München wurde ein
entsprechender Vertrag mit einer
Laufzeit von 20 Jahren abge-
schlossen. Der saubere Strom vom
Kirchendach spart pro Jahr 47.000
Kilogramm des schädlichen Kli-
magases CO2 ein, auf die Laufzeit
gerechnet also fast 1.000 Tonnen.
Damit reduziert die Anlage die
CO2-Fracht in gleichem Maß wie
ein sechs Hektar großer Wald mit
2.400 hohen Fichten.

Die Anlage hat rund 170.000
Euro gekostet, die die Gemeinde

der Dankeskirche mit Hilfe eines
Darlehens der Landeskirche auf-
bringen konnte. Dem Preis ge-
genüber stehen für die Gemeinde
Einnahmen aus der Stromabgabe
ans Netz, die nach der gesetzlich
festgelegten Einspeisegebühr ab-
gerechnet werden und sich im
Jahr auf voraussichtlich 20.000
Euro belaufen.

Die neue Anlage wird am
20. März mit einem Festgottes-
dienst in der Dankeskirche, Ke-
ferloherstrasse 70, eingeweiht.
Anschließend wird die Photo-
voltaik-Anlage einem interes-
sierten Publikum genauer erläu-
tert.

Kommunale Energiebeauftragte in Regensburg
Mehr als 200 kommunale Vertreterinnen und Vertreter aus

dem gesamten Bundesgebiet trafen sich zu dem Jahreskongress
der kommunalen Energiebeauftragten in Regensburg, der vom
Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) in Zusammenarbeit
mit der Stadt Regensburg, dem Arbeitskreis „Energieeins-
parung“ des Deutschen Städtetages, dem Deutschen Land-
kreistag sowie dem Deutschen Städte- und Gemeindebund or-
ganisiert wurde.

Da das größte Potenzial zur Steigerung der Energieeffizienz
und damit zur Reduzierung von CO2-Emissionen im Gebäu-
debestand der Kommunen besteht, wurde das Thema „Ener-
giemanagement im Gebäudebestand“ für den diesjährigen
Fachkongress ausgewählt.
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Einsparpotenzial von 50 Prozent
Von Dipl.- Geogr. Martin Behrends, Bayern Facility Management GmbH (BayernFM)

Jedes Engagement in Bezug auf Energieeinsparung und den
Ausbau der regenerativen Energien vor Ort ist eine Investition
in die Wirtschaftskraft der eigenen Region und damit in die ei-
gene Zukunft. Die aktuellen Ergebnisse von „RealisBench®

2009“ zeigen: Zahlreiche Kommunen gestalten diesen Optimie-
rungsprozess bereits aktiv und erfolgreich.

Die bundesweit 175.000 kom-
munalen Immobilien können ei-
nen entscheidenden Beitrag zur
Haushaltsentlastung und gleich-
zeitig zum Klimaschutz leisten.
So sind beispielsweise die Ein-
sparpotenziale bei Schulen sehr
hoch. Sie summieren sich – hoch-
gerechnet für alle 37.000 Schulen
bundesweit - bei den Stromkosten
auf mindestens 250 Mio. Euro
und bei der Heizenergie auf über
eine Milliarde Euro pro Jahr. Dies
zeigt, welche Potenziale vorhan-
den sind und welchen Stellhebel
die Kommunen mit der Optimie-
rung ihres Gebäudebestandes in
der Hand halten.

Transparenz
als erster Schritt

Doch bei welchen Gebäuden
sollen die begrenzten eigenen
Ressourcen eingesetzt werden?
Welche Maßnahmen sind am wirt-
schaftlichsten, entlasten gleich-
zeitig das Klima und werden zu-
dem gefördert? Antworten auf
diese Fragen liefert das Projekt
„RealisBench® für die öffentli-
che Hand“ der BayernFM, das
von cgmunich GmbH und con-
ject AG unterstützt wird. Ziel des
Projektes ist es, Transparenz zu
schaffen und die eigenen Stärken
und Schwächen zu erkennen.
Denn erst ein neutraler Vergleich
mit anderen Kommunen liefert
die Grundlage für eine sachge-
rechte und politisch durchsetzba-
re Entscheidung.

Seit 2004 hat RealisBench®
bundesweit mehr als 350 Kom-
munen mit 3.550 Gebäuden da-
bei unterstützt, die Themen Ge-
bäudemanagement, Immobilien-
kosten, Ressourcenverbrauch,
Betreiberverantwortung und Flä-
chenverbrauch zu analysieren
und zu optimieren.

Potenziale aufgedeckt
und gehoben

Die aktuellen Projektergebnis-
se zeigen, dass für die Immobili-
enkosten in Summe noch sehr
hohe Potenziale von 33 bis 57
Prozent vorhanden sind.

Ein ähnliches Bild zeigt die
Analyse des Heizenergiever-
brauchs. Hier ist bei allen Nut-
zungsarten ein hohes Einsparpo-
tenzial vorhanden. Verwaltungs-
gebäude verbrauchen beispiels-
weise 130 kWh und Schulen
durchschnittlich über 100 kWh
pro qm und Jahr. Einsparungen
von bis zu 50 Prozent sind hier
im Bestand durchaus realistisch.
Eine Hebung dieser Potenziale

ist vor dem Hintergrund steigen-
der Energiekosten vielerorts exis-
tenziell notwendig.

Die Potenziale zeigen aber nur
die halbe Wahrheit. Seit 2004 ha-
ben die Teilnehmer ihre Immobi-
lienkosten gleichzeitig im Durch-
schnitt um 12 Prozent gesenkt.
Ebenfalls positiv sind die stei-
genden Instandhaltungskosten
zu bewerten, die zeigen, dass

mehr Finanzmittel in den Bauun-
terhalt fließen. Diese haben sich
z.B. bei Schulen von 2004 bis 09
von 7 Euro auf 14 Euro pro qm
und Jahr verdoppelt. Gleichzei-
tig geht das Deutsche Institut für
Urbanistik bei den Schulen von
einem Instandhaltungsstau von
64 Mrd. Euro aus. Eine besonde-
re Brisanz bekommt diese Zahl
vor dem Hintergrund der gesetz-
lichen Anforderungen an Immo-
bilienbetreiber und -eigentümer.
Auch hier zeigen die Projekter-
gebnisse, dass nur die wenigsten
Kommunen ihrer Betreiberver-
antwortung vollumfänglich nach-
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kommen. Die Folge ist ein er-
höhtes Haftungsrisiko für die
Verantwortlichen.

Der Landkreis Bad Tölz-
Wolfratshausen auf dem
Weg zur klimaneutralen
Kommune

Wie sieht die Zukunftsvision
aus? Im Spannungsfeld aus sin-
kenden Einnahmen, steigenden
Kosten und ökologischen He-
rausforderungen ist der kommu-
nale Immobilienbestand ein
Schlüsselfaktor auf dem Weg zu
mehr Nachhaltigkeit. Eine konse-
quente Steuerung trägt zur Kon-
solidierung der Haushalte, zum
Erhalt des öffentlichen Vermö-
gens und gleichzeitig zum Klima-
schutz bei. Immer mehr Kommu-
nen und Regionen ergreifen die-
se Chance und verpflichten sich,
Ihren Energieverbrauch zu sen-
ken und den Energiebedarf aus
heimischen Ressourcen zu de-
cken – eine Investition in die ei-
gene Region und damit in die ei-
gene Zukunft.

Der Landkreis Bad Tölz-
Wolfratshausen geht hier mit
gutem Beispiel voran und ver-
folgt das Ziel, klimaneutral zu
werden. Gemeinsam mit der
BayernFM werden dazu in ei-
nem ersten Schritt aktuell sämt-
liche Schulen analysiert und ein
Konzept zur energetischen Opti-
mierung erarbeitet.

Zusätzliche Informationen:
martin.behrends@bayernfm.de,
Tel.: 089/442 33 3340.

Kompetenzzentrum Contracting
nimmtArbeit auf

dena berät Bund, Länder und Kommunen beim Energiesparen in Gebäuden
Um die großen Einsparpotenziale in den Liegenschaften der öf-
fentlichen Hand zu erschließen, hat die Deutsche Energie-Agen-
tur GmbH (dena) im Auftrag des Bundesbauministeriums (BM-
VBS) das Kompetenzzentrum Contracting für öffentliche Ge-
bäude gegründet. Es bietet eine zentrale Plattform für Informa-
tion, Beratung und Wissensaustausch rund um das innovative
Energiesparmodell, bei dem ein privates Unternehmen für die
Steigerung der Energieeffizienz der Gebäude sorgt.

Bundesminister Peter Ramsau-
er: „Mit dem neuen Kompetenz-
zentrum können Bund, Länder
und Kommunen die CO2-Emis-
sionen ihrer Gebäude deutlich re-
duzieren und Energiekosten spa-
ren. Dadurch wird die Haushalts-
kasse entlastet, das Klima ge-
schützt und der Unternehmens-
standort Deutschland gestärkt.“

Das Kompetenzzentrum steht
Liegenschaftsbetreibern, Bauver-
waltungen und Entscheidern aus
Bund, Ländern und Kommunen
bei allen Fragen zum Contracting
zur Verfügung. Für die Liegen-
schaften des Bundes wird das
Kompetenzzentrum auch konkre-
te Projekte betreuen. Für die po-
tenziellen Anwender in Ländern
und Kommunen wird ein bundes-
weites Experten- und Multiplika-

torennetzwerk aufgebaut. Regio-
nale Akteure werden eingebun-
den und in ihrer Arbeit durch die
Aktivitäten des Netzwerks unter-
stützt. Zentrale Ziele dieses Netz-
werks sind die Weiterentwick-
lung der Contracting-Instrumente
sowie der Wissens- und Erfah-
rungsaustausch.

„Die Gründung des Kompetenz-
zentrums ist ein Meilenstein auf
dem Weg zu mehr Energieeffizi-
enz in öffentlichen Gebäuden“, so
der Vorsitzende der dena-Ge-
schäftsführung Stephan Koh-
ler. „In mehr als 30 erfolgreichen
Projekten in Bundesgebäuden hat
die dena gezeigt, dass durch-
schnittlich 38 Prozent der Energie-
kosten und 34 Prozent der CO2-
Emissionen eingespart werden
können. Mit 300 Millionen Euro

jährlich sind die Einsparpotenziale
durch Contracting in öffentlichen
Liegenschaften sehr hoch.“

Durch Contracting können gro-
ße Energie- und Kosteneinspa-
rungen auch ohne zusätzliche In-
vestitionen aus dem öffentlichen
Haushalt erreicht werden: Ein pri-
vates Unternehmen plant, finan-
ziert und realisiert Maßnahmen
zur Verbesserung der Gebäude-
technik. Die beiden wichtigsten
Modelle sind Energiespar- und
Energieliefer-Contracting. Der
Vorteil von Energiespar-Contrac-
ting besteht für den Besitzer in
der Senkung des Energiever-
brauchs und der Energiekosten
für Wärme, Strom und Wasser in
seinen Gebäuden. Das Energie-
liefer-Contracting eignet sich
immer dann, wenn Energiever-
sorgungsanlagen modernisiert
oder im Rahmen von Umbau-
maßnahmen neu aufgestellt wer-
den müssen. Der Gebäudeeigen-
tümer profitiert vom energieeffi-
zienten Betrieb der technischen
Anlagen und reduziert die CO2-
Emissionen seiner Gebäude.

Bürgermeister Werner Hipelius (links) mit Stadtwerke-
Geschäftsführer Klaus Rubach.

Flutlichtanlage im Bamberger Fuchs-Park-Stadion:

Vertrag unterzeichnet
Schon in wenigen Monaten wird das Bamberger Fuchs-Park-
Stadion über eine moderne Flutlichtanlage verfügen. Einen
entsprechenden Vertrag über den Bau und Betrieb der Anlage
unterzeichneten Bürgermeister Werner Hipelius und Stadt-
werke-Geschäftsführer Klaus Rubach. Der Stadtrat hatte mit
großer Mehrheit für den Vertragsabschluss gestimmt.

Die historische Sportstätte im
Bamberger Osten war in den ver-
gangenen Jahren von der Stadt
Bamberg mit großem Aufwand
saniert und modernisiert worden.
Unter anderem entstand eine mo-
derne, vielseitig nutzbare Haupt-
tribüne mit 1.000 Sitzplätzen.
„Mit der neuen Flutlichtanlage
wird das Fuchs-Park-Stadion das
modernste Stadion in ganz Ober-
franken sein“, sagte der für Sport
zuständige Bürgermeister Hipe-
lius. Die Baumaßnahmen sollen
bis zum Sommer 2010 beendet
sein.

Der so genannte Contracting-
Vertrag sieht vor, dass die Stadt-
werke Bamberg im Auftrag der
Stadt Bamberg die Beleuchtungs-
anlage errichtet und betreibt. Die
Stadt zahlt dafür den Stadtwerken
25 Jahre lang jährlich 61.492 Eu-
ro. Darin sind die jährlichen Be-
triebs- und Unterhaltskosten von
5.442 Euro bereits enthalten. Zu-
dem reduziert sich der Betrag
durch die finanzielle Beteiligung
des 1. FC Eintracht Bamberg.Als
künftiger Hauptnutzer derAnlage
hat sich der Verein gegenüber der
Stadt Bamberg verpflichtet, sich
mit einem Betrag von 250.000
Euro an den Gesamtkosten der
Anlage zu beteiligen.

DFB-Forderung erfüllt

Mit dem Flutlicht-Bau wird ei-
ne Forderung des Deutschen Fuß-
ball-Bundes (DFB) erfüllt. Dieser
verlangt für Regionalliga-Spiele
eine Anlage mit einer Mindest-
leuchtstärke von 500 Lux. Für
Spiele der Regionalliga wird dies
zwingend vorgeschrieben. In der
laufenden Saison spielt die erste
Mannschaft des 1. FC Eintracht
Bamberg mit einer Ausnahmege-
nehmigung im Fuchs-Park-Stadi-

on. Der DFB hat allerdings bei der
Lizenzvergabe deutlich gemacht,
dass diese nicht verlängert wird.

Ausstattung

Die Flutlichtanlage wird aus
insgesamt vier Masten bestehen,
die in den Kurven des Stadions
errichtet werden. Die Masten auf
der Haupttribünenseite werden
über separat einschaltbare Zusatz-
leuchten zur Beleuchtung der
100-Meter-Bahn verfügen, um
die Trainingsbedingungen für die
Leichtathleten zu verbessern.
Außerdem erhält der Zugang von
der Pödeldorfer Straße zum Steh-
platzbereich eine Wegbeleuch-
tung. Ferner wird die Sicherheits-
beleuchtung auf der Tribüne er-
gänzt. Die Leuchtstärke des Flut-
lichts kann bei Bedarf auf 800
Lux aufgerüstet werden.

Deutliche Aufwertung

„Mit dem modernisierten Sta-
dion können in Bamberg künftig
sportliche Großereignisse wie
zum Beispiel Juniorenländerspie-
le stattfinden“, betonte Hipelius
bei der Vertragsunterzeichnung.
„Die Sportstadt Bamberg erfährt
dadurch eine deutliche Aufwer-
tung.“

Der Bürgermeister machte
nochmals deutlich, dass ange-
sichts der Haushaltslage eine Fi-
nanzierung aus städtischen Mit-
teln derzeit nicht möglich gewe-
sen wäre. „Der Contracting-Ver-
trag ermöglicht uns, bei über-
schaubaren Kosten die Auflagen
des DFB zu erfüllen.“ Außerdem
habe man vorsorglich vereinbart,
dass die Stadt jederzeit durch Ab-
lösung der Restsumme die Zah-
lungsverpflichtungen beenden
kann.
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Sparkassen-Finanzgruppe

Senken Sie Ihre Energiekosten – zum Beispiel mit einer günstig finanzierten Modernisierung. Zusammen
mit unserem Partner LBS beraten wir Sie gern und stehen Ihnen auch bei allen anderen Fragen rund um
riestergefördertesWohneigentum und Bausparen kompetent zur Seite. Mehr Infos in Ihrer Geschäftsstel-
le oder unter www.bayern-spart-energie.de.Wenn’s um Geld geht – Sparkasse.

Wie viel Sparpotenzial
steckt in Ihrem Eigenheim?
Jetzt modernisieren. Mit der Sparkassen-Baufinanzierung.

Outsourcing von Dienstleistungen
und die neue VOL/A2010
Nachlese zum Vergabenachmittag für öffentlicheAuftraggeber

Vor kurzem informierte der VOL/A-Infonachmittag in München
umfassend über die Neuerungen der VOL/A sowie über die prak-
tischen Herausforderungen einer Ausschreibung von infrastruk-
turellen Service-Dienstleistungen wie Reinigung, Wäscherei und
Catering. Eingeladen hatten HEUKING KÜHN LÜER WOJ-
TEK, Partnerschaft von Rechtsanwälten, Steuerberatern und At-
torney-at-law, und Neumann & Neumann Projekt- und Beratungs
GmbH, Ausschreibungs- und Dienstleistungsspezialist aus Stein-
gaden/Oberbayern.

Das Vergaberecht ist seit eini-
gen Jahren kontinuierlich in der
Überarbeitung. Aktuell geht die
Reform der VOL/A in eine neue
Runde. Die VOL/A 2010 wurde
am 29. Dezember 2009 im Bun-
desanzeiger Nr.196a veröffent-
licht: Sie bringt eine Reform in-
nerhalb des Systems, d. h. das um-
strittene Kaskadenprinzip bleibt.
In Kraft treten wird sie erst mit In-
krafttreten der neuen Vergabever-
ordnung (VgV), die die Anwen-
dung der VOL/A oberhalb der
Schwellenwerte bestimmt, das
heißt nach momentaner Einschät-
zung von Fachleuten frühestens
zum 1. Mai 2010.

Vorbereitungsaufgaben

Bevor aber eine Dienstleistung
ausgeschrieben wird, im Fall der
öffentlichen Hand gemäß VOL/A,
muss derAusschreiber eine ganze
Reihe von Hausaufgaben ma-
chen. Diese erläuterte Eva Neu-
mann, Geschäftsführerin von
Neumann & Neumann Projekt-
und Beratungs GmbH, Stein-
gaden, anhand des so genannten

Qualitätskreislaufes für infrastruk-
turelle Serviceleistungen:

Es gilt, den Ist-Zustand sowie
den Soll-Zustand der zu beschaf-
fenden Leistung zu definieren, die
wichtigsten Eckdaten für die ein-
zukaufenden Leistungen zu erhe-
ben und die Frage nach der künfti-
gen Qualitätssicherung zu stellen.
Von all diesen Daten und Anfor-
derungen hängen letztlich die Kal-
kulation und die Sinnhaftigkeit ei-
nes Wirtschaftlichkeitsvergleichs
ab, der auch für die Entscheidung
zwischen Outsourcing und inter-
ner Leistungserbringung wesent-
lich ist. Auf der Suche nach dem
Marktpreis wiederum müssen
ähnliche Objekte verglichen wer-
den: also die Reinigung von Klini-
ken, das Catering in einem Mini-
sterium, die Wäscherei für Alten-
heime.

Für Gebäudereinigung, Wä-
scherei und Catering sind die Kal-
kulationsgrundlagen zum Teil die
gleichen – u.a. Vertragsbedingun-
gen, Leistungsverzeichnis, Preis-
blätter, Kalkulationsvorgaben –
zum Teil unterschiedlich: Wäh-
rend etwa für die Gebäudereini-

gung die zu reinigenden Quadrat-
meterzahlen abhängig vom Ge-
bäudealter, von den Reinigungs-
gruppen und -turni wichtig sind,
ist bei derAusschreibung der Wä-
scherei die Entscheidung für
Lohn- bzw. Mietwäsche oder
auch Inhouse-Leistung gefragt,
die Beschäftigung mit Logistik
und Transport, was etwa bei per-
sonalisierter Kleidung sehr auf-
wendig sein kann. Um einen Wirt-
schaftlichkeitsvergleich im Vor-
feld der Ausschreibung anzustel-
len, stehen durchschnittliche Er-
fahrungswerte zur Verfügung, u.a.
für die Wäscherei, so Eva Neu-
mann.

Für das Outsourcing des Cate-
rings wiederum ist u.a. zu definie-
ren, wie viele Mitarbeiter ein
Dienstleister in der Kantine ein-
setzen soll, wie der Speiseplan
auszusehen hat, eventuell auch für
den Fall von Events. Nötig sind
eine Kalibrierungsliste, eine Ein-
kaufsdefinition, der Wareneinsatz,
also die Festlegung, wie viele
Gramm von welchem Produkt in
welcher Qualitätsstufe in welcher
Zubereitungsart auf den Teller der
Kantinenbesucher kommen sol-
len. Die Wareneinsatzpreise zu-
züglich der Personal- und Be-
triebsnebenkosten sowie der Be-
triebsführungsgebühr ergibt letzt-
lich die Kosten für die Kantine.

Generell gilt, so zusammenfas-
send Eva Neumann: Zu den Vor-
bereitungen einer Ausschreibung

von Leistungen gehört eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung, also
eine erste Einschätzung der
Marktpreise, um Preise und Kal-
kulation in den abgegebenen An-
geboten fundiert prüfen zu kön-
nen. Voraussetzung dafür sind die
erforderlichen fachlichen Unterla-
gen zu den Anforderungen, die
Vorgaben für die Kalkulation, ein
Kennzahlenvergleich sowie eine
Budgetkontrolle.

Effizientere Verfahren
durch VOL/A

Dr. Wolfgang Renner, LL.M,
Rechtsanwalt und Partner bei
Heuking Kühn Lüer Wojtek, er-
läuterte in seinem Vortrag zur
VOL/A 2010, dass sie ganz im
Zeichen der Steigerung von Effi-
zienz und Praktikabilität von Ver-
gabeverfahren stehe. Sie sei damit
auch eine Reaktion darauf, dass
die Rechtsprechung die Anforde-
rungen an dieAuftraggeber in den
letzten Jahren stetig angehoben
habe. Ob die zugleich angestrebte
Vereinfachung und Vereinheitli-
chung allerdings durch die derzeit
in der Schlussfassung befindli-
chen Veränderungen der VOL er-
reicht werden, wird von Prakti-
kern durchaus angezweifelt.

Die Veränderungen betreffen
beispielsweise die Begünsti-
gungsklausel für Subunterneh-
mer, die wegfallen wird – zulasten
des oft als Subunternehmer einge-
setzten Mittelstands – oder das
„ungewöhnliche Wagnis“, auf das
Auftragnehmer nicht mehr wer-
den zurückgreifen können. Zu den
Veröffentlichungspflichten
kommt u.a. die zentrale Auffind-
barkeit einer Ausschreibung via
www.bund.de hinzu und die nach-
laufende Veröffentlichung der er-
teilten Zuschläge. Bei der Losauf-
teilung werden die mittelständi-
schen Interessen gestärkt, Redu-

zierung der Lose oder Verzicht auf
Losaufteilung bleiben weiterhin
möglich, betont Dr. Renner: als
ausführlich und nachhaltig zu be-
gründendeAusnahme.

Bieterfragen, Bietereignung,
Nachfordern bei fehlenden Anga-
ben: Insgesamt machte der Vor-
trag von Dr. Renner zur VOL/A
2010 deutlich, dass sich jeder
Ausschreiber im Detail mit den
Änderungen wird befassen müs-
sen. Hinauszögern muss keiner ei-
ne Ausschreibung mit Blick auf
den noch offenen Termin, zu dem
die VOL/A 2010 in Kraft treten
wird. Denn es gilt stets die Versi-
on, die gültig war zum Zeitpunkt
derAusschreibung.

Effizienz durch
Einkaufskooperation

Ein weiteres Thema der Effizi-
enz-, aber auch der Wirtschaftlich-
keitssteigerung ist die gemeinsa-
me Vergabe mehrerer öffentlicher
Auftraggeber, die auch die Auf-
wände und Risiken von Vergabe-
verfahren auf mehrere Schultern
verteilt. Hier kommt das Kartell-
recht ins Spiel, so Dr. Reinhard
Siegert, Rechtsanwalt und Partner
bei Heuking Kühn Lüer Wojtek.
Lange war klar: Das GWB mit
seinen kartellrechtlichen Vorgaben
erstreckt sich auch auf die öffentli-
che Hand, soweit sie eine unter-
nehmerische Tätigkeit – unabhän-
gig von der Rechtsform! – ausübt
– einschließlich der Beschaffung.
Die 7. GWB-Novelle passte das
deutsche nun an das europäische
Recht an. Und der EuGH unter-
stellt die Beschaffung von Gütern
und Dienstleistungen NICHTdem
Kartellrechtsverbot, wenn sie im
Rahmen der Ausübung einer ho-
heitlichenAufgabe erfolgt.

In Deutschland, so Dr. Siegert,
zögere nun die öffentliche Hand,
diese europäische Sichtweise für

sich zu nutzen, obwohl viele Ex-
perten, wie auch Dr. Siegert, für
die Übernahme der EuGH-Ausle-
gung votieren, da die 7. GWB-
Novelle ja gerade die Anpassung
an die europäische Rechtspre-
chung vornehmen sollte.

Generell gilt: Die Vorschriften
über wettbewerbsbeschränkende
Vereinbarungen gemäß § 101AE-
UV § 1 GWB greifen, wenn bei-
spielsweise Kommunen auf ko-
operative Beschaffung setzen, in
welcher Form sie das auch immer
tun. Denn dadurch wird der Nach-
fragewettbewerb eingeschränkt.
Kommunen haben nichts zu be-
fürchten, wenn die gebündelte
Beschaffung keinen Marktanteil
von mehr als 15 Prozent erreicht,
darüber hinaus muss gemäß EU-
Rechtslage eine Begründung ab-
gegeben werden. Keine Ausnah-
me vom Kartellrechtsverbot gibt
es ganz klar, wenn mit 40 Prozent
plus x Marktanteil eine marktbe-
herrschende Nachfrageposition
erreicht wird.

Unabhängig von den Neuerun-
gen des Vergaberechts und spezi-
ell der VOL/Ableibt festzuhalten:
Schon jetzt ist es fast ein Ding der
Unmöglichkeit, die VOL/A bei-
spielsweise bei derAusschreibung
von Reinigungsdienstleistungen
rechtssicher umzusetzen, weiß der
Ausschreibungsspezialist Neu-
mann & Neumann aus der Praxis.
Der Beistand eines Rechtsanwalts
mit entsprechendem fachlichem
Schwerpunkt ist mittlerweile na-
hezu unverzichtbar, so Eva Neu-
mann. Das ist der Hintergrund für
die Zusammenarbeit von Neu-
mann & Neumann mit Heuking
Kühn Lüer Wojtek in München
bei vielen Ausschreibungen im
Auftrag der öffentlichen Hand,
ebenso wie für den Vergabenach-
mittag zum „Outsourcing von
Dienstleistungen nach der neuen
VOL/A2010“ im März 2010.

Auftrag fürs schnelle Internet:

Neues Hochleistungs-
Breitbandnetz in Hiltenfingen

LEW TelNet und M-net setzen Breitband-Projekt um

Bürger und Unternehmen in Hiltenfingen verfügen künftig über
Höchstleistungsanschlüsse ans Internet: Bürgermeister Kornelius
Griebl übergab den Auftrag für Bau und Betrieb eines Hochlei-
stungs-Breitbandnetzes in der Gemeinde an die Geschäftsführer
der Telekommunikationsunternehmen LEW TelNet und M-net,
die das Projekt gemeinsam umsetzen. Der Freistaat Bayern för-
dert das Projekt im Rahmen seines Programms zum Ausbau der
Breitbandversorgung im ländlichen Raum. An den Investitionen
für den Aufbau des neuen Breitbandnetzes beteiligen sich außer-
dem die Gemeinde sowie die beiden beteiligten Unternehmen.

Für das Breitband-Projekt wird
LEWTelNet in Hiltenfingen neue
Glasfaserleitungen verlegen. Sie
verbinden künftig an verschiede-
nen Punkten die vorhandenen Te-
lefonleitungen mit dem Breit-
bandnetz der LEW TelNet. Die
Bauarbeiten beginnen im Juni
2010. M-net investiert in techni-
sches Equipment zur Realisie-
rung der innovativen VDSL-
Technik. Nach Abschluss der Ar-
beiten wird M-net in Hiltenfingen
hochmoderne Internetzugänge
mit einer Geschwindigkeit von
bis zu 50 Mbit/s – ein Vielfaches
dessen, was ein Standard-DSL-
Anschluss heute zu leisten ver-
mag – sowie Telefoniedienste be-

reitstellen. Interessierte Bürger
können sich schon jetzt unter der
kostenlosen Telefonnummer
0800-9060902 für die Breitband-
produkte vormerken lassen.

„Bisher kamen Unternehmen
und Haushalte in Hiltenfingen nur
im Schneckentempo ins Internet –
das wird sich nun endlich ändern“,
so Bürgermeister Kornelius Griebl.
„Das ist auch für unsere Gemeinde
eine wichtige Nachricht: Schließ-
lich hängt die Standortattraktivität
einer Kommune entscheidend von
der Internetanbindung ab. Mit dem
neuen Glasfasernetz verfügen wir
über eine langfristig zukunftssiche-
re Infrastruktur.“

Regierungspräsident Karl Mi-

chael Scheufele überreichte den
Förderbescheid für das Projekt an
Bürgermeister Griebl: „Die Breit-
bandtechnologie ist ein wesentli-
ches Fundament für wirtschaftli-
ches Wachstum – deshalb unter-
stützt der Freistaat Bayern spezi-
ell im ländlichen Raum die weite-
re Verbreitung schneller Internet-
anbindungen“, sagte der Regie-
rungspräsident. LEWTelNet setzt
in Hiltenfingen das dritte Breit-
band-Projekt in der Region um:
„Mit unserem Glasfasernetz ver-
fügen wir über eine unabhängige,
leistungsfähige Infrastruktur, über
die wir nun auch ganze Gemein-
den mit Höchstgeschwindigkeit
ans Internet anbinden“, erklärte
LEW TelNet-Geschäftsführerin
Erna-Maria Trixl. „Diese Projek-
te zeigen, dass Netzbetreiber wie
LEW TelNet und M-net das drän-
gende Problem der Breitbandver-
sorgung im ländlichen Raum lö-
sen können.“

„Die künftig von uns bereit ge-
stellten Internetzugänge mit einer
Übertragungsgeschwindigkeit
von bis zu 50 Mbit/s ermöglichen
den Bürgern die innovative Nut-
zung jeglicher breitbandintensi-
ver digitaler Dienste. Hierzu
zählen beispielsweise ein äußerst
schneller Musik-Download, Vi-
de-on-Demand oder auch die
Durchführung von onlinebasier-
ten Bildungsmaßnahmen“, er-
klärtAnton Gleich, Geschäftsfüh-
rer von M-net. „Auch Freibe-
rufler und Unternehmen können
mittels des neuen Breitband-
Internetzugangs entscheidende
Wettbewerbsvorteile generieren.“
Die Erschließung der Gemeinde
Hiltenfingen mit zukunftsfähigen
Breitband-Internetanschlüssen
reiht sich in ähnlich konzipierte
Projekte ein, die von M-net be-
reits in Franken sowie im Allgäu,
aber auch in München und Augs-
burg angegangen worden sind.

V. l.: Anton Gleich (Geschäftsführer M-net), Erna-Maria Trixl
(Geschäftsführerin LEW TelNet), Kornelius Griebl (Bürgermei-
ster von Hiltenfingen) und Karl Michael Scheufele (Regie-
rungspräsident der Regierung von Schwaben).
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Gerlinde Augustin, Geschäftsführerin der SDL, prüft die Fri-
sche der Ware beim Store-Check in Hurlach.

Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Den Laden
im Dorf lassen

In immer mehr Dörfern werden dank privater Initiativen wie-
der Dorfläden gegründet. „Diese Initiativen schließen die
Lücken, die der Strukturwandel in den dörflichen Alltag geris-
sen hat. Egal ob für Jung oder Alt, Dorfläden dienen nicht nur
als Einkaufsstätten, sondern sind ein sozialer Mittelpunkt des
Dorfes, oft der einzige“, so Gerlinde Augustin, Geschaftsführe-
rin der SDL Thierhaupten.

Bestehende Dorfläden sehen
sich aber immer wieder mit Pro-
blemen konfrontiert. „Nachbar-
schaftsläden erfolgreich führen“
lautete daher das Seminar der
Schule der Dorf- und Landent-
wicklung, das speziell für aktive
Geschäftsführer und leitende
Angestellte der Dorfläden ange-
boten wird. Vertreter von Dorflä-
den aus ganz Bayern trafen sich
kürzlich in Hurlach, Landkreis
Landsberg, zum Erfahrungsaus-
tausch und zur Weiterbildung.

Neue Ideen sammeln

Wie kann mein Dorfladen
langfristig attraktiv bleiben? Wie
muss er organisiert werden, um
seine Existenz zu festigen? Die-
sen Fragen wurde im Seminar
nachgegangen. So wurden neue
Ideen, wie Regalpatenschaften
im Dorfladen Windach, die Er-
stellung eines Geschenkkorbs
mit regionalen Produkten in Je-
desheim oder der Bücherverkauf
im Dorfladen Hurlach mit
großem Interesse den anderen
Teilnehmern vorgestellt. Sowohl
„Neulinge“, deren Eröffnung
noch bevorsteht, als auch erfah-
rene Dorfladenleiter konn-
ten sich hierbei Anregungen für
ihre eigenen Läden holen.

Trend zu
regionalen Produkten

„Die Vermarktung regionaler
Produkte wird immer wichti-
ger“, meint Seminarleiter Wolf-
gang Gröll. Dienten früher die
Dorfläden besonders der Nah-
versorgung, so sind die neueren
Dorfläden vor allem auch auf
Regionalisierung polarisiert.
Denn diese Angebote stellen ein-
zigartige Verkaufsargumente ge-
genüber den großen Supermärk-
ten dar. Hierbei wird auch der
Preis der Ware für die Kunden
uninteressanter. Viel wurde über
Öffentlichkeitsarbeit und Wer-
bung diskutiert. Bei aller Kon-
kurrenz, steter Tropfen höhlt den
Stein, das gilt auch für die Wer-
bung im Dorfladen.

Dass regionale Produkte im-
mer gefragter werden, bewies
am Nachmittag die Exkursion
zum Schererhof in Schmiechen.
Seit 1992 werden dort Nudeln
mit Eiern aus der Selbstprodukti-
on hergestellt. Was damals mit
dem Verkauf vor der Haustüre
begann, hat bis heute ein wesent-
lich größeres Ausmaß angenom-
men. Acht Teilzeitjobs sind bis
heute auf dem Hof entstanden.
Im heutigen Dorfladen findet
man nun verschiedenste Nudels-
orten - von Dinkel- bis Zimtnu-
deln. Auch selbstgemachte Likö-
re, Pesto und Marmeladen wer-
den dort zum Verkauf angeboten
und sogar deutschlandweit ver-
kauft.

Verpflichtung
zur betrieblichen
Eigenkontrolle

Herr Walter Eberl vom Land-
ratsamt Landsberg und Herr Ahl-
born, Schädlingsbekämpfer, in-
formierten am zweiten Tag des
Seminars über Hygiene und Le-
bensmittelüberwachung im Dor-
fladen. Denn jeder Dorfladen ist
zur betrieblichen Eigenkontrolle
verpflichtet. Darunter fallen Rei-
nigungs- und Desinfektionsplä-
ne der Räume, Temperaturkon-
trollen, Wareneingangskontrol-

len und Schädlingsbekämpfung.

Produkte mit Seele

„Wir machen das selbst“ – die-
ses Markenkonzept stellte Gun-
nar Matysiak den Teilnehmern
vor. „Der Kunde erwartet ein be-
sonderes Einkaufserlebnis“, so
der Referent. Dies setzen viele
Läden schon um und ist beson-
ders für die Dorfläden überle-
benswichtig. Die Marke „Wir
machen das selbst“ gibt anonym-
en Produkten eine Seele. Auf
dem Etikett werden Geschichten
über Erzeuger und Herstellung
der Produkte erzählt. Das bindet
den Kunden an das Produkt und
verstärkt die Kundentreue.

„Store Check“ im
Dorfladen Hurlach

Den Abschluss des Seminars
bildete der Store-Check des Dorf-
ladens in Hurlach. In den ver-
schiedensten Kategorien, von

Obst-Auslage bis Eingangsbe-
reich, wurde der Dorfladen von
den anderen Teilnehmern genau
unter die Lupe genommen. „Hur-
lach hat den schönsten Dorfladen,
den ich kenne“, sagte begeistert
eine Teilnehmerin. Gelobt wur-
den besonders die große Bewe-
gungsfreiheit und die behinder-
tengerechte Gestaltung. Zudem
sind die Waren sehr übersichtlich
angeordnet. Der Laden vermittelt
einen sehr gepflegten Eindruck.
Der Dorfladen Hurlach wird von

der SDL mit dem Prädikat „ her-
vorragend“ ausgezeichnet

Auch für Bürgermeister Wil-
helm Böhm ist der Dorfladen ein
voller Erfolg. „Er ist zum Aus-
hängeschild der Gemeinde ge-
worden. Es ist ein richtiges Wir-
Gefühl durch den Dorfladen ent-
standen“, erzählt er stolz. Am
Ende des Seminars bedankten
sich alle Teilnehmer spontan
beim Veranstalter für die Ta-
gung, die vielen Tipps, wertvol-
len Impulse und Ideen.

Wasserburger Ensemble am Brucktor:

Aufwändige Sanierung
Seit dem Jahre 1338 steht am südlichen Zugang zur Stadt Was-
serburg am Inn die Wehranlage, das viel fotografierte Ensemble
am Brucktor, das früher die Salzfuhrwerke passierten. Heute
durchqueren täglich zahlreiche Autos dieses „Nadelöhr“. Frü-
her war im Brucktor das Heiliggeist-Spital für Kranke und Alte
untergebracht. In den zurückliegenden drei Jahren hat man den
rechten Flügel des historischen Gebäudes, sowie das angrenzen-
de Handwerkerhaus aufwändig für rund fünf Millionen Euro
saniert. Die Regierung von Oberbayern schoss zwei Millionen
Euro zu.

An der Ostseite des wehr-
haften Bauwerks entstand im
14. Jahrhundert das ehemali-
ge Zeug- und Stadthaus mit Ge-
schützen, Wachstube, Bedie-
nungsanlage für die ehemalige
Zugbrücke und Speicherböden.
Nach dem Ankauf des Gebäudes
für die Heiliggeist-Spitalstiftung
und der Aufstockung 1892 er-
hielt die ehemals wehrhafte
Front zum Inn ihr heutiges Ge-
sicht.

Seit dem Jahre 200l gehört das
Gebäude wieder der Stadt Was-
serburg, die nun eine denkmal-
gerechte, sehr aufwändige Sa-
nierung mit statischer Entlas-
tung des Erdgeschossgewölbes
durchführen ließ. Fast 20 Jahre
dauerten die Untersuchungen
und Planungen für die künftige
Nutzung des historischen Ge-
bäudekomplexes. So entstanden
sechs moderne Wohnungen, in-
klusive Senioren-WG, neun Ate-
lierräume für Kunsthandwerker
und Künstler sowie eine Präsen-
tations- und Verkaufsfläche im
Erdgeschoss.

Städtebaulicher Wert

Das Ferstlhaus und das Pen-
sionat II sind Gebäude von ho-
hem städtebaulichem Wert. Das
so genannte Ferstlhaus, auf Seite
der Bruckgasse stadteinwärts,
entstand gleichzeitig mit dem
Stadthaus auf der gegenüberlie-
genden Spitalkirche im 14. Jahr-
hundert. Aus dieser Zeit stam-
men vermutlich das zentrale
Kellergewölbe auf Mittelstütze
und Teile des Umfassungsgebäu-
des aus Mischmauerwerk. In
Auf- und Grundriss geht das heu-
tige viergeschossige Drittel und
Handwerkerhaus mit seinen
ebenerdigen Werkstattgewöl-
ben und der Stockwerksauftei-

lung auf Erneuerung im 15. und
16. Jahrhundert zurück.

Denkmalschutz an
vorderster Stelle

Bei den Restaurierungs- und

Sanierungsarbeiten der Gebäude
Bruckgasse 5 und 7 wurde der
Gesichtspunkt des Denkmal-
schutzes im Innen- und Außen-
bereich an vorderste Stelle ge-
setzt. Ebsonso wurde die Male-
rei aus dem Jahre 1890 am
Brucktor restauriert. Vor rund 30
Jahren wurde die historische
Fassade hinterspritzt und verdü-
belt. Jetzt strahlt sie im neuen
Glanz und zählt zu den meistfo-
tografierten Ansichten der Perle
am Inn. Die sanierten Wohnun-
gen und Ateliers sind bereits ver-
geben und wurden jetzt bezogen.

Jos. Göllinger

Das Wasserburger Ensemble „Rote Brücke“ und Brucktor, ein
beliebtes Fotomotiv, nach der Sanierung. Foto: Göllinger

Sprache macht Spaß
Der Landkreis Fürstenfeldbruck fördert

die Sprachkompetenz der Jüngsten

Schon ab dem ersten Lebensjahr beginnt ein Kind die Fähigkeit
zu entwickeln, die es eines Tages für das Lesen und Schreiben
brauchen wird. Die Familie und Kindertagesstätten sind daher
die wichtigsten Lernorte für das Kind, um sich ganz spielerisch
mit der Sprache vertraut zu machen. Der Landkreis Fürsten-
feldbruck beteiligt sich daher im Rahmen des Literacy-Monats
unter anderem am Weltgeschichtentag und am UNESCO-Welt-
tag des Buches. Die landesweite Aktion zum Thema Sprache
geht vom Bayerischen Familienministerium aus.

Eröffnet werden die Aktionsta-
ge am Freitag, den 16.04. mit
einem Familiennachmittag im
Landratsamt Fürstenfeldbruck mit
einem attraktiven Programm: Bil-
derbuchkino der Stadtbibliothek,
Lesung des bekannten Kinder-
buchautors Sepp Raith, Infos und
Tipps mit einer Buchausstellung,
Angebote des Spieleverleihs
„SpielplusSchlau“, Kurzvorträge
und Ausstellung zum Sprachbe-
raterprojekt oder dem Projekt „Le-
sepaten“ der Bürgerstiftung für
den Landkreis Fürstenfeld-
bruck und vieles mehr.

Anregungen zur
Sprachförderung

Mit dabei sind zahlreiche Auf-
führungen unserer Jüngsten aus
Kindertagesstätten im Landkreis.
Die stv. Landrätin Gisela Schneid
überreicht im Rahmen der Veran-
staltung einigen Kindertagesein-
richtungen das Zertifikat der
Bayerischen Staatsregierung. Kur-
zum finden FamilienAnregungen,
mit denen sie ihre Kinder im Be-
reich der Sprachentwicklung un-
terstützen können, und die Kinder
selbst haben Spaß beim Besuch

der verschiedenen Aktionen.
Der Fachbereich „Kinderta-

gesstättenaufsicht“ im Landrat-
samt Fürstenfeldbruck präsen-
tiert gemeinsam mit den Kinder-
tagesstätten, Gemeinden und
Büchereien ein tolles Programm:
Eltern und Kinder können ab 16.
April 2010 viele Aktionen im
Landkreis Fürstenfeldbruck be-
suchen und so auch z.B. einen
Einblick in die hervorragende
Arbeit der Kindertagesstätten
gewinnen. Folgende Kinderta-
geseinrichtungen öffnen ihre
Türen für Besucher: Kindergar-
ten Krümelkiste, Egenhofen;
Kindergarten Pusteblume, Kin-
derkrippe Zwergenhäuserl, Hort
Mitte alle in Fürstenfeldbruck;
Kinderhaus Abenteuerland in
Germering; Naturkindergarten
Gernlinden; Gemeindekinder-
garten Flohkiste, Zachäus Kin-
dergarten, Kindergarten St. Ma-
ria, Integrationskindergarten Vil-
la Kunterbunt alle in Gröbenzell
und Kinderhaus St. Ulrich in
Moorenweis.
Weitere Informationen und
das genaue Programm sowie
Öffnungszeiten etc. gibt es un-
ter www.lra-ffb.de/Aktuell.

Landkreis-Gesundheitstage in Vilsbiburg:

„Gemeinsam gesund“
Prall gefüllt mit Information und Unterhaltung waren auch
heuer wieder die Landkreis-Gesundheitstage in Vilsbiburg.
Modernste Diagnose- und Therapieverfahren standen ebenso
auf dem Programm wie Diskussionsrunden mit renommier-
ten Experten. Ein bunter Strauß Unterhaltung und Live-
Übertragungen des Bayerischen Rundfunks mit Dr. Marian-
ne Koch ergänzten die zweitägige Veranstaltung.

Stolz ist man im Landkreis Landshut laut Landrat Josef Eppen-
eder auf das hohe Niveau der flächendeckenden und damit hei-
matnahen medizinischen Versorgung durch die drei Kreiskliniken
unter dem Dach des Landshuter Kommunalunternehmens für me-
dizinische Versorgung (LaKUMed). Unter dem Motto „Gemein-
sam gesund“ gaben Mediziner und weitere Fachkräfte aus allen
drei Kliniken Auskunft zu einer Fülle von wichtigen medizini-
schen Themen wie Schlaganfall, Herzrhythmus-Störungen,
Schilddrüsen-Erkrankungen, gefälschte Arzneimittel, Schmerz-
therapie, Heilpflanzenkunde und Schulter-Endoprothetik.

Dieser ebenso unkomplizierte wie unmittelbare Informations-
austausch ist einer der großen Pluspunkte der Landkreis-Gesund-
heitstage in Vilsbiburg. Wie der Schirmherr, Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein, in seinem Grußwort betonte, seien immer
mehr Menschen bereit, für ihre Gesundheit aktiv und nachhaltig
zu sorgen – auch finanziell. Dazu benötigten sie fachkundige In-
formation und Beratung. Die Landkreis-Gesundheitstage böten
diese zuverlässigen und zielführenden Informationen.

Aber auch ganz heiße Eisen wurden aus aktuellem Anlass an-
gepackt: „Hospiz – Tod ein Teil des Lebens“ lautete der Titel ei-
ner Podiumsdiskussion. Hintergrund sind die Bestrebungen, end-
lich ein Hospiz im Landshuter Raum zu bauen. Der Landkreis
Landshut stellt dafür ein Grundstück in Vilsbiburg zur Verfügung,
der Kreistag hat sich für diesen Standort ausgesprochen. „Die
Analyse zusammen mit Experten und Fachverbänden ergab, dass
Vilsbiburg der geeignete Standort für ein niederbayerisches Hos-
piz ist. Dadurch kann zusätzlich auch der Bedarf aus den angren-
zenden Landkreisen sehr gut abgedeckt werden“, betonte Landrat
Eppeneder. Darüber hinaus biete der Standort Vilsbiburg viele
Vorteile: Durch LaKUMed stünden bereits Pflegekräfte mit pal-
liativmedizinischer Zusatzausbildung sowie im Vilsbiburger
Kompetenzzentrum für Gesundheitsberufe speziell weitergebil-
dete niedergelassene Ärzte zur Verfügung.

Mit einem bunten Rahmenprogramm wurden die vielen Infor-
mations-, Diskussions- und Beratungsangebote aufgelockert und
die Messe, an der diesmal mit über 50 Ausstellern so viele wie
noch nie teilnahmen, noch attraktiver gestaltet: So begeisterte die
Showtanzgruppe „New Dimension“ mit ihrem Auftritt ebenso
wie die Sportler des TSV Vilsbiburg, die Kampfsport-Übungen
und Turn-Vorführungen präsentierten. DK

Mittelfranken:

Wachstum und Beschäftigung
als Schwerpunktthemen

Gerhard Lunz neuer KPV-Bezirksvorsitzender
Die KPV-Mittelfranken hat mit Gerhard Lunz einen neuen Be-
zirksvorsitzenden. Der 58-Jährige bringt mit seiner Tätigkeit als
Fraktionsvorsitzender im Gemeinderat seiner Heimatgemeinde
Büchenbach im Landkreis Roth und langjähriger KPV-Kreisvor-
sitzender eine umfassende kommunalpolitische Erfahrung mit.

Lunz folgt damit Brigitte He-
gendörfer aus Markt Erlbach nach,
die zu seiner Stellvertreterin ge-
wählt wurde.Weitere Stellvertreter
sind Werner Kundörfer aus Feucht
und Dr. Manfred Scherzer aus Ut-
tenreuth. Neben den Neuwahlen
war die Diskussion des Leitbildes
„Wachstum und Beschäftigung“
der Metropolregion Nürnberg ein
Schwerpunktthema der Bezirks-

versammlung. Dr. Udo Raab, Lei-
ter der Standortpolitik der IHK
Nürnberg für Mittelfranken, stellte
die Thesen vor (siehe Bericht
S. 19).

Entwicklungsperspektiven

Mit einem ähnlichen Thema
beschäftigt sich die CSU in Mit-
telfranken, wo der stellvertreten-

de Bezirksvorsitzende Christian
von Dobschütz eine Arbeits-
gruppe „Entwicklungsperspekti-
ven für Mittelfranken“ leitet. In
drei Themenkomplexen werden
bis zum CSU-Bezirksparteitag
im Herbst alle Fragen des ländli-
chen Raums einschließlich

Struktur- und Umweltpolitik be-
handelt. Ferner geht es um die
Bildung, den demographischen
Wandel und Soziales sowie wirt-
schaftliche Perspektiven, Touris-
mus, Kultur und Internationali-
sierung. KPV und CSU wollen
hier eng zusammenarbeiten. pm
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Förderung interkommunaler Zusammenarbeit:

Ausgewählte Best
Practice Beispiele

Die Gemeinden, Städte und Landkreise in Unterfranken sollen
in Zukunft noch stärker kooperieren. Vielerorts wird in den
Kommunen angesichts der begrenzten finanziellen Ressourcen
und der demographischen Entwicklung auch bereits über eine
deutliche Intensivierung der interkommunalen Zusammenar-
beit nachgedacht.

Regierungspräsident Dr. Paul
Beinhofer unterstützt diese Be-
strebungen: „Die gemeinsame
Bewältigung kommunaler Auf-
gaben kann einen wichtigen Bei-
trag leisten, um den 305 oftmals
kleinen Gemeinden im Regie-
rungsbezirk Unterfranken finan-
zielle Spielräume und damit ihre
Eigenständigkeit zu erhalten“, so
Beinhofer.

Positive Erfahrungen

Um aufzuzeigen, welche Mög-
lichkeiten es über die klassischen
Formen der Zusammenarbeit hin-
aus gibt, welche Vorteile dabei für
die Gemeinden entstehen und wie
die einzelnen Modelle erfolgreich
verwirklicht wurden, hat die Re-
gierung von Unterfranken jetzt ei-
ne Sammlung von Best-Practice-
Beispielen aus Unterfranken und
ganz Bayern erstellt.Aufgeteilt in
verschiedene Rubriken - von der
„Abwasserentsorgung und Was-
serversorgung“, dem „Bauhof“,
der „Kinder-/Jugendarbeit“ bis zu
den „Senioren“ - sind zahlreiche
positive Beispiele erfolgrei-
cher interkommunaler Zusam-
menarbeit mit Ansprechpartnern
und weiterführenden Informatio-
nen dargestellt. Rund ein Dutzend
unterfränkischer Beispiele geben
bereits einen Überblick über re-
gional erfolgreiche Kooperatio-
nen. Die Internetsammlung wird
laufend erweitert und ausgebaut.

Zu den nennenswerten Bei-
spielen interkommunaler Zu-
sammenarbeit zählen die Bau-
hof-Kooperationen bei der NES-
Allianz (Landkreis Rhön-Grab-
feld). Die 13 Mitgliedsgemein-
den der NES-Allianz arbeiten im
Bereich der Bauhöfe insbeson-
dere bei der gemeinsamen Nut-
zung von Geräten und Maschi-
nen sowie bei der Beschaffung
von Verbrauchsmaterial zusam-
men. Auf der Basis ausgewerte-
ter Frage- bzw. Erfassungsbögen
werden unter den Bauhöfen
Geräte und Maschinen gegen
Gebühr ausgetauscht - teilweise
mit Personal, d. h. spezielle Ar-
beiten werden vollständig vom
Bauhof einer anderen Gemeinde
erledigt.

Zusammenschluss

Außerdem wird Verbrauchs-
material wie Streusalz oder Kalt-
asphalt gemeinsam beschafft.
Hierzu fragt ein Mitarbeiter der
Verwaltungsgemeinschaft Bad
Neustadt a. d. Saale bzw. Heu-
streu die benötigten Mengen bei
den Gemeinden ab und erledigt
zentral die Bestellung. Ausliefe-
rung und Rechnungsstellung er-
folgen an die jeweilige Gemeinde
ohne Berechnung von Frachtge-
bühren. Lediglich bei der Bestel-
lung von Streusalz in kleineren
Mengen stimmen sich die Ge-
meinden in der Weise ab, dass ge-
meinsam eine komplette LKW-
Ladung erreicht wird, die an ei-
nem zentralen Ort angeliefert
wird. Zudem wurde eine verbes-
serte Rabattvereinbarung mit ei-
nem Fachhändler für Werkstatt-
bedarf etc. geschlossen, aufgrund
derer die Gemeinden Rückvergü-
tungen je nach Umsatzvolumen
erhalten.

Ein weiteres Beispiel: Klär-
schlammverwertung RegioKomm
Hesselberg. 15 Kommunen grün-
deten dieses gemeinsame Kom-
munalunternehmen (gKU), das
sich als Mehrheitsgesellschafter
mit 51 Prozent neben der

SÜWAG Wasser GmbH an der
Hesselberg Service GmbH betei-
ligte. Zur nachhaltigen und wirt-
schaftlichen Verwertung des Klär-
schlamms aus über 30 Kläranla-
gen wird der Klärschlamm ge-
trocknet und als Brennstoff in ei-
nem Zementwerk verwendet. Die
Trocknung erfolgt mittels Wärme
aus einer Biogasanlage in Kombi-
nation mit Solarwärme.

Der Landkreis Haßberge wie-
derum hat mit allen kreisan-
gehörigen Gemeinden bzw. Ver-
waltungsgemeinschaften eine
Zweckvereinbarung zum Betrieb
eines kommunalen Behördennet-
zes „LISBET“ durch ein Land-
kreis-Service-Center (LSC) ver-
einbart. Durch die zentral im
Landratsamt zur Verfügung ge-
stellte Infrastruktur (Netzwerk-,
Server-, Daten-, und Sicherheits-
technik) wird den angeschlosse-
nen Gebietskörperschaften der
Zugang zum Internet, zum
Bayerischen Behördennetz, zum
„Virtuellen Marktplatz Bayern“
(VMB) sowie zu einer landkreis-
weiten Datenbank ermöglicht.
Außerdem bietet das Behörden-
netz die Basis für den gemeinsa-
men Ausbau von eGovernment
und den internen Datenaustausch
bzw. die interne Kommunikation.
Künftig soll das Behördennetz
auch in den Bereichen mobileAr-
beitsplätze/Heimarbeitsplätze,
Geografisches Informationssy-
stem (GIS), Rechtsdatenbank und
elektronische Unterschrift ge-
nutzt werden.

Fahrzeugbeschaffung

Eine Zweckvereinbarung über
ein gemeinsames Fahrzeugbe-
schaffungskonzept für elf Feuer-
wehren haben wiederum acht
Gemeinden aus dem Oberen
Kahlgrund im Landkreis Aschaf-
fenburg geschlossen. Das Kon-
zept beinhaltet einen auf 27 Jah-
re angelegten Beschaffungsplan,
der eine auf die Einsatzplanung
optimal abgestimmte Ausstat-
tung des Bezirks mit Feuerwehr-
fahrzeugen vorsieht. Die betei-
ligten Gemeinden erstatten der
jeweils beschaffenden Gemein-
de die Beschaffungskosten im
Verhältnis ihrer Einwohnerzah-
len.

Im Landkreis Bad Kissingen
wurde die Datenbank des Lan-
desamts für Umwelt für ein
kommunales Flächenmanage-
ment erstmals landkreisweit zum
Einsatz gebracht. Zunächst wur-
den die Innenentwicklungspo-
tenziale (Baulücken, leerstehen-
de Hofstellen, Brachflächen) so-
wie der künftige Flächenbedarf
mit Hilfe der Datenbank erfasst.
Anschließend wurden und wer-
den die betroffenen Grund-
stückseigentümer schriftlich be-
fragt, um das tatsächliche Akti-
vierungspotenzial zu erfassen.

Neben der Datenbank bietet
das Projekt weitere konkrete Un-
terstützungen für Kommunen
und Informationen für die Bürger.
So werden die Ergebnisse der Da-
tenbank auch kartographisch aus-
gewertet; in einer Handreichung
für Verwaltungen werden zu-
kunftsorientierte Handlungsschrit-
te wie bauplanerische Möglich-
keiten, Förderungen, Vorteile und
Vergleichsberechnungen zum
„Bauen im Innerort“ ermittelt und
dargestellt. Eine neue Image- und
Informationsbroschüre sowie ei-
ne Wanderausstellung informie-
ren die Bürger.

Die Standesamts- und EDV-

Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer (Mitte) gab im Beisein
von Regierungsdirektorin Dr. Adelheid Hüttlinger den Start-
schuss für die neue Internetsammlung „Interkommunale Zu-
sammenarbeit“. Um die Einpflege und die weitere Betreuung
kümmert sich Peter Müller (rechts).

Kooperation der Gemeinden
Arnbruck und Drachselsried im
Bayerischen Wald wiederum er-
streckt sich auf die Bereiche Per-
sonenstandswesen und IT-Sy-
stembetreuung. Die Gemeinde
Arnbruck hat im Wege der klei-
nen Übertragung das Standesamt
an die Gemeinde Drachselsried
abgegeben. Im Gegenzug erle-
digt Arnbruck die gesamte EDV-
Systembetreuung. Eine Erstat-
tung von Personalkosten findet
nicht statt, nachdem der Perso-
nalaufwand für das Personen-
standswesen und die IT-System-
betreuung in etwa gleich sind.
Die Sachkosten werden hinge-
gen erstattet.

Einkaufsgemeinschaft

Ein weiteres Beispiel funktio-
nierender interkommunaler Zu-
sammenarbeit ist die aus zehn
Kommunen bestehende Ein-
kaufsgemeinschaft für Streusalz
und Kopierpapier im Landkreis
Rottal-Inn. Die Kooperation be-
inhaltet mehrmals jährlich
durchgeführte Sammelbestellun-
gen.

Die beteiligten Kommunen
melden ihren Bedarf zentral
beim Markt Arnstorf per E-Mail
an. Die Angebotseinholung und
Auftragserteilung erfolgt über

diese zentrale Stelle. Der Markt
Arnstorf verlangt dafür keine
Kostenbeteiligung, da der Mehr-
aufwand unbedeutend ist. Der
Abruf der Teilkontingente beim
Salz erfolgt durch die jeweilige
Kommune, die auch eine eigene
Rechnung erhält. Beim Papier
erfolgen Lieferung und Rech-
nungsstellung ebenfalls an die
einzelne Gemeinde.

Tagesmutterkonzept

„Kindersonnenwinkel“ heißt
schließlich ein erfolgreiches Ta-
gesmutterkonzept im Landkreis
Dachau. Zusammen mit neun
Partnergemeinden hat das Amt
für Jugend und Familie dieses
Betreuungskonzept umgesetzt.
Die Leitung des „Kindersonnen-
winkels“ kümmert sich um die
Gewinnung von Tagesmüttern
und deren laufende Qualifizie-
rung. Sie führt Eltern und geeig-
nete Tagesmütter zusammen, ver-
mittelt bei Problemen und über-
nimmt die Organisation (Betreu-
ungsverträge, Vergütung etc.).
Üblicherweise werden die Kinder
am Heimatort betreut; falls die
Betreuungsperson vor Ort ausfal-
len sollte, kann die „Zentrale“ des
„Kindersonnenwinkels“ mit fest
angestelltem Fachpersonal ge-
nutzt werden. DK

Interessengemeinschaft „Bauernland Inn-Salzach“:

Neues Schaufenster
der Region

Die landwirtschaftlich geprägte Struktur der Region Inn-
Salzach bietet Gästen wie Einheimischen eine breite Palette an
Erholungsangeboten. Urlaubs- und Reitbetriebe sind genauso
zu finden wie kulinarische und gastronomische Angebote oder
Erlebniseinrichtungen wie der Wildpark in Oberreith. Um die
vielfältigen ländlichen und landwirtschaftlichen Angebote künf-
tig stärker miteinander zu vernetzen und sich dadurch ganz-
heitlich zu profilieren, wurde nunmehr die Interessensgemein-
schaft „Bauernland Inn-Salzach e. V.“ gegründet.

Unter dem Motto „Bauernland
entdecken, Bauernland erleben,
Bauernland genießen“ wollen die
landwirtschaftlichen Anbieter die
Wahrnehmung innerhalb und
außerhalb der Region verbessern
und eine gemeinsame Außendar-
stellung entwickeln. Unterstützt
werden sie dabei von den Land-
kreisen Mühldorf und Altötting,
dem Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten Töging,
dem Mühldorfer Netz e.V. und
den BBV Kreisverbänden Mühl-
dorf und Altötting.

Zahlreiche Unterstützung

Um den Verein „Bauernland
Inn-Salzach“ als Interessensge-
meinschaft dauerhaft zu etablie-
ren, benötigt sie möglichst zahl-
reiche Unterstützung der land-
wirtschaftlichen Angebote aus
der Region. Wie Mühldorfs
Landrat Georg Huber betonte,
„ist die Gründung des ‚Bauern-

lands Inn-Salzach’ eine gute und
ernsthafte Initiative, sie kann
aber nur mit Leben gefüllt und
weiterentwickelt werden, wenn
sich die Anbieter von Landtou-
rismus auch tatkräftig daran be-
teiligen“. Huber zeigte sich über-
zeugt, „dass aus dieser Gemein-
schaft ein enormer Mehrwert für
den Tourismus in der gesamten
Region entstehen kann“.

Konkrete Maßnahmen

In den kommenden Wochen
wird der Verein konkrete Maß-
nahmen im Bereich Öffentlich-
keitsarbeit, Vernetzung und Pro-
jektmanagement vorbereiten und
durchführen. Nach der endgülti-
gen Genehmigung des Förderan-
trages durch die Förderstelle am
Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Töging kann
mit dem Projektstart für den
Frühsommer 2010 gerechnet
werden. DK

Wer den Schellunter
zog, bekam das Land

Reit im Winkl wurde vor 850 Jahren
erstmals urkundlich erwähnt.

Durch einen Zufall soll Reit im Winkl, wo die Grenzen von
Salzburg, Tirol und Bayern zusammenstoßen, bayerisch ge-
worden sein. Bei einer Landaufteilung zwischen den Landes-
herren von Tirol, Bayern und Salzburg hatte man diesen Ort
„im Winkl“ fast vergessen.

Die Zuteilung löste man auf
ungewöhnliche Weise. Nach ei-
ner Sage war aus einem Karten-
spiel der Schellunter zu ziehen.
Wer ihn erwischte, sollte das
Land im Winkl bekommen. Dies
ist zwar nicht urkundlich festge-
halten, dafür aber eine Schen-
kungsurkunde von 1160, die ein
Otto von Rute als Zeuge beglau-
bigt hatte. Aus dem Namen „Ru-
te“ ging dann das „Dorf im
Winkl“, Reit im Winkl hervor.

Schneesicherheit als
wichtiger Faktor

Der 850 Jahre alte Grenzort hat
keine hervorragenden histori-
schen Merkmale. Entdeckt wurde
Reit im Winkl vor rund 160 Jah-
ren von König Maximilian II. von
Bayern, der in diesem damals
noch wenig bekannten Gebirgsort
weilte und sehr begeistert war.
Durch diesen Besuch des Monar-
chen folgten bald andere promi-
nente Gäste. Unter anderem ka-
men dann Mitglieder einer Künst-
lerkolonie vom Chiemsee zu ei-
nem Besuch nach Reit im Winkl.
Doch erst nach dem 2. Weltkrieg

wurde dieses Gebirgsdorf wegen
seiner Schneesicherheit als Win-
tersportparadies entdeckt, aber
auch als schöner Ort zu jeder
Jahreszeit, weithin bekannt.
Gaststätten, Hotels und Pensio-
nen sowie original erhaltene
Häuser ergeben ein geschlosse-
nes Ortsbild. Mit Sportplätzen,
Schwimmbad und Langlaufloi-
pen bietet Reit im Winkl dem
Feriengast alles, was das Herz
begehrt. Bekannt ist der Ort auch
durch seine prominenten Bürger:
die Jodler-Königin und Volks-
musiksängerin Maria Hellwig
sowie die Spitzensportlerfamilie
Mittermaier-Neureuther.

Geografisch ist das Dorf in ei-
nen „Winkl“ gedrängt. Man er-
reicht es entweder von Tirol aus
über Kössen oder über die Al-
penstraße über Unterwössen
oder Ruhpolding-Seegatter. Ver-
kehrsgünstig gesehen ist der Ort
nicht ungünstig gelegen. Ab
1923 gab es sogar eine einspuri-
ge Waldbahn von Ruhpolding
nach Reit im Winkl. 1931 hatte
man dann diese Bahn wieder
stillgelegt, sie war unrentabel.

Jos. Göllinger

Reit im Winkl: Langläufer, Skifahrer und Wanderer finden hier
ideale Bedingungen. Foto: Göllinger

Stadt Bayreuth:

Zuschlag für Pilotprojekt
„BIG - Gesundheitsförderung

durch Bewegung und Integration“

Die Stadt Bayreuth ist als eine von fünf bayerischen Kommunen
ausgewählt worden, das Projekt „BIG - Gesundheitsförderung
durch Bewegung und Integration in Bayern“ umzusetzen. Den
Zuschlag gab’s vom Institut für Sportwissenschaft und Sport
der Universität Erlangen-Nürnberg im Auftrag des Bayerischen
Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit erhalten.

Insgesamt haben sich 30 Städ-
te und Gemeinden im Freistaat
für die Umsetzung des gesund-
heitsfördernden Integrationspro-
jektes beworben. Bayreuth, so
die Begründung für den Zu-
schlag, biete mit seinen Ansätzen
und Wirkungsebenen der sozia-
len Stadtentwicklung und des
städtischen Integrationskonzep-
tes beste Voraussetzungen für
den BIG-Ansatz.

Die Stadt Bayreuth hat sichAn-
fang Januar dieses Jahres auf der
Basis einerAusschreibung des In-
stituts für Sportwissenschaft und
Sport der Universität Erlangen-
Nürnberg um die Realisierung
des Pilotprojektes beworben. Es
geht neue Wege bei der Gesund-
heitsförderung und wird vom
Bayerischen Staatsministerium
für Umwelt und Gesundheit ge-
fördert.

BIG - das Kürzel steht für Be-
wegung als Investition in Gesund-
heit - fördert die körperliche Akti-
vität von Frauen und leistet damit
einen wichtigen Beitrag zu deren
Gesundheit. Es richtet sich an
Frauen in schwierigen Lebensla-
gen, wie Sozialhilfe-/Hartz-IV-
Empfängerinnen oder Frauen mit
Migrationshintergrund.

Durch die Teilnahme am Pilot-
projekt erhält die Stadt Bayreuth
die Chance, den erfolgreich in Er-
langen erprobten BIG-Ansatz un-
ter wissenschaftlicher Begleitung
der Universität Erlangen-Nürn-
berg umzusetzen und eine Vorrei-
terrolle in der Gesundheitsförde-
rung vor Ort zu übernehmen. Die
Teilnehmer am Projekt profitie-
ren neben dem gesundheitsför-
dernden Aspekt auch anderwei-
tig: Sie entwickeln Selbstvertrau-
en, knüpfen soziale Kontakte und
lernen politische Prozesse auf
kommunaler Ebene kennen. Das
Bewegungsprogramm fördert die
soziale Integration.

Die innovativen Gesundheits-
projekte sollen nun in den näch-
sten Monaten gemeinsam mit den
Zielgruppen und Experten ent-
wickelt und im Herbst des Jahres
umgesetzt werden. Die geplanten
Maßnahmen reichen von Bewe-
gungsprogrammen wie Fitness-
kursen bis hin zu Gesundheitsse-
minaren. Auch die Etablierung
von Projektbüros vor Ort ist ange-
dacht. Für die Koordination ist das
städtische Amt für Integration un-
ter Leitung des Integrationsbeauf-
tragten Gerhard Eggert verant-
wortlich.
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Bürgermeister Bernhard Kerler (l.) begrüßt in Bad Grönenbach
Landrat Hubert Hafner (r.) mit der Besuchergruppe aus dem
Landkreis Günzburg.

Landkreis Günzburg:

Klimaschutzkonzept
Die Gemeinden Wildpoldsried und Bad Grönenbach im Allgäu
waren das Ziel einer Informationsfahrt zum Thema „Energie-
und Klimaschutzkonzept“. Günzburgs Landrat Hubert Hafner
hatte dazu Bürgermeister, Kreisräte, Mitarbeiter der Verwal-
tungen und Mitglieder von AGENDA-Arbeitskreisen eingela-
den. Sie nutzten die Gelegenheit sich vor Ort über die Ergebnis-
se eines Energie- und Klimaschutzkonzeptes zu informieren.
Das Gezeigte kann sich sehen lassen.

So wurden in Wildpoldsried
(Oberallgäu) im Jahr 2009 be-
reits über 350 % des gesamten
Stromverbrauchs regenerativ er-
zeugt, berichtete Bürgermeister
Arno Zengerle. Für ihren Einsatz
und Erfolg für den Umwelt-
schutz wurde die Gemeinde be-
reits mehrfach ausgezeichnet.

Zuletzt wurde sie Klima-
schutzkommune 2009 der deut-
schen Umwelthilfe und Preisträ-

ger des Deutschen Solarpreises
2009.

In Bad Grönenbach (Unterall-
gäu) wurde 2008 ein Energie-
team aus engagierten Bürgern
und Gemeindevertretern gegrün-
det. Neben geförderten Maßnah-
men zur Energieeinsparung soll
nun ein Baugebiet entstehen, das
sich im besonderen Maße an
ökologischen Zielen orientieren
wird. „Ein Energiekonzept ko-

stet nicht nur Geld, es bringt
auch Geld. Halten sie die Kauf-
kraft in der Region und geben sie

diese nicht den Ölscheichs!“, so
Bürgermeister Bernhard Kerler
aus Bad Grönenbach.

Kunst macht sichtbar
„Mahnender Mühlstein“ erinnert

an Opfer sexueller Gewalt

Die bundesweite „Initiative gegen Gewalt und sexuellen Miss-
brauch an Kindern und Jugendlichen e.V.“ hat ein wanderndes
Denkmal geschaffen, das den Opfern sexueller Gewalt und
Grenzverletzung gewidmet ist. Das Denkmal in Form eines Mühl-
steins macht vom 16. April bis zum 28. Mai Station in Bamberg
und ist auf dem Maxplatz direkt vor dem Rathaus zu sehen.

Oberbürgermeister Andreas
Starke und Erzbischof Prof. Dr.
Ludwig Schick werden gemein-
sam den „Mahnenden Mühlstein“
enthüllen. In das Kunstwerk ist
ein Satz aus dem Matthäusevan-
gelium eingraviert: „Wer aber ei-
nem von diesen Kleinen, die an
mich glauben, Ärgernis gibt, dem
wäre es besser, wenn ihm ein
Mühlstein an den Hals gehängt
und er in die Tiefe des Meeres
versenkt würde.“

Appell an Zivilcourage

Die Botschaft des 1,4 Tonnen
schweren Mahnenden Mühl-
steins ist ein Appell an die Zivil-
courage aller Bürgerinnen und
Bürger, nicht wegzuschauen,
wenn Mädchen und Jungen in
Bedrängnis sind. „Der Mahnen-
de Mühlstein ist ein Symbol für
die Last, die die Opfer lebens-
lang mit sich tragen“, sagte der
OB bei der Ankündigung der
Aktion und fügte hinzu, dass die
Verantwortung für einen wirksa-
men Schutz von Kindern bei den
Erwachsenen liege. „Wegsehen
bedeutet Täterschutz“, machte
Starke deutlich.

Beeindruckende Installation

Zudem ist in der Zeit vom 16.
April bis 7. Mai die Ausstellung
„Vorsicht Mensch! – Kunst macht
sichtbar“ in der Konzert- und
Kongresshalle, Mußstraße 1, zu
sehen. Auch hier geht es um das
Thema sexueller Missbrauch. Die
Karlsruher Künstler Georg
Schweitzer und Nadja Stemmer
haben das Thema in einer beein-
druckenden Installation umge-
setzt. Im Zentrum steht ein Kin-
derspielhaus, auf dem der Brief ei-
nes neunjährigen missbrauchten
Mädchens an seine Mutter zu le-
sen ist – eingefräst in die Holz-
bretter des Häuschens. Im Haus
selbst erkennt man die Illustration
von „Rotkäppchen und der Wolf“.

„Hör-Station“

Die zweite künstlerische Ar-
beit ist die „Hör-Station“. Der
Besucher hat dabei die Möglich-
keit, durch die Wahl eines Klin-
gelknopfes, wie er sich an jedem
gewöhnlichen Wohnhaus befin-
det, eine Original-Stellungnah-
me der Beteiligten zum beschrie-
benen Fall zu hören. Auf der
Außenseite des Würfels sind
Metallnägel angebracht, die
die Worte „Angst“, „Rache“,
„Schmerz“ und „Wut“ bilden.
Die Ausstellung ist während der
Veranstaltungen in der Konzert-
und Kongresshalle oder nach
Vereinbarung zu besichtigen.

„Wüstenblume“

Ferner wird am 28. April im
Odeon-Kino, Luitpoldstraße 25,

der Film „Wüstenblume“ gezeigt.
Der Streifen erzählt die Lebensge-
schichte von Waris Dirie, die in
Somalia in ärmlichen Verhältnis-
sen aufwächst.

Grausame Tradition

Als sie im Alter von 13 Jahren
zwangsverheiratet werden soll,
flieht sie nach London. Dort wird
Waris Dirie zu einem der bestbe-
zahlten Models der Welt. Doch
bei allem Erfolg belastet Dirie die
Erlebnisse ihrer Kindheit. Auf
dem Höhepunkt ihrer Karriere er-
zählt sie in einem Interview von
der grausamen Tradition der Frau-
enbeschneidung, deren Opfer sie
selbst als kleines Mädchen wurde.
Das Bekenntnis löst eine Welle
von Mitgefühlt und Protest aus
und Dirie entschließt sich, ihr Le-
ben dem Kampf gegen dieses Ri-
tual zu widmen.
Weitere Informationen unter:
www.stadt.bamberg.de

Der „Mahnende Mühlstein“ zur Erinnerung an die Opfer
sexueller Gewalt.

Landkreis Aschaffenburg:

Schülerinnen
im Chefsessel

Die Schülerinnen Jennifer Klein und Isabell Lehmann, beide be-
suchen die 11. Klasse des Maria-Ward Gymnasiums, verbrach-
ten im Rahmen des Projekts „Schüler im Chefsessel“ einen
spannenden Tag im Landratsamt.

Nach einer ersten Begrüßung
von Herrn Landrat Dr. Reuter
durften sie mit diesem an einem
Besprechungstermin teilnehmen
und erhielten viele Einblicke in
die verschiedenen Führungspo-
sitionen. Darunter besonders in
die Abteilungen Jugend und So-
ziales sowie Bauwesen. Sie wur-
den nicht nur in die theoretischen
sondern auch in die anfallenden
praktischen Aufgaben mit einge-
bunden. Dazu gehörten unter an-
derem die Prüfung von Baupro-
jekten vor Ort auf deren Recht-

mäßigkeit und im Anschluss die
gemeinsame Diskussion über ei-
ne Problemlösung. Des weiteren
wurden ihnen in der Abteilung
für soziale Angelegenheiten in-
teressante Fälle beispielhaft dar-
gestellt.

Durch die vielen unterschiedli-
chen Aufgaben und Ereignisse
wurde ihnen deutlich gemacht,
dass ein Beruf im Landratsamt
keinesfalls ein langweiliger,
eintöniger, sondern im Gegenteil
ein äußerst abwechslungsreicher
und spannender Beruf ist.

Zur Aufgabe eines Landrates gehört auch, die Tageszeitung zu
lesen, um sich über die Geschehnisse im Landkreis und der Re-
gion zu informieren. Von links: Landrat Dr. Ulrich Reuter, Isa-
bell Lehmann, Jennifer Klein.

Cham als Vorzeigeregion
dank Regionalmarketing

Dass Regionalmanagement einen Landkreis nach vorn bringen
kann, dafür ist der Kreis Cham das beste Beispiel. Er gilt inzwi-
schen sogar als Vorzeigeregion, denn es ist in zwanzig Jahren ge-
lungen, aus der benachteiligten Grenzregion ein Pilotprojekt für
andere Landkreise zu machen. Von der wundersamen Auferste-
hung („Wir kommen von ganz unten“) berichtet Dr. Alois Plößl,
der Vizepräsident der IHK Regensburg/Oberpfalz der „Bayeri-
schen Gemeindezeitung“. Er gehört zu den rund 700 „Botschaf-
tern des Landkreises Cham“.

Dr. Plößl ist in erster Linie kein
Handlungsreisender in Sachen
Regionalmanagement, er ver-
dient sein Geld als Geschäftsfüh-
rer der „Rhanerbräu“ in Schön-
thal, aber er ist begeistert von
dem, was in seinem Landkreis
entstanden ist. „Vor 25 Jahren wa-
ren wir Schlusslicht in Deutsch-
land und in Bayern“, schätzt er im
Rückblick die Lage in seiner
Heimat ein. Damals schrieb der
„Spiegel“ vom „Arbeitslosig-
keits-Kältepol in Deutschland“.
Tatsächlich waren damals im
Winter 48 Prozent ohne Arbeit.
Die Situation war verheerend:
kein Autobahnanschluss, hohe
Abwanderung, Grenzland (75 Ki-
lometer Grenzverlauf zur CSSR).
In den Wintermonaten hat es noch
bis vor 25 Jahren 30 Prozent Ar-
beitslose gegeben, im Sommer an
die zehn Prozent.

Was Cham auf die Sprünge
geholfen hat? Plößl nennt dafür
ein Netzwerk, das alle ins Boot
nimmt – und Kommunalpoliti-
ker, die erkennen, dass für den
Mittelstand etwas getan werden
muss. Das stärkste Instrument ist
für ihn die „Aktion Lebens-
und Wirtschaftsraum Land-
kreis Cham“ mit der daraus
entwickelten Dachmarke „Beste
Aussichten – Landkreis Cham“.
War früher die Textilindustrie die
dominierende Branche, so ist die
wirtschaftliche Struktur heute
gekennzeichnet von einem Bran-
chenmix mit dem Schwerpunkt
Hightech. Dr. Plößl stolz: „Wir

sind vom Hinterwäldler zum
Technologiestandort geworden.“

Hohe Exportquote

Angesiedelt haben sich viele
kleine Betriebe mit einer Export-
quote von rund 50 Prozent. Heu-

empfunden. Die aktuelle Fest-
stellung des IHK-Vizepräsiden-
ten: „Die Krise schlägt fast nicht
auf den Arbeitsmarkt durch, wir
haben immer noch mehr Stellen
als Bewerber.“

Ausgewogenes
Branchenverhältnis

Ein ausgewogenes Branchen-
verhältnis, das endogene Poten-
zial (Unternehmensgründun-
gen), die Zusammenarbeit im
Netzwerk und hoch motivierte
Mitarbeiter sind für Plößl die
verlässlichen Säulen einer nach
oben zeigenden Entwicklung im
einstigen Armenhaus Bayerns.
Er macht den Kommunalpoliti-
kern in anderen Landkreisen
Mut, das Regionalmanagement
energisch anzugehen: „Es muss
quasi als Querschnittsfunktion
alle Bereiche durchdringen.“ Für
ihn heißt das: „Weg von der
klassischen Wirtschaftsförde-
rung und hin zum Regionalma-
nagement.“ Für einen starken
positiven Faktor in seinem Kreis
hält der Brauereichef den 1993
gegründeten Aktionskreis, dem
350 Mitglieder angehören, dar-
unter die meisten Gewerbetrei-
benden. Er ist die Plattform für
jede Neuerung, die angestoßen
wird.

Netzwerkbildung

Die Netzwerkbildung empfin-
det der Oberpfälzer als Nachhal-
tigkeitsgaranten. Und holzham-
mermäßig bläut er seinen kom-
munalpolitischen Kollegen ein:
„Regionalmanagement ist mehr
als eine leere Worthülse.“ In
Cham hat sich ein Cluster „Me-
chatronik“ herausgebildet, in
dem 12000 Menschen tätig sind.
An die 30 Firmen sind verknüpft

und werden von den Fachhoch-
schulen Deggendorf und Re-
gensburg unterstützt. Bald gibt
es den „Hochschul-Technologie-
Campus“ der FH Deggendorf.

Clusterbildung

Aber die akademische Aus-
bildung ist nicht alles. Mit 16
Prozent hat Cham eine relativ
geringe Abiturientenquote. Es
gibt noch den Cluster „Forst-
Holz“ und auch „Tourismus“.
Plößls Erkenntnis: „Wenn du
Cluster hast, dann gibt’s Geld.“
Mit dem Erfolg ist nach seiner
Darstellung auch das Selbstbe-
wusstsein der Menschen in der
Region gestiegen: „Viele unserer
Leute haben den Bayerwald un-
ter Wert gesehen.“ Jetzt aber
spürten immer mehr: „Wir sind
auf der Überholspur.“

Botschafter des
Landkreises

„Wir wollen was bewegen
und wir können was bewegen“,
sagt Dr. Plößl, der zu den 700
„Botschaftern des Landkrei-
ses Cham“ gehört. Als solchen
weist ihn seine Visitenkarte aus.
Dass dies mehr als nur ein netter
PR-Gag ist, das hat sich inzwi-
schen vielfach bestätigt. wefa

Dr. Alois Plößl aus Schönthal.
Foto: Falk

te liegt im 129.000-Einwohner-
Landkreis die Arbeitslosenquo-
te bei sagenhaften 2,8 Prozent,
seit drei Jahren gibt es keine
Jugendarbeitslosigkeit mehr.
Im Gegenteil: Der Arbeitskräfte-
mangel wird jetzt als Nachteil
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„Also Kinder, jetzt nach
Ostern sehe ich wieder aus wie
eine Presswurst. Wer in den
nächsten zwei Wochen in mei-
ner Gegenwart eine Leberkäs-
semmel isst oder Cola trinkt, ist
gefeuert.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, führte sich auf wie
eine Mischung aus Duodezfürst
und Manchester-Kapitalist,
weil seine Waage nach Oster-
lamm und Nougateiern wieder
eine dieser magischen Grenzen
überschritten hatte.

Dabei ist er gar nicht dick – er hat eher das,
was man bei einem Mann eine stattliche Figur
nennt. Überhaupt kann ich nichts mit Männern
anfangen, die über ihre Figur lamentieren.
Nachdem die ästhetische Konditionierung der
mitteleuropäischen Menschheit weit vor dem
Auftauchen des Gender-Gedankens abgeschlos-
sen schien, hatten Männer lange Zeit eigentlich
nie ein Figur-Problem. Der Mann wirkte

„wohlgenährt“ und „fest“, er „stellt was dar“,
wo eine Frau schon „pummelig“ und „flei-
schig“ „aus dem Leim gegangen“ ist.

Aber auch auf diesem Feld kommt die Gleich-
berechtigung voran. Bei den jüngeren Männern
wird die Liebe zur Linie durch die Werbung ge-
weckt und durch junge, selbstbewusste Frauen,
die am Strand eher mal einem Waschbrettbauch
nachschauen als einem Hamsterbäckchen. Bei
den älteren Semestern sind es neben soziologi-
schen Studien zur Korrelation von Leibesum-
fang und Lebensstandard vornehmlich die Ge-
sundheitsratgeber, die neuerdings auch in seriö-
sen Tageszeitungen ihre widersprüchlichen Bot-
schaften verbreiten.

Die Soziologen sagen (grob verkürzt): Dicke
sind doof, arm und asozial. Alle Gesundheitsrat-
geber sagen: Übergewicht ist der erste Schritt ins
Grab. Wirklich alle? Oh nein, die Industrie der
Ernährungsforscher, Fettleibigkeitsexperten und
Adipositas-Professoren ist jederzeit in der Lage,
interessengruppengerecht zu argumentieren.
Neuester Gag: Am längsten leben nicht die Dür-
ren oder Maßvollen (laut Body-Mass-Index –
BMI), sondern diejenigen, deren BMI ein wenig
über dem Normalgewicht liegt – diejenigen also,
die „etwas stämmiger gebaut sind“, wie es meine
Mama von sich sagen würde. Damit wir jetzt

aber nicht alle die Margarine
ins Klo spülen und wieder sah-
nige Butter verzehren, kommt
eine Einschränkung: Fett um
Hüften und Po ist hui, Fett am
Bauch ist pfui (physiologisch
gesehen). Also steht mein Chef
mit seiner Honoratioren-Wam-
pe auf der kardiologischen
Risiko-Liste ganz oben und
ich werde mit meiner nur müh-
sam durch Jogging niederge-
haltenen Anlage zur durch Fett-

gewebe verbreiterten Beckenansicht 100 Jahre
alt? Wer’s glaubt.

Aber wer Gesundheitsratgeber liest, muss sei-
ne Ernährungsgewohnheiten sowieso wöchent-
lich umstellen. Einmal heißt es, man solle nur
ballaststoffreiche Nahrung zu sich nehmen.
Letzte Woche war die Rede davon, man müsse
morgens deftig brotzeiteln, damit die Fettver-
brennung über’n Tag ins Laufen kommt. Also
weg mit dem Roggen-Wecken und dem Puten-
aufschnitt, her mit den Weißwürsten und dem
Leberkäs zum ersten Frühstück. Dabei sollte
man allerdings nach einer Studie auf keinen
Fall das Bier weglassen, weil darin tolle Vita-
mine, Enzyme und weiß der Teufel was Gesun-
des drin sind, während einige Wochen vorher
der Gerstensaft noch als Mittel des Selbstmords
auf Raten verdammt wurde. Der eine sagt, Rot-
wein trinkende Frauen lebten gesund, die ande-
ren behaupten das von Weißwein trinkenden
Männern.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat wie ich den
Überblick verloren. Deshalb haben wir beide
einen heimlichen Pakt geschlossen: Wir essen,
was uns schmeckt und trinken, worauf wir Lust
haben – aber halt nur so viel, wie uns gut tut.
Und wir sehen die Waage künftig nicht mehr als
Instrument der Diktatur, sondern der Mahnung
zum Maßhalten. Schließlich ist es noch nicht so-
weit, dass die Schrift „bitte nur eine Person auf
die Waage stellen“ auftaucht, wenn er oder ich
draufgehen. Ansonsten gilt, was der Schauspie-
ler Gert Fröbe, der seine Filmkarriere als hun-
gerhakendürrer Kriegsrückkehrer „Otto Nor-
malverbraucher“ begann und dessen Wanst
später sein Markenzeichen wurde, auf dem heu-
tigen Kalenderblatt bemerkt: „Man ist niemals
zu schwer für seine Größe, aber man ist oft zu
klein für sein Gewicht.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Maßhalten im
Figurwahnsinn

Im Bild (v. l.): KPV-Bezirksvorsitzender Gerhard Lunz, KPV-
Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl und die drei stellvertretenden
Bezirksvorsitzenden Dr. Scherzer, Brigitte Hegendörfer und
Werner Kundörfer (KPV-Ehrenkreisvorsitzender).

KPV Mittelfranken:

Nürnberger Land im
Bezirksvorstand gut vertreten

Werner Kundörfer bleibt
stellvertretender KPV-Bezirksvorsitzender

Bei den Neuwahlen des Bezirksvorstandes der Kommunalpoli-
tischen Vereinigung der CSU in Mittelfranken wurden Vertreter
aus dem Nürnberger Land in den Vorstand gewählt. Werner
Kundörfer bleibt stellvertretender KPV-Bezirksvorsitzender.

Zu Beginn der Veranstaltung
begrüßte die bisherige KPV-Be-
zirksvorsitzende Brigitte Hegen-
dörfer die anwesenden Mitglie-
der und legte einen kurzen Re-
chenschaftsbericht ab. Dabei be-
tonte sie, dass die kommunalpo-
litische Vereinigung in der CSU
ihren Einfluss für das Wohl der
Kommunen auch weiterhin ein-
setzen werde.

Zu einem interessanten Fach-
vortrag hatte die KPV Dr. Udo
Raab von der IHK Nürnberg für
Mittelfranken eingeladen, der
die anwesenden Kommunalpoli-
tiker über das Leitbild der Me-
tropolregion informierte.

Neuwahlen

Bei den darauf folgenden Neu-
wahlen wurde Gerhard Lunz aus
dem Landkreis Roth zum neuen
KPV-Bezirksvorsitzenden ge-
wählt (siehe Bericht S. 16). Aus
dem Nürnberg Land sind folgen-
de Vertreter im Bezirksvorstand
vertreten: Kreisrat Werner Kun-
dörfer (stellv. Bezirksvorsitzen-
der), Beisitzer: Stadträtin Christa
Begert, Kreisrat Thomas Ritter,
Kreisrat Andreas Kögel, Ge-
meinderat Roman Felber und
Stadt- und Kreisrätin sowie
KPV-Kreisvorsitzende Cornelia
Trinkl.

Hauptausschuss

In den KPV-Hauptausschuss
in München, der mit Vertretern
von Ministerien und Verbänden
wichtige kommunalpolitische
Themen bearbeitet, wurden Wer-
ner Kundörfer und Andreas Kö-
gel gewählt.

Allgäuer Solarmeisterschaft
Zweite Runde der Regionalwertung eingeläutet

Jetzt geht es in die entscheidende Phase für die Allgäuer Solar-
meisterschaft 2010. Noch bis zum 1. Juni 2010 können die All-
gäuer Städte und Gemeinden neu in die Wertung der Solarmei-
sterschaft einsteigen oder ihre Position verbessern. Im letzten
Frühjahr hatten der Bund Naturschutz in Bayern und das En-
ergie- und Umweltzentrum Allgäu (eza!) erstmals die Allgäuer
Solarmeisterschaft als eigenständige Allgäuer Regionalwertung
der Solarbundesliga ausgerufen. In der Premierensaison betei-
ligten sich schon mehr als ein Drittel aller Allgäuer Gemeinden
und Städte sowie alle kreisfreien Städte.

Neues Spiel – neues Glück: Je-
der Quadratzentimeter Solar-
fläche bringt Städte oder Gemein-
den Punkte und damit einen
Schritt näher an die Meisterschale
der Allgäuer Solarmeisterschaft.
Die heiße Phase in der neuen Sai-
son 2010 hat jetzt begonnen: Wer
wirdAllgäuer Solarmeister 2010?
Werden die bisherigen Meister
ihre Titel verteidigen können? Im
Sommer fällt die Entscheidung.
„In diesem Jahr rechnen wir mit
einem noch spannenderen Ren-
nen um Sonnenpunkte, wenn
noch mehr Kommunen als im er-
sten Jahr mitmachen“, sagt eza!-
Geschäftsführer Martin Sambale.

Ehrgeiz entfacht

„Eins haben wir in jedem Fall
schon geschafft: Mit der Allgäuer
Solarmeisterschaft haben wir den
Ehrgeiz der Gemeinden ent-
facht“, bestätigt Thomas Frey
vom Bund Naturschutz. Die Ver-
anstalter, der Bund Naturschutz in
Bayern e.V. und eza!, fordern alle
Allgäuer Gemeinden und Städte
des Allgäus auf, sich an der Mei-
sterschaft zu beteiligen. Das funk-
tioniert ganz unkompliziert: Sie
melden ihre Sonnenflächen onli-
ne. Dabei zählen sowohl Solar-
strom (Photovoltaik) als auch So-
larwärme (Solarthermie). Gewer-
tet wird nach dem bewährten
Punktesystem der Solarbundesli-
ga: Wer am meisten Sonnenener-

gie pro Einwohner nutzt, ge-
winnt. Der Meldeschluss für die
Allgäuer Solarmeisterschaft ist
der 1. Juni 2010.

Allgäuer Festwoche

Die Siegergemeinden und
-städte werden von Bund Natur-
schutz und eza! in diesem Jahr bei
der Meisterfeier auf der Allgäuer
Festwoche der Öffentlichkeit prä-
sentiert. Bedingung beim Melden
ist, dass die ermittelten Daten
glaubhaft belegt werden können.

Schätzungen gelten also nicht.

1521 Kommunen im Rennen

Die Solarbundesliga gibt es
schon seit 2001 in Deutschland.
Sie ist eine Initiative der Deut-
schen Umwelthilfe, der Fach-
zeitschrift Solarthemen, enga-
gierter Privatleute und Sponso-
ren. Derzeit sind insgesamt
deutschlandweit 1521 Städte und
Gemeinden mit im Rennen. Dar-
unter inzwischen 54 Kommunen
aus dem Allgäu. „Das können
noch immer mehr werden“, er-
muntert Sambale.
Alle weiteren Informationen
gibt es unter: www.allgaeuer-
solarmeisterschaft.de. Dane-
ben können sie auch telefo-
nisch erfragt werden: Beim
Bund Naturschutz unter 0831/
15111 oder bei eza! unter 0831/
9602860.

Werden die Meister von 2009 am Ende wieder feiern? (v. l.):
Reiner Friedl, Bürgermeister Rettenbach am Auerberg,
Wilhelm Fischer, Bürgermeister Rettenbach, Bernhard Kerler,
Bürgermeister Bad Grönenbach, Martin Sambale, eza!-
Geschäftsführer, Thomas Breuer, Sonthofen, Thomas Frey,
Bund Naturschutz in Bayern. Foto: eza!

Die Metropolregion
als Riesen-Puzzle

Die Künstler Steffen Haas und Gunter Hansen zeichnen die
Metropolregion München: „Es macht Spaß, so etwas Gigantisches zu illustrieren“

Zwei Küken und eine Maus sitzen am Chinesischen Turm im
Englischen Garten, am Verkehrsknotenpunkt Buchloe im
Ostallgäu stapft ein Saurier durch die Autoschlangen und im
Landkreis Neuburg-Schrobenhausen plaudert die Spargelköni-
gin mit zwei hochgewachsenen Spargelstangen: Charmant und
spielerisch präsentieren die Künstler Steffen Haas und Gunter
Hansen die Europäische Metropolregion München (EMM) auf
einem Riesen-Puzzle in der Größe zwei mal zwei Meter. „Wir
wollen die Europäische Metropolregion München bekannter
machen – und zwar mit etwas, das die Leute erleben können und
bei dem sie auch etwas zum Schmunzeln haben“, sagt Ralf Ga-
briel, Geschäftsführer der Münchner Kultur GmbH, der die
Idee zu dem Puzzle hatte und für die EMM das Projekt leitet.

Die beiden Künstler Steffen
Haas und Gunter Hansen arbei-
ten bereits seit 15 Jahren zusam-
men und sind bekannt für ih-
re beiden Markenzeichen: das
Küken und die Maus. Das Rie-
senpuzzle ist die größte Illustra-
tion, die die beiden Künstler bis-
her gemacht haben. „Es macht
sehr viel Spaß, so etwas Giganti-
sches zu illustrieren“, erzählt
Steffen Haas. Die Fläche, die
beide auf dem Puzzle darstellen,
ist tatsächlich sehr groß: Die
EMM reicht von Eichstätt im
Norden bis Garmisch-Partenkir-
chen im Süden und von Augs-
burg im Westen bis nach Rottal-
Inn im Osten. Auf einer Fläche
von etwa 24.000 Quadratkilome-
tern leben rund 5,5 Millionen
Bürger – etwa jeder 15. Deut-
sche ist somit in der Metropolre-
gion München zu Hause.

Einzigartige Landkarte

Seit einigen Wochen zeich-
nen Haas und Hansen an den ein-
zelnen Teilen des Puzzles, die am
Ende zusammen eine einzig-
artige Landkarte der EMM er-
geben. Zuerst wurde die Land-

schaft mit Flüssen, Bergen, Wäl-
dern und Verkehrslinien mit Tu-
sche in schwarz-weiß gefertigt,

der Münchner Kultur GmbH hat
dazu rund 1000 Bilder als Vorla-
ge für die Künstler recherchiert.
Die 24 Landkreise und die sechs
kreisfreien Städte Augsburg, In-
golstadt, Kaufbeuren, Landshut,
München und Rosenheim, die
zur EMM gehören, werden mit
ihren typischen Sehenswürdig-
keiten und Besonderheiten dar-
gestellt. Auch bekannte Unter-
nehmen haben die Möglichkeit,
sich auf dem Puzzle zu präsen-
tieren.

Detailgetreue Motive und
Bilderbuchcharakter

In München ist zum Beispiel die
Frauenkirche, der Viktualienmarkt
und der Frauendom zu sehen, in
Augsburg spaziert Bertolt Brecht
durch die Stadt, im Landkreis
Eichstätt machen Küken mit
Rucksack eine Radtour im Natur-
park Altmühltal und in Mühldorf
zieht ein Schützen- und Trach-
tenumzug über den Stadtplatz. Die
Künstler haben den Anspruch, die
Motive detailgetreu zu zeichnen,
gleichzeitig dem Puzzle aber einen
illustrativen Bilderbuchcharakter
zu geben, der auch Erwachsene
schmunzeln lässt. Die Grenzen der
24 Landkreise entsprechen dabei
den Umrissen der einzelnen Puzz-
leteile. „Das Puzzle ist ein sehr
schöner Auftrag, wenn man Bay-
ern mag“, sagt der Münchner
Gunter Hansen.

Besondere Herausforderung

Einige Motive wie die Allianz-
Arena oder Schloss Neuschwan-
stein stellten die Zeichner dabei

vor besondere Herausforderun-
gen und mussten mehrmals ge-
zeichnet werden, bis Haas und
Hansen damit zufrieden waren.

Gedanke der Region

Florian Thamm von der Mün-
chner Kultur GmbH steht jetzt
noch die Aufgabe bevor, die ein-
zelnen Motive am Computer für
den Druck im Großformat vor-
zubereiten. Dann wird das Puzz-
le auf Holz gedruckt und mit
Hilfe moderner CNC-Technik in
die einzelnen Teile gefräst. Am
15. Juli feiert das Riesen-Puzzle
bei den „EMM-Wissenswelten“
an der Universität Augsburg Pre-
miere. Künftig soll es bei vielen
Veranstaltungen der EMM im
Einsatz sein und den Gedanken
der Metropolregion in die Öf-
fentlichkeit transportieren.

Der Viktualienmarkt.

dann farbig coloriert. Darauf
werden die einzelnen Motive
platziert. Bisher haben die beiden
Künstler 275 Illustrationen ge-
zeichnet. Stephanie Stragies von
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Sportgeräte

Tel. 07195 /69 05-0 · Fax: 0 71 95 / 69 05-77 · info@benz-sport.de

www.benz-sport.de

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Schacht-Ausrüstungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — bestrasst — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters.

z. B. BW-Tragetaschen 500 St. einfarbig bedruckt
€360,00 + MwSt. + Film.

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

☎ 05326 / 502-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Vorschau auf GZ 9
In unserer Ausgabe Nr. 9, die am 29. April erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Kommunale Baupolitik
Wasserversorgung und Wasserentsorgung
Kommunalfahrzeuge
Garten- und Landschaftsbau, Grünanlagen

Avantgarde bei
Antidiskriminierung

Stadt Würzburg will einen Ombudsrat
gegen Ausgrenzung jeder Art installieren

Mit dieser Maßnahme gehört die Stadt Würzburg laut Stefan
Lutz-Simon vom „Bündnis für Zivilcourage“ in Sachen Antidis-
kriminierung zur Avantgarde: „Sie will auf unseren Vorschlag
hin einen Ombudsrat einrichten, das ist bundesweit einmalig.“
Hinter den Kulissen wird seit über einem Jahr an diesem Om-
budsrat gegen Diskriminierung gestrickt. Nun schickte die Stadt
einen Satzungsentwurf an das Bündnis. Der wurde bei der Ver-
sammlung einstimmig angenommen.

Nicht wenige Mitglieder der 55
Unterstützerorganisationen des
Bündnisses haben eigene Erfah-
rung mit Diskriminierung. Aus-
grenzungen werden zum Beispiel
demAusländerbeirat der Stadt ge-
meldet, dem Internationalen Isla-
mischen Forum, dem schwul-les-
bischen Vereinen „Tolaranzfa-
brik“ und „WuF“ sowie dem Ver-
band binationaler Familien. Beim
Sprecherrat des Bündnisses lan-
den nicht selten Klagen darüber,
dassAusländer, zumal, Schwarze,
in Diskotheken Schikanen über
sich ergehen lassen müssen. Bis-
her hatte das Bündnis dagegen
kaum eine Handhabe. Dies, hof-
fen die Mitglieder, soll sich durch
den neuen „Ombudsrat gegen ge-
sellschaftliche Diskriminierung
und für Zivilcourage“ ändern.

Grundgesetz

Gemäß dem Grundgesetz darf
niemand wegen seines Ge-
schlechts, seiner Abstammung,
seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religiösen oder
politischen Anschauungen oder
aufgrund einer Behinderung be-
nachteiligt oder bevorzugt werden.
Es geht also um die Würde eines
jeden Menschen. „Die Menschen-
würde zu achten und zu schützen,
sowie Gleichberechtigung zu ge-

währleisten, ist nicht nur Ver-
pflichtung jeglicher staatlicher Ge-
walt, sondern auch Verpflichtung
für die Stadt Würzburg“, heißt es
denn in dem vierseitigen, von den
Juristen der Stadtverwaltung ge-
prüften Entwurf.

Im Gegensatz zu anderen Ge-
meinden, die öffentliche Antidis-
kriminierungsstellen schufen,
setzt die Stadt Würzburg beim
Kampf gegen Diskriminierung
auf das Engagement ihrer Bürger-
innen und Bürger. Der Ombudsrat
soll aus fünf Personen bestehen,
die dem Bündnis für Zivilcourage
oder einer der 55 Unterstützeror-
ganisationen angehören. Dieses
vom Stadtrat zu bestätigende
Quintett soll künftig Anlaufstelle
für alle Bürgerinnen und Bürger
werden, die sich „durch Handeln,
Duldung oder Unterlassung jegli-
cher Art, sei es durch juristische
wie natürliche Personen, bzw.
durch Träger der öffentlichen Ge-
walt“ in ihrer Menschenwürde
diskriminiert fühlen.

Beiratsfunktion

Sämtliche Klagen darüber, dass
sich ein Bürger der Stadt inhuman
behandelt fühlt, sollen dokumen-
tiert und dem Stadtrat einmal
jährlich vorgetragen werden.
Dem Ombudsrat soll „Beirats-
funktion“ zukommen, was be-

Lebhaft diskutiert wurde bei der Vollversammlung des Würz-
burger Bündnisses für Zivilcourage (von links: die Sprecher
Stefan Lutz-Simon, Burkhard Hose und Natali Gonzales) der
Satzungsentwurf der Stadt Würzburg über den neuen Ombuds-
rat. Foto: Pat Christ

deutet, dass er das Recht hat, den
Stadtrat bei seiner Arbeit zu bera-
ten. Eine enge Kooperation wird
es mit Jutta Berlinghof, der neuen
Gleichstellungsbeauftragten der
Stadt Würzburg, geben.

Großer Schritt
nach Vorne

Für das „Bündnis für Zivilcou-
rage“ bedeutet das Entgegenkom-
men der Stadt, einen Ombudsrat
nach den Vorstellungen der Initia-
tive zu gründen, einen großen
Schritt nach vorne - der mit vielen
Unwägbarkeiten verbunden ist.
Noch lässt sich in keiner Weise
abschätzen, wie viele Menschen
sich an den Ombudsrat wenden
werden. Zumal das Bewusstsein
dafür, was Diskriminierung und
was „normal“ ist, in Zeiten zuneh-
mender, Spargründen geschulde-
ter Repressionen bei vielen Bür-
gern nicht sonderlich stark ausge-
prägt ist. Offen ist schließlich
auch noch die Frage, über wel-
ches Budget die ehrenamtlich
agierenden Ombudsratsmitglieder
verfügen können. Im Satzungs-
entwurf ist lediglich davon die
Rede, dass die Stadt ein Budget
gewähren „kann“.

Präsentation

Der Satzungsentwurf soll nun
den Mitgliedern der einzelnen
Fraktionen im Würzburger Stadt-
rat präsentiert werden. Der Om-
budsrat wird installiert, sowie das
Papier im Stadtrat beschlossen
und in der Tagespresse veröffent-
lich ist. Pat Christ

Preis für den Landkreis Günzburg:

„Bündnis des Monats
März 2010“

Von Amt zu Amt, von Behörde zu Behörde: Alleinerziehende und
junge Familien, die auf der Suche nach Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen sind, haben es imAlltag nicht immer leicht. Das Lo-
kale Bündnis für Familie Landkreis Günzburg will diesen Umstand
ändern und hat dahergemeinsam mit dem Landkreis Günzburg ein
„Netzwerk fürAlleinerziehende und junge Familien“ gestartet.

Dabei ist dieses Projekt nur eines
von vielen, mit denen in der Regi-
on auf Familienfreundlichkeit ge-
setzt wird: Schon seit rund vier
Jahren entwickelt das Lokale
Bündnis für Familie Landkreis
Günzburg immer wieder neue
Ideen, mit denen sich dieAngebote
für Familien, Kinder und Jugendli-

che ausbauen lassen. Für dieses
Engagement wurde das Bündnis
nun zum „Bündnis des Monats
März 2010“ gewählt. Vergeben
wird die Auszeichnung von der
Servicestelle der Bundesinitiative
„Lokale Bündnisse für Familie“,
die das Bundesfamilienministeri-
um 2004 ins Leben gerufen hat. hj

Seit Januar 2010 erhalten Fa-
milien mit besonderem Unter-
stützungsbedarf den „Familien-
taler“ – einen Bildungsgut-
schein über40 Euro, mit dem die
Aufgeschlossenheit der Eltern-
schaft gegenüber Familien- und
Elternbildung gefördert werden
soll. Landrat Hubert Hafner
präsentiert hier den „Günzbur-
ger Familientaler“. Bild: hj

Zehn Jahre generalsaniertes Falkenhaus:

Ein Jubiläum mit
vielen Gratulanten

Amelie Fried hat hier gelesen, aber auch Helge Schneider, Ulrich
Wickert oder Wolfram Siebeck: Im Lesecafé der Würzburger
Stadtbücherei. Das Lesecafé ist jedoch nur ein Teil der Würzbur-
ger Stadtbücherei, die vor zehn Jahren nach einer siebenjährigen
Bauzeit neu eröffnet wurde. Denn neben der Stadtbücherei mit
seinem Literaturcafé beherbergt das Falkenhaus mit dem Fal-
kenhof auch die Confiserie Bossert, die Betreuungsstelle sowie
die Aktenstelle der Stadt Würzburg.

Und die Stadtbücherei steht in
der Gunst der Würzburger auch
sehr hoch, was die Nutzerzahlen
belegen: In den vergangenen
zehn Jahren liehen 6,8 Millionen
Besucher über 22 Millionen Me-
dien aus. „Die Würzburger Stadt-

bücherei ist in Würzburg, aber
auch in ganz Deutschland sehr
anerkannt“, betonte Anja Flicker,
Leiterin der Stadtbücherei, beim
Jubiläum.

Das zeigte sich auch am Besu-
cherstrom, den die Stadtbücherei
an ihrem Jubiläumstag hatte. Al-
lein 2700 Besucher kamen in die
Bücherei – darunter viele Neukun-
den, die die Chance auf eine Jah-
reskarte zum halben Preis nutzen.
Auch Bürgermeister Dr. Adolf
Bauer, der die Jubiläumstorte an-
schnitt, lobte die Bücherei: „Sie ist
hervorragend geführt und mehr-
fach preisgekrönt.“ Auch die stän-
dig steigenden Ausleihzahlen der
Bücherei, die im Herzen der Stadt
liegt, würden die hervorragende
Arbeit unterstreichen.

Die Förderung von Lese- und
Medienkompetenz in der Würz-
burger Stadtbücherei beginnt mit
den „Bücherbabies“ bei den ganz
Kleinen, setzt sich fort für Kinder
im Kindergarten- und Grund-
schulalter mit dem „Leseausweis
für Leseanfänger“, dem Schreib-

wettbewerb „Flup - der Bär“ so-
wie Bücherkisten und Führungen.
Der „Referatecoach“ unterstützt
Oberstufen-Schüler gezielt bei der
Recherche für ihre Fach- und W-
Seminar-Arbeiten.An Kunden al-
ler Altersstufen richten sich die
Schreibwerkstatt, das Erzählcafé
und das Fortbildungsprogramm
im Lernstudio. Die Stadtbücherei
Würzburg zählte zu den Pionieren
beim Einstieg in Internet-Angebo-
te: Selbstverständlich kann man
online im Medienangebot recher-
chieren, vormerken, verlängern
und weitere Angebote nutzen.
10.000 e-Books, elektronische
Audio- und Video-Dateien stehen
in der Virtuellen Stadtbücherei
zum Download zur Verfügung.
Bürger, die in ihrer Mobilität ein-
geschränkt sind, werden durch
den ehrenamtlich arbeitenden mo-
bilen Bücherdienst versorgt.

Gleichzeitig wurde sie mehr-
fach preisgekrönt: „Bibliothek des
Jahres 2003“, „Bayern-Online-
Preis“ sowie mehrfach erste Plätze
im Bibliotheksranking „BIX“ der
Bertelsmann Stiftung; auch die
Auszeichnung „Bibliothek - Part-
ner der Schulen “ speziell für das
Angebot der Kinder- und Jugend-
bibliothek wurde der Stadtbüche-
rei schon mehrmals verliehen.

„Wir wollen das Bewährte be-
halten, aber auch innovative neue
Angebote einführen“, so Flicker:
„Fordern Sie uns, nutzen Sie
uns.“
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